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Editorial

Editorial

Liebe Leserinnen, liebe Leser,

Thereës life in the old dog yet ñ so klingt es auf Englisch, wenn die Rede ist von 
den Totgesagten, die länger leben. Beide Sprichwörter beschreiben zutref-
fend den momentanen Zustand der Saarbrücker Hefte. Wie Sie bereits wis-
sen, haben im Jahr 2020 der Saarbrücker Oberbürgermeister Uwe Conradt 
und die Stadtratskoalition aus CDU, Grünen und FDP die städtische Förde-
rung der Saarbrücker Hefte eingestellt.

Die ominösen Pläne für ein Gutachten, das nach 65 Jahren klären sollte, ob 
die Hefte überhaupt zur Kultur gehören und aus dem Kulturetat der Stadt 
gefördert werden können, haben sich in Luft aufgelöst. Tatsächlich hatte 
Torsten Reif, der bei der Wahl am 8. Juni 2021 gescheiterte Grünen-Kandi-
dat für das Amt des Kulturdezernenten der Landeshauptstadt, im Frühjahr 
2021 signalisiert, dass ein Weg gefunden würde, den Druckkostenzuschuss 
für die Hefte in Höhe von 10 000 Euro zumindest für ein weiteres Jahr zu 
übernehmen. Nichts da. Stattdessen haben die Grünen bereits zweimal 
gegen die Unterstützung der Saarbrücker Hefte aus dem städtischen Etat 
gestimmt und gemeinsam mit CDU und FDP beschlossen, ein stadteigenes 
Amtsblatt für 180.000 Euro im Jahr zu ɲnanzieren. Mit diesem Geld wäre die 
Existenz der Saarbrücker Hefte für weitere 18 Jahre gesichert. Ist sie leider 
nicht.

So bleiben die LeserInnen der Saarbrücker Hefte die wichtigste Stütze der 
Zeitschrift. Ein Abonnement oder eine Spende für eine informative und an-
regende Lektüre ñ so erhalten Sie unabhängigen Journalismus.

In der 123. Ausgabe der Saarbrücker Hefte widmet sich unser Redakteur 
Wilfried Voigt dem sich zuspitzenden Konɳikt bei den Grünen an der Saar. 
ϥm Mittelpunkt der parteiinternen Auseinandersetzungen steht ɀ wieder 
einmal ñ Hubert Ulrich, der seit 30 Jahren die Partei dominiert. Im Gespräch 
mit den Saarbrücker Heften greift ihn Grünen-Vorstandsmitglied Marita 
Mayers scharf an. Sie wirft ihm »strukturelle und soziale Gewalt« gegen ein-
zelne Personen und kleine Gruppen in der Partei vor. Kritik gibt es auch vom 
Bundesvorstand. Der erwartet von den Saar-Grünen, wie ein Sprecher ge-
genüber den Heften erklärte, dass sie »bei den kommenden Listenaufstel-
lungen« endlich das Frauenstatut umsetzen und beanstandet, dass die Mit-
gliedsbeiträge im bundesweiten Vergleich viel zu gering seien.

Im Fall des durch einen rassistischen Brandanschlag 1991 in Saarlouis er-
mordeten Samuel Koɲ Yeboah, mit dem wir uns im Heft 122 ausführlich 
beschäftigt haben, gibt es endlich ernsthafte Ermittlungen und einen Tat-
verdächtigen. Auch die Stadt hat die neonazistischen Gründe der Tat aner-
kannt.

Von Saarlouis nach Saarbrücken. Hier hat der Oberbürgermeister Uwe 
Conradt einen Feldzug gegen Aufkleber auf Laternen und Stromkasten ge-
startet. Darüber haben sich Laura Weidig und Dennis Kundruz Gedanken 
gemacht und fragen »Wem gehört die Stadt?«
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Das Saarland und seine Landeshauptstadt sind in vielem einmalig ñ das 
verkünden oft die Landesregierung und ihre PR-Strategen. Das stimmt. 
Es gibt kein zweites Bundesland, das keinen Botanischen Garten hat. Der 
1952 gegründete Jardin Botanique de la Sarre wurde vor fünf Jahren trotz 
bundesweiter Proteste geschlossen. Einmalig ist vermutlich auch, dass sich 
die einzige Ausländerbehörde im Land nicht mehr in der Landeshauptstadt 
beɲndet, sondern in die schwer erreichbare saarländische Provinz verlegt 
wurde. Die Hefte beschreiben die fatalen Abläufe und ihre Folgen für die 
SaarländerInnen.

Unser Autor Erich Später widmet sich dem langjährigen Präsidenten des 
Deutschen Fußball-Bundes (DFB) und Erɲnder des Sportachtels im Saar-
land Hermann Neuberger. Wieso wird dieser Mann, dem die gute Laune 
bei einem Fußballfreundschaftsspiel wichtiger war als das Leben der da-
mals 30-jährigen Elisabeth Käsemann, deren mögliche Rettung aus der 
Folterkammer der argentinischen Militärjunta er verweigerte, im Saarland 
geehrt? Er ist Namensgeber diverser Preise, Straßen, Turnhallen, einer 
Sportschule und sogar einer Gesamtschule in seiner Geburtsstadt Völklin-
gen.

Von Völklingen aus über Wehrden in den Warndt führt uns diesmal unser 
»Lokalredakteur« Ekkehart Schmidt. Er beschreibt, wie die aufgesuchten 
Lokale die Pandemie überstanden haben. Oder auch nicht. Wir decken auf, 
ob sich das Lokal »Zum Kraftwerk« bald in »Zum Amazon-Verteilzentrum« 
umbenennen wird, folgen ihm morgens in eine vermutete »rotlichtige Spe-
lunke« und entdecken in einem anderen Lokal das Originalgraʛti aus dem 
Jahr 1793 »Vive la République«. 

Es war das nach 1945 entstandene autonome Saarland, das überlebenden 
Juden das Angebot und Mut machte, in diesem Land eine alte oder neue 
Heimat zu ɲnden. Bereits 1951 wurde die neu erbaute Synagoge einge-
weiht. Dies war der erste Neubau einer Synagoge im deutschsprachigen 
Raum nach der Shoah. Laura Weidig beschreibt Stationen aus der Ge-
schichte der Synagogengemeinde bis in die Gegenwart.

Unser Autor Ralph Schock erinnert an den vor 50 Jahren in Saarbrücken 
abgehaltenen NS-Prozess gegen den KZ-Kommandanten Fritz Gebauer we-
gen mehrfachen Mords. Und Oliver Siebisch rekonstruiert den gegen den 
Jazzpionier Eric Borchard vor 90 Jahren vor dem Landgericht Saarbrücken 
geführten Prozess wegen fahrlässiger Tötung. Sie dürfen raten, wer von 
den beiden seine Strafe im Gefängnis absitzen musste. 

Die Galerie in diesem Heft gehört einem Künstler der besonderen Art ñ 
Volker Schütz. Besonders beliebt ist er durch seine Serie der zaubervol-
len Pilze geworden, die plötzlich in den Wäldern erschienen, nachdem der 
Künstler dort seine Sporen hinterlassen hatte. Was er mit seiner Körperteil-
verlängerungsmaschine angestellt hat und in welcher Form sich auch ein 
Virus in seinem Atelier ausbreitet, sehen sie ab Seite 76.

Um auf die Lebensweisheiten vom Anfang des Textes zurückzukommen: 
Wir planen weiter. Die nächste Ausgabe der Saarbrücker Hefte möchten 
wir vor Weihnachten dieses Jahres herausbringen. Für Ihre Unterstützung, 
Ihren Zuspruch und Ihre Kritik danke ich Ihnen im Namen der Redaktion.

Sadija Kavgić
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»Geschämt, Grüne zu sein«
Bizarres Spektakel auf dem Parkdeck

Von Wilfried Voigt

Während die Kanzlerkandidatin Annalena Baerbock die Grünen-Träume von der 
politischen Macht in Berlin beɳügelt und Einigkeit in der früher oft heftig streiten-
den Partei auf Bundesebene plötzlich als neuer grüner Markenkern stilisiert wird, 
ist im Saarland oϜen ein erbittert geführter innerparteilicher Machtkampf ent-
brannt. Möglicherweise mit negativen Folgen für die Grünen bei der Bundestags-
wahl im September.

Titel

sich dafür angeblich gar nicht bewegen – sie 
waren gerade erst im Lokal angeworben wor-
den, von Hubert Ulrich. 

Der gelernte Werkzeugmacher und studier-
te Wirtschaftsingenieur, der sein Wirkungs-
feld weniger in der Industrie als in der Poli-
tik suchte, startete seine lokale Karriere bereits 
1982, zwei Jahre nach Gründung der Grünen. 
Neun Jahre später, am 16. Juni 1991, wurde 
er erstmals zum Landesvorsitzenden gewählt. 
Den Saarlouiser Ortsverband baute Ulrich – 
gemessen an der Einwohnerzahl – zu einem 
der größten bundesweit aus. Rund 720 Be-
wohner der etwa 35.000 Einwohner zählenden 
Kleinstadt haben heute ein grünes Parteibuch. 
Zum Vergleich: In Bremen mit 570.000 Ein-
wohnern sind es nur etwas mehr als 1.000.

Tina Schöpfer und Markus Tressel, Vorsit-
zende/r der saarländischen Grünen, waren 
ganz beglückt, als Annalena Baerbock am 
19. April 2021 von Robert Habeck als Kanz-
lerkandidatin ausgerufen wurde. Sie freuten 
sich, dass das Grünen-Dreamteam in Ber-
lin diese wichtige Entscheidung »mit einem 
klaren Zeitplan professionell und vor allem 
freundschaftlich und im respektvollen Mit-
einander gelöst hat«. Das »tolle Spitzenduo« 
habe gezeigt, »dass man die K-Frage auch 
menschlich, freundschaftlich und mit dem 
Blick fürs Ganze lösen kann«. Dieser Politik-
stil »sollte Schule machen«. Er sei »Ausdruck 
einer hervorragenden politischen Kultur, die 
uns stolz auf unsere Partei macht«.

Gerade mal vier Wochen später war es jäh 
vorbei mit der guten innerparteilichen Laune 
an der deutsch-französischen Grenze. Plötz-
lich hallten Begriffe der Empörung durchs 
kleine Land: »Illiberale Demokratie«, »Ein-
schüchterung«, »Nepotismus« und »ich schä-
me mich, Grüne zu sein« hieß es da.

Wer hatte den Aufruhr ausgelöst, was war 
geschehen? Es war der »Panzer«. Der heißt mit 
bürgerlichem Namen Hubert Ulrich (63). Das 
Attribut haftet ihm wegen seiner brachialen 
Art an, mit der er seit gut drei Jahrzehnten 
durchs politische Saarland p�ügt, meistens 
unterwegs, seine innerparteiliche Macht zu 
festigen oder auszubauen. Seine Hauptbasti-
on ist die Garnisonsstadt Saarlouis mit ihrer 
hohen Gastronomiedichte. Ulrichs politischer 
Aufstieg ist der Grünen-Legende nach un-
trennbar mit der Kultkneipe »Humpen« ver-
bunden. Dort wurde die Aufnahme vieler neu-
er Parteimitglieder begossen, etliche mussten 

Hubert Ulrich ɀ Mitgliederwerbung in der Kneipe 
Foto: Andreas Engel
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Just an Ulrichs lokalem Machtzentrum 
entzündete sich der jüngste innerparteiliche 
Kon�ikt, der den Grünen an der Saar bis zur 
Bundestagswahl im September noch erheb-
liche Probleme bereiten und, bei einem erwar-
tet sehr knappen Wahlausgang, der Partei auf 
Bundesebene im schlimmsten Fall sogar den 
Weg ins Kanzleramt verbauen könnte. 

Die letzte dramatische Niederlage der chro-
nisch am politischen Hungertuch nagenden 
Landes-Grünen liegt vier Jahre zurück. Im 
Frühjahr 2017 �ogen sie aus dem Saar-Parla-
ment. Mit desaströsen vier Prozent belegten 
sie im bundesweiten Vergleich der Landtags-
wahlen damals den letzten Platz. Selbst in der 
Grünen-Diaspora Mecklenburg-Vorpommern 
hatte die Partei 2016 immerhin 4,8 Prozent 
erreicht. 

Lokalmatador Ulrich übernahm pro forma 
die Verantwortung für die Schmach und zog 
sich einstweilen in die Saarlouiser Kommunal-
politik zurück. Tina Schöpfer und der Bundes-
tagsabgeordnete Markus Tressel besetzten als 
Duo die Vorstandsposten im Landesverband. 
Vier Jahre später preist die seit 2020 amtieren-
de Saarbrücker Grünen-Bürgermeisterin und 
Finanzdezernentin Barbara Meyer-Gluche, der 
Ambitionen für die Landtagswahl 2022 nach-
gesagt werden, dies als posi tiven Neustart. Ihr 
Ex-Chef Hubert Ulrich, für den sie bis 2017 
im Landtag als wissenschaftliche Mitarbeite-
rin gearbeitet hat, habe damals »den Genera-
tionswechsel in der Partei eingeleitet«. Auch 
seine künftige Rolle, erklärte sie der Saarbrü-
cker Zeitung, »sollte sich darüber de�nieren, 
den Erneuerungsprozess in der Partei weiter 
zu unterstützen«. Als hätte er das je ernsthaft 
getan. Seine Strategie ist eher das Gegen-
teil: immer weiter so wie vor dreißig Jahren. 
Meyer-Gluche gilt als Ulrich-Verbündete. Bei 
der Landtagswahl 2017 bildete sie mit ihm das 
Spitzenduo. Nach dem politischen Absturz auf 
Landesebene wurde sie gut aufgefangen: als 
Referatsleiterin im CDU-geführten saarlän-
dischen Finanzministerium. 

Jene in der Partei, die damals aufatme-
ten und ho�ten, die saarländischen Grünen 
würden Ulrichs rabiaten Führungsstil end-
gültig abschütteln, wurden spätestens am 
16. Mai 2021 heftig überrascht und ebenso 
enttäuscht. Der »Panzer« war zurück. Er hat-
te o�enbar nur auf einen günstigen Zeitpunkt 
gewartet, um wie eh und je durch die Orts-
verbände zu rumoren. Seitdem Demoskopen 

im Gefolge des Baerbock-Habeck-Hypes so-
gar den auf Landesebene notorisch schwa-
chen Grünen beachtliche Zuwächse voraus-
sagen, wenn auch deutlich unter dem Bun-
destrend, keimt Ho�nung auf, noch einmal 
richtig mitmischen zu können. Ulrich insze-
nierte an diesem Mai-Sonntag in Saarlouis 
ein bizarres Spektakel, um die Weichen für 
den Landesparteitag am 20. Juni zu stellen, 
bei dem über den neuen Landesvorstand und 
über die Spitzenkandidatur für den Bundestag 
abgestimmt wird. Gegen ihn, so Ulrichs Ma-
xime, darf nichts Wesentliches geschehen. 

Grüne Dystopie im Parkhaus

Obwohl er erst wenige Wochen zuvor wegen 
einer kleineren Präsenzveranstaltung der Grü-
nen im Saarlouiser �eater am Ring für Nega-
tivschlagzeilen gesorgt hatte, weil ein Teilneh-
mer mit Corona in�ziert war und damit alle 
Beteiligten in Quarantäne zwang, lud Ulrich 
auf ein zugiges, dunkles und kaltes Parkdeck 
des örtlichen Kaufhauses Pieper ein. An die 
130 Mitglieder, darunter wenig junge, ver-
harrten stundenlang auf weißen Plastikstüh-
len, eingehüllt in Decken oder dicke Wind-
jacken. Da für sie keine Mikrofone vorhan-
den waren und sie wegen Corona in großen 
Abständen fast über das gesamte Parkdeck 
verteilt waren, kamen keine Diskussionen zu-
stande, was o�ensichtlich so gewollt war. Eine 
Szene wie in einer schwarzen Satire über das 
Ende der ehemals bunten und streitbaren grü-
nen Basis. Eine kleine Lautsprecheranlage war 
nur am Vorstandstisch installiert, von dem aus 
zwei Parteigänger aus Saarbrücken die Veran-
staltung moderierten. Monoton verlasen sie 
Namenslisten, auf denen die vom Vorstand 
ausgewählten Kandidaten handschriftlich ein-
getragen werden mussten. 

Während manche sich verärgert wun-
derten, dass für die Versammlungsleitung 
keine Saarlouiser Grünen eingesetzt wur-
den, hatten Mitglieder, die schon länger da-
bei sind, ein Aha-Erlebnis: Einer der Modera-
toren im Pieper-Parkhaus spielte mal für die 
FDP eine prominente Rolle: Sebastian Pini. 
In der im März 2012 von CDU-Ministerprä-
sidentin Annegret Kramp-Karrenbauer auf-
gelösten Jamaika-Koalition war er Gesund-
heitsstaatssekretär. Nach dem Scheitern, für 
das Kramp-Karrenbauer vor allem die Freien 
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Demokraten verantwortlich machte, trat er in 
die SPD ein. Nun tauchte er – für viele über-
raschend – bei den Grünen auf. Pini war bis 
2015 Vizepräsident beim 1. FC Saarbrücken. 
Nach heftigen internen Querelen gab er das 
Amt in dem Verein auf, in dem sein frühe-
rer liberaler Parteifreund Hartmut Ostermann 
noch immer Präsident ist. Ostermann betreibt 
neben einer Reihe von Hotels (Victors) rund 
120 Senioren- und P�egeheime in Deutsch-
land (Pro Seniore, rund 9.000 Beschäftigte).

Vor der Landtagswahl 2009 spendierte er 
den saarländischen Grünen 47.500 Euro, im 
Jahr davor waren es 9.500 Euro. Auf Betreiben 
von Ulrich entschied sich die Partei gegen eine 
(mögliche) rot-rot-grüne Koalition und für Ja-
maika. Seine Ablehnung eines links-grünen 
Bündnisses begründete er mit dem Hinweis 
auf die angeblich mangelnde Verlässlichkeit 
von Oskar Lafontaine.

Später kam heraus, dass der Grünen-Chef 
von 2001 bis 2009 auf der Gehaltsliste der 
Saarbrücker IT-Beratungsfirma think and 
solve mbH stand, an der damals auch P�e-
geheim-Mogul Ostermann mit 25 Prozent 
beteiligt war. Hochgerechnet erhielt Ulrich 
von der Firma in dieser Zeit insgesamt rund 
235.000 Euro brutto.1

Alte Geschichten.  

Neue Männerfreundschaften?

Das Bündnis zwischen Hubert Ulrich und 
dem noch bis 20. Juni amtierenden Landes-
vorsitzenden und Grünen-Bundestagsabge-
ordneten Markus Tressel, der lange als »Ul-
rich-Mann« galt, ist jedenfalls zu Ende. Tressel 
kündigte im Februar 2021 überraschend an, er 
werde nicht wieder für das Parlament und den 
Vorstandsposten kandidieren. Er wolle mehr 
Zeit für die Familie haben, die sei in den zwölf 
Jahren Bundestag zu kurz gekommen. So lau-
tete die o�zielle Begründung. 

Dass o�enbar auch Kon�ikte in der Füh-
rungsriege eine Rolle spielten, wurde deut-
lich, als auch sein Bruder �omas Tressel, Ge-
schäftsführer des Grünen-Landesverbandes, 
aufgab und kündigte. Ende April begründete 
er seine Entscheidung in einer internen Mail 
damit, »das Klima, die Kommunikationskul-
tur und der zwischenmenschliche Umgang 
im Lavo (Landesvorstand, Anm. d. Verf.) und 
zum Teil auch darüber hinaus haben sich be-
dauerlicherweise verschlechtert«. 

So hätten »sage und schreibe 9!« Vorstands-
mitglieder einen Brief an Markus Tressel un-
terschrieben, in dem es um die »Klärung einer 

Grüne Saarlouis ñ frierend auf dem Parkdeck. Foto: Wilfried Voigt

Titel
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völlig belanglosen Terminfrage« gegangen sei. 
Die VorständlerInnen hatten nach Informa-
tionen der Saarbrücker Hefte unter anderem 
moniert, dass Tressel als Bundestagsabgeord-
neter ohne Absprache mit den Saarbrücker 
Grünen Verabredungen mit Personen außer-
halb der Partei vereinbart habe. Der Ex-Ge-
schäftsführer: »Ich sage das nicht ö�entlich, 
aber hier in diesem Kreis deutlich: Wenn 
wir anfangen, uns für Banalitäten Briefe im 
engsten Führungskreis der Partei zu schreiben, 
dann ist das mehr als ein Alarmsignal!« Die 
Art und Weise dieser Kommunikation sage 
»sehr viel aus darüber, was da möglicherweise 
zukünftig zu erwarten ist«.

Wie schnell Ulrich ehemalige Bündnispart-
ner fallen lässt, demonstrierte er mit der von 
ihm vorgegebenen Delegiertenliste für den 
Landesparteitag. Der Noch-Vorsitzende Mar-
kus Tressel stand nicht darauf, ein A�ront und 
bitterer Abgang für einen der einst wichtigsten 
Grünen im Land. »Das sagt alles«, reagierte 
er pikiert.

Wegen des Bundes-Frauenstatuts hätte Tres-
sel allerdings diesmal ohnehin keine Chance 
gehabt, noch einmal als Kandidat aufgestellt 
zu werden. Denn das Bundesschiedsgericht 
der Partei hatte im Oktober�2019 entschieden, 
dass 2017 an seiner Stelle eigentlich eine Frau 
auf Platz eins für die Bundestagswahl hätte 
gesetzt werden müssen. Damals bewarb sich 
Andrea Schrickel für diese Position. Der Lan-
desparteitag ignorierte jedoch die Bundessat-
zung und wählte Tressel, auch mit den Stim-
men vieler Frauen.

Angesichts dieser turbulenten Vorgeschichte 
kommt für die Bundestagswahl im September 
nur eine Frau an der Spitze der Liste infrage. 
Ihren Anspruch darauf hat die derzeitige 
Co-Landesvorsitzende Tina Schöpfer ange-
meldet. In der Partei kursierten in den letzten 
Wochen Spekulationen darüber, was Ulrich 
vorhat. Über eigene Pläne wollte er sich »der-
zeit« nicht äußern. Insider halten es für mög-
lich, dass er in letzter Minute eine Frau aus 
seinem Ortsverband Saarlouis gegen Schöpfer 
in Stellung bringen wird. 

Frauen, die ihn kritisieren, müssen da-
mit rechnen, von ihm gemobbt zu werden. 
Schro� behandelt wurden am Parkdeck-Sonn-
tag Marita Mayers, Mitglied des Landes-
vorstandes, und Andrea Konter vom Grü-
nen-Kreisvorstand Saarlouis. Als sie Zutritt 
zu der Versammlung wollten, wies Ulrich sie 

wegen angeblicher Corona-Sicherheitsvor-
schriften brüsk zurück. Insider gehen davon 
aus, er habe sie gestoppt, weil sie nicht zu sei-
nem Lager gehören. Konfidenten aus Saar-
brücken wie Sebastian Pini, die als Verbün-
dete bei Parteitagen nützlich werden könnten, 
waren dagegen willkommen.

Ulrich bremst Journalisten aus

Draußen bleiben sollte auch die Presse. Eben-
falls mit Hinweis auf die Corona-Verordnung. 
Als die Reporter nachhakten, sah der Chef des 
Saarlouiser Ordnungsamtes, der am Eingang 
des Parkhauses Stellung bezogen hatte, da-
gegen keinen zwingenden Hinderungsgrund 
(sofern der Veranstalter dem zustimme). Von 
ihm aus könnten die Reporter rein. Nach län-
gerem Hin und Her ließ Ulrich die Versamm-
lung darüber entscheiden. Bis die Journalisten 
endlich Zugang bekamen, war mehr als eine 
Stunde verstrichen, und die mit Spannung er-
warteten Punkte Frauenstatut und Wahl eines 
neuen Saarlouiser Ortsverbandsvorstandes wa-
ren von der Tagesordnung abgesetzt worden. 
Wegen der stundenlangen Abstimmungen 
über die Delegierten-Listen blieb keine Zeit 
mehr dafür.

Sein Hauptziel hatte Hubert Ulrich an die-
sem Tag dennoch erreicht. Er brachte die De-
legiertenliste durch. Wie ein Getriebener pa-
trouillierte er zwischen den Mitgliedern. Wer 
Fragen hatte, und das war häu�g der Fall, dem 
eilte er �ugs zu Hilfe. So agierte Ulrich schon 
vor Jahrzehnten. Bei einer digitalen Konfe-
renz, wie sie von einigen Mitgliedern bean-
tragt wurde, wäre diese spezielle persönliche 
»Betreuung« nicht möglich gewesen. Er hätte 
dann keine direkte Kontrolle mehr über das 
Abstimmungsverhalten gehabt.

Schon zu Beginn der 1990er-Jahre hatte es 
wegen Ulrichs Mitglieder-Akquise und -Be-
treuung heftige Diskussionen gegeben. Viele 
wundern sich bis heute, wie eine so große Mit-
gliederzahl in einer so kleinen Stadt zustande 
kommt, und beklagen fehlende Transparenz. 
Woher kommen all diese Parteigänger, wie 
viele zahlen überhaupt Beiträge, wie groß ist 
der Anteil derjenigen, die gar nichts aufbrin-
gen müssen. Auf eine schriftliche Anfrage der 
Saarbrücker Hefte unter anderem zur Mitglie-
derzahl und zur Beitragssituation in Saarlouis 
reagierte er nicht.
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Im Vorfeld der Vorstandswahl 1991, bei der 
er erstmals zum Landesvorsitzenden gewählt 
wurde, monierte die damalige Vorstands-
sprecherin Ulrike Voltmer, dass in Saarlou-
is 22�Beitrittserklärungen »nicht rechtens« 
seien, da die neuen Mitglieder gar nicht dort 
wohnten. Ulrich habe außerdem darauf ge-
drängt, »dass 57 neue Mitglieder anerkannt 
werden«. Auch die Delegiertenwahl in der Ul-
rich-Hochburg sei »nicht rechtmäßig gewesen, 
weil dort Nicht-Mitglieder abgestimmt« hät-
ten und sogar als Delegierte gewählt worden 
seien. Die brisante Geschichte wurde laut in-
ternem Protokoll unter Verschluss gehalten: 
»Gegenüber der Presse sollen organisato-
rische Gründe für die Verschiebung der LDK 
(Landesdelegiertenkonferenz, Anm. d. Verf.) 
angegeben werden. Es sollen keine Interna 
nach außen dringen.« 

Trotz solcher fragwürdigen Aktionen und 
der massiven Kritik an seinen Methoden 
kassierte Ulrich bereits zu D-Mark-Zeiten 
eine deutlich höhere Aufwandsentschädi-
gung für seine Vorstandsarbeit als die ande-
ren Mitglieder dieses Gremiums. Während sie 
200�D-Mark monatlich erhielten, gestand die 
Partei ihm 1.000�D-Mark zu: nicht zuletzt we-
gen seiner hohen Erfolgsquote bei der Mitglie-
derwerbung.

Ulrich war gerade mal sechs Monate Par-
teichef, da kam es zum Eklat. Die damalige 
Co-Vorsitzende Christa Jenal erklärte am 
10.�Dezember�1991 ihren Rücktritt – wegen 
seines Macho-Verhaltens. In ihrer langjäh-
rigen Arbeit als Lehrerin an einem Gymnasi-
um, bei der sie »öfter problematischen Men-
schen begegnet« sei, habe sie niemand »derart 
unquali�ziert angepöbelt und permanent un-
terbrochen« wie der Saarlouiser Grüne. Dabei 
sei es gerade Ulrich gewesen, der sie »vor mei-
ner Wahl wegen eines anfänglichen Zögerns 
mehrmals zu Hause sowie auf dem Kinder-
spielplatz aufgesucht hat, um mich zu über-
zeugen, dass die Grünen Saar ohne meine 
Kandidatur für den Landesvorstand ›verloren‹ 
seien, gerade wegen meines pragmatischen Po-
litikverständnisses«. 

Wenn er etwas wolle, könne er »durchaus 
charmant« sein, beschreibt eine Angehörige 
des Saarlouiser Grünen-Ortsverbandes den 
Zampano. Kaum habe er sein Ziel erreicht, 
schlage die Stimmung schnell in Missachtung 
um. 

Nur einmal war eine Frau seit den 1990er- 
Jahren bei Landtagswahlen als Spitzenkan-
didatin erfolgreich für die Saar-Grünen: Die 
frühere Umweltministerin Simone Peter. 
Gemein sam mit Hubert Ulrich zog sie 2012, 

�%�D�U�E�D�U�D���0�H�\�H�U���*�O�X�F�K�H�����U�H�F�K�W�V�����P�L�W���7�R�U�V�W�H�Q���5�H�L�I�����.�D�U�U�L�H�U�H���L�Q���G�H�U���3�D�U�W�H�L�����)�R�W�R�����6�D�G�L�M�D���.�D�Y�J�L�F
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nach der wegen des Scheiterns der Jamai-
ka-Koalition vorgezogenen Landtagswahl, mit 
fünf Prozent ins Landesparlament ein. Aber 
auch sie hielt es nicht lang an seiner Seite aus: 
Im September�2013 wurde Peter neben Cem 
Özdemir zur Vorsitzenden der Bundespartei 
gewählt und entschwand nach Berlin. Für sie 
rückte ein Mann nach: Klaus Kessler aus Saar-
louis, lange Jahre Vorsitzender der Gewerk-
schaft Erziehung und Wissenschaft im Saar-
land und in der Jamaika-Koalition Bildungs-
minister.

Zu jener Zeit pro�tierte Kessler noch von 
Ulrichs Unterstützung. Jetzt liegt auch dieses 
ehemalige Zweckbündnis in Trümmern. Nach 
der Parkhaus-Aufführung ging der frühere 
Weggefährte endgültig auf Distanz und gri� 
Ulrich in der Saarbrücker Zeitung massiv an: 
»Mich stört das Demokratieverständnis von 
Hubert Ulrich.« Scharf kritisierte er, dass 
kein Versuch unternommen wurde, aus den 
720�Mitgliedern des Ortsverbandes eine Ver-
sammlungsleitung zu rekrutieren: »Das war 
wohl notwendig, damit das abgekartete Spiel 
auch glattläuft.« Kessler: »Ich will nicht die 
Ulrich-Partei sein.«

Zu den unerschrockenen internen Kritike-
rinnen von Ulrich gehört Petra Port, Beisit-
zerin im Landesvorstand und Mitglied in der 
Landesarbeitsgemeinschaft Feminismus und 
Gleichstellung. Sie bewarb sich im Parkhaus 
vergeblich um einen Delegiertenplatz für den 
Landesparteitag. In einer Mail an den Grü-
nen-Bundesgeschäftsführer Michael Kellner 
beklagte sie sich kurz darauf: »Die Vorgehens-
weise eines Hubert Ulrich hat neue Dimen-
sionen erreicht.« Bei Wahlen seien »überwie-
gend Neumitglieder anwesend«, die »er dann 
beein�ussen kann«. Petra Port: »Was für ein 
Desaster. Ich habe mich geschämt, Grüne zu 
sein!« 

Es war nicht das erste Mal, dass sie mit 
Ulrich aneinandergeriet. Im November�2019 
trat Petra Port direkt gegen ihn an und bewarb 
sich als Ortsverbandsvorsitzende in Saarlou-
is. Erfolglos. Ulrich setzte sich wieder einmal 
durch. Dabei hätte er nach Ansicht von Ju-
risten erst kandidieren dürfen, wenn sie nicht 
gewählt worden und auch keine andere Frau 
angetreten wäre. Das von ihr angestrengte 
Parteischiedsverfahren kommt jedoch nicht 
voran. Der Vorsitzende des Schiedsgerichts 
ist zugleich Anwalt von Hubert Ulrich. Des-
halb erklärte er sich für befangen. Seitdem ist 

nichts passiert. Der Fall ist brisant: Sollte Pe-
tra Port sich durchsetzen und würde Ulrichs 
Wahl aufgehoben, wären eventuell auch Ent-
scheidungen, die seit 2019 im größten Orts-
verband des Saarlandes getro�en wurden, un-
wirksam. 

�}�/�D�Q�G�H�V�Y�H�U�E�D�Q�G���L�P���:�¾�U�J�H�J�U�L�•�m

Protest gegen Ulrich kam auch aus dem Saar-
brücker Grünen-Ortsverband Halberg, wo 
einige der prononciertesten Kritiker von Ul-
rich zu Hause sind. Der Jurist Stephan Körner, 
während der Jamaika-Koalition unter Mini-
sterpräsidentin Annegret Kramp-Karrenbauer 
Staatssekretär im Kultusministerium, richtete 
in einer E-Mail am Abend der Parkhaus-In-
szenierung eine lakonische Frage an den Grü-
nen-Bundesgeschäftsführer Michael Kellner: 
»Wie lange sieht sich der Bundesverband die-
ses Lehrstück einer sog. illiberalen Demokra-
tie noch an?« 

Und sein Halberger Parteifreund Frank 
Lichtlein beklagte, »die obskure Figur« habe 
es gescha�t, dass in der Saarlouiser Mitglie-
derkartei rund 720�Namen stehen: »Niemand 
kann davon ausgehen, dass das mit rechten 
Dingen zugeht.« Aber mit der »daraus abge-
leiteten Delegiertenzahl hat er den saarlän-
dischen Landesverband fest im Würgegri�«. 
Die »Machenschaften im saarländischen Lan-
desverband« seien geeignet, »schweren Scha-
den für die Gesamtpartei zu verursachen«. 
Lichtlein: »Das Erfolgsrezept ist ein ausge-
prägter Nepotismus. Aktuelles Beispiel sei die 
geplante Besetzung der Dezernentenstelle für 
Kultur und Bildung in Saarbrücken mit einem 
»völlig ungeeigneten Menschen«.

Gemeint war Torsten Reif, der Grünen- 
Kandidat für das Kulturdezernat in der Lan-
deshauptstadt. Reif ist ein Weggefährte aus 
alten Tagen. Während des kurzen Intermez-
zos von Ulrich im Bundestag war er von 2003 
bis 2004 in dessen Wahlkreisbüro eingesetzt, 
von 2004 bis 2017 arbeitete er in der Grünen- 
Landtagsfraktion. Verbunden sind die beiden 
auch über die Saarland Hurricanes, einen 
American-Football Club, bei dem Reif lange 
General Manager war. Seit Mai�2017 leitete er 
gemeinsam mit Yvonne Brück, einer sehr en-
gen Vertrauten von Ulrich, die Grünen-Frak-
tion im Stadtrat der Landeshauptstadt Saar-
brücken. Ohne den Saarlouiser Strippenzieher 
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Einst ein enges Gespann: Landesschatzmeister 
Josef Dörr (links), Parteivorsitzender Hubert 
Ulrich beim Landesparteitag der Grünen im 
November 1995. Foto: Andreas Engel

Josef Dörr – Hilfe für Hubert Ulrich 

Heide Rühle, ehemalige Sprecherin des Bun -
desvorstandes und Politische Geschäfts -
�I�¾�K�U�H�U�L�Q�� �G�H�U�� �*�U�¾�Q�H�Q���� �K�D�W�W�H�� �H�V�� �L�P�� �-�X�O�L�b ����������
satt, sich länger mit dem saarländischen 
Landesverband der Partei herumzuschla -
�J�H�Q���� �'�L�H�� �}�4�X�H�U�H�O�H�Q�m�� �G�R�U�W�� �K�¦�W�W�H�Q�� �G�L�H�� �3�D�U�W-
�H�L�V�S�L�W�]�H�� �}�Q�R�W�J�H�G�U�X�Q�J�H�Q�H�U�P�D�¡�H�Q�� �V�H�L�W�� �J�X�W��
�]�Z�H�L�� �-�D�K�U�H�Q�m�� �E�H�V�F�K�¦�I�W�L�J�W���� �(�V�� �J�L�Q�J���� �Z�L�H�� �¸�I�W�H�U��
�L�Q�� �G�H�U�� �U�H�J�L�R�Q�D�O�H�Q�� �0�D�F�K�W�V�S�K�¦�U�H�� �Y�R�Q�� �+�X�E�H�U�W��
�8�O�U�L�F�K���� �X�P�� �L�Q�W�U�D�Q�V�S�D�U�H�Q�W�H�� �0�L�W�J�O�L�H�G�H�U�V�W�U�X�N-
�W�X�U�H�Q���� �4�Q�D�Q�]�L�H�O�O�H�� �8�Q�J�H�U�H�L�P�W�K�H�L�W�H�Q���� �Y�H�U�P�X-
�W�H�W�H���0�D�Q�L�S�X�O�D�W�L�R�Q�H�Q���� �'�L�H���/�D�J�H���Z�D�U���]�X�� �M�H�Q�H�U��
Zeit dermaßen eskaliert, dass der Länderrat 
der Grünen, das zweithöchste Parteigremi -
um, kurz zuvor beschlossen hatte, einen 
Bundeszuschuss der Partei an die Saarlän -
�G�H�U���L�Q���+�¸�K�H���Y�R�Q�����������������b�'���0�D�U�N���H�U�V�W���P�D�O���]�X��
sperren. Neben einer transparenten Etatge -
�V�W�D�O�W�X�Q�J�� �P�¾�V�V�H�� �D�X�F�K�� �H�L�Q�� �}�S�H�U�V�R�Q�H�O�O�H�U�� �1�H�X-
�D�Q�I�D�Q�J���E�H�L���G�H�U���:�D�K�O���G�H�V���/�D�Q�G�H�V�Y�R�U�V�W�D�Q�G�H�V�m��
erfolgen. Falls dies alles nicht geschehe, solle 
der Bundesvorstand das Bundesschiedsge -
�U�L�F�K�W���}�P�L�W���G�H�U���$�P�W�V�H�Q�W�K�H�E�X�Q�J���>���@���E�H�D�X�I�W�U�D-
�J�H�Q�m�����'�U�D�P�D�W�L�V�F�K�H�U���J�H�K�W���V���Q�L�F�K�W��
Auf der Landesdelegiertenkonferenz am 
�������b�-�X�O�L�b�����������L�Q���6�D�D�U�O�R�X�L�V���N�D�P���G�D�Q�Q���D�E�H�U���G�R�F�K��
alles ganz anders. Die Drohungen der Bun -
desspitze liefen ins Leere. Hubert Ulrich er -
�K�L�H�O�W�����������Y�R�Q���������b�6�W�L�P�P�H�Q�����=�X�U���6�H�L�W�H���V�S�U�D�Q�J��
ihm Josef Dörr, zu jener Zeit Landesschatz -
meister der Grünen. Er half Ulrich mit einem 
dubiosen Verfahrenstrick, Zeit zu gewinnen. 
Anstatt einen seit Längerem angekündigten 
Bericht eines Wirtschaftsprüfers endlich 
vorzulegen, las Dörr ihn nur vor. Damit hat -
ten die Kritiker erst mal nichts in der Hand, 
an dem sie ansetzen konnten.
Inge Gottstein, Rechnungsprüferin der Par -
tei, beklagte sich nur einen Tag danach in 
�H�L�Q�H�P���%�U�L�H�I���D�Q���G�L�H���0�L�W�J�O�L�H�G�H�U���G�H�V���%�X�Q�G�H�V�4-
nanzrates und des Bundesvorstandes über 
den aus ihrer Sicht gespenstisch verlaufe -
nen Parteitag. Lediglich aufgrund der von 
�6�F�K�D�W�]�P�H�L�V�W�H�U�� �'�¸�U�U�� �Y�R�U�J�H�W�U�D�J�H�Q�H�Q�� �}�)�U�D�J-
�P�H�Q�W�H�m�� �V�H�L�� �G�H�U�� �9�H�U�V�D�P�P�O�X�Q�J�� �}�G�L�H�� �(�Q�W�O�D-
�V�W�X�Q�J�� �G�H�V�� �9�R�U�V�W�D�Q�G�H�V�� �D�E�Y�H�U�O�D�Q�J�W�m�� �Z�R�U�G�H�Q����
Gremien der Bundespartei seien laufend 
�}�G�L�•�D�P�L�H�U�W�m�� �Z�R�U�G�H�Q���� �*�R�W�W�V�W�H�L�Q�� �I�D�Q�G�� �H�V�� �}�H�U-
schreckend, wie in diesem Landesverband 
�'�H�P�R�N�U�D�W�L�H���P�L�W���)�¾�¡�H�Q���J�H�W�U�H�W�H�Q���Z�L�U�G�m�����(�W�Z�D��
�H�L�Q�� �'�U�L�W�W�H�O�� �G�H�U�� �'�H�O�H�J�L�H�U�W�H�Q�� �V�H�L�� �}�S�H�U�P�D�Q�H�Q�W��
�Q�L�H�G�H�U�J�H�V�W�L�P�P�W�m���Z�R�U�G�H�Q��

Die Intention des Bundesvorstandes, das 
fragwürdige Gebaren von Hubert Ulrich 
und seiner Entourage zumindest aufzude -
cken oder gar abzustellen, hatte – wieder 
einmal – keine Folgen. Der Saarlouiser blieb 
�Q�R�F�K�� �O�D�Q�J�H�� �L�P�� �$�P�W���� �X�Q�G�� �4�Q�D�Q�]�L�H�O�O�H�� �0�L�W�W�H�O��
�G�H�U�� �3�D�U�W�H�L�� �5�R�V�V�H�Q�� �Z�H�L�W�H�U�� �D�Q�� �G�L�H�� �6�D�D�U���� �'�L�H��
���������������b �'���0�D�U�N�� �Z�X�U�G�H�Q�� �V�F�K�O�L�H�¡�O�L�F�K�� �I�U�H�L�J�H-
geben.
Josef Dörr gehörte viele Jahre – auch als 
Schatzmeister des Landesverbandes – zum 
engen Kreis um Hubert Ulrich und half ihm, 
seine Position zu festigen. Bevor er zu den 
Grünen stieß, war der Pädagoge und ehe -
malige Vorsitzende des Saarländischen 
Esperantobundes etwa zwanzig Jahre lang 
�&�'�8���0�L�W�J�O�L�H�G���� �$�O�V�� �)�U�D�Q�]���-�R�V�H�I�� �6�W�U�D�X�¡�� �P�L�W��
der bundesweiten Ausdehnung der CSU 
spielte, gründete Dörr 1979 die Christlich 
Soziale Wählerunion (CSWU) im Saarland. 
Nachdem die Expansionsidee von Strauß im 
Archiv gelandet war, wechselte er 1984 zu 
den Grünen, 2013 trat er in die AfD ein, wo 
er dem extrem rechten Flügel zugerechnet 
wird. Bei der letzten Landtagswahl 2017 er -
rang er ein Landtagsmandat und wurde zum 
Vorsitzenden der AfD-Fraktion gewählt. Im 
�0�¦�U�]�b ���������� �V�H�W�]�W�H�� �G�H�U�� �$�I�'���%�X�Q�G�H�V�Y�R�U�V�W�D�Q�G��
die gesamte Führungsriege der Saar-AfD 
�Z�H�J�H�Q�� �}�V�F�K�Z�H�U�Z�L�H�J�H�Q�G�H�U�� �9�H�U�V�W�¸�¡�H�� �J�H�J�H�Q��
�*�U�X�Q�G�V�¦�W�]�H�� �R�G�H�U�� �2�U�G�Q�X�Q�J�� �G�H�U�� �3�D�U�W�H�L�m�� �D�E����
Der Landesvorstand der Partei habe etwa 
�0�L�W�J�O�L�H�G�H�U�D�X�I�Q�D�K�P�H�Q���}�P�D�Q�L�S�X�O�L�H�U�W�m�����$�X�¡�H�U-
�G�H�P���V�H�L�H�Q���}�]�L�H�O�J�H�U�L�F�K�W�H�W���'�H�O�H�J�L�H�U�W�H�Q�Z�D�K�O�H�Q��
�L�Q���G�H�Q���.�U�H�L�V�Y�H�U�E�¦�Q�G�H�Q�m���E�H�H�L�Q�5�X�V�V�W���Z�R�U�G�H�Q����
�'�¸�U�U���Z�L�H�V���G�L�H���9�R�U�Z�¾�U�I�H���D�O�V���}�D�E�V�R�O�X�W���K�L�U�Q�U�L�V-
�V�L�J�m���]�X�U�¾�F�N��
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und Delegierten-Flüsterer läuft angeblich 
auch bei den Grünen im Ortsverband Saar-
brücken-Mitte wenig. Ein grüner Insider: »Ul-
rich ist dort schon seit Jahren absolut dominie-
rend.« Das Agieren auch außerhalb von Saar-
louis wurde ihm sehr erleichtert, nachdem 
ihn der Landesvorstand zum Kommunalbe-
auftragten ernannte. Diese Funktion ermög-
licht ihm Zugang zu allen Parteigliederungen.

Dass die rot-rot-grüne Rathauskoalition in 
Saarbrücken nach der Kommunalwahl 2019 
beendet wurde, wird auch auf Ulrichs Ein-
�uss zurückgeführt, auch wenn Grünen-Spre-
cher Björn Heib gegenüber den Saarbrücker 
Heften auf Nachfrage behauptete: »Eine Neu-
au�age der Rot-Rot-Grünen-Koalition wurde 
auf Intervention der SPD hin gar nicht erst 
sondiert.« Die Sozialdemokraten sahen darin 
o�enbar wenig Sinn, nachdem sich herausge-
schält hatte, dass die Grünen vor allem mit 

den Linken nicht mehr koalieren wollten. 
Das passte Ulrich offenbar gut in seine Ja-
maika-Strategie. Der überraschende Sieg des 
Christdemokraten Uwe Conradt bei der Ober-
bürgermeisterstichwahl am 9.�Juni�2019 – er 
setzte sich mit einem sehr knappen Vorsprung 
gegen die sozialdemokratische Amtsinhaberin 
Charlotte Britz durch – begünstigte den ein-
geschlagenen Weg der Grünen in eine bürger-
liche Koalition. Nur in dieser Konstellation 
konnten sie ihren Anspruch auf die zweitwich-
tigste Position im Rathaus durchsetzen: das 
Bürgermeisteramt, das zuvor mit dem Sozial-
demokraten Ralf Latz besetzt war. Die SPD 
hatte klar signalisiert, dass sie darauf nicht 
verzichten würde. 

Auf die Frage der Saarbrücker Hefte, welche 
Projekte nur gemeinsam mit CDU und FDP 
statt mit SPD und Linken zu realisieren seien, 
nannten Yvonne Brück und Torsten Reif kein 

�'�L�H���'�L�H�Q�V�W�Z�D�J�H�Q�D�•�¦�U�H�����6�F�K�Q�¦�S�S-
�F�K�H�Q�S�U�H�L�V�H���I�¾�U���G�H�Q���)�U�D�N�W�L�R�Q�V�F�K�H�I

Den wohl schwersten Einschnitt in seiner 
Parteikarriere erlebte Hubert Ulrich 1999. 
Im Februar berichteten der Spiegel und 
die Saarbrücker Zeitung über merkwürdige 
Autodeals in der Grünen-Landtagsfrakti -
�R�Q���� �8�O�U�L�F�K�� �K�D�W�W�H�� �G�H�P�Q�D�F�K�� �V�H�L�W�� �0�¦�U�]�b ����������
�Y�L�H�U���)�R�U�G���0�R�Q�G�H�R�V���]�X���6�R�Q�G�H�U�N�R�Q�G�L�W�L�R�Q�H�Q��
erworben und dabei einen Vorteil genutzt, 
den der Autokonzern damals den Frakti -
onen eingeräumt hatte. Sie erhielten Ra -
�E�D�W�W�H�� �E�L�V�� �]�X�� �����b �3�U�R�]�H�Q�W���� �9�R�U�D�X�V�V�H�W�]�X�Q�J����
Die Fahrzeuge mussten mindestens sechs 
�0�R�Q�D�W�H�� �D�X�I�� �G�L�H�� �)�U�D�N�W�L�R�Q�H�Q�� �]�X�J�H�O�D�V�V�H�Q��
sein und durften in dieser Zeit nicht wei -
terverkauft werden.
Daran hielt sich die Fraktion aber nicht 
und verkaufte die Wagen ohne Aufpreis 
direkt an den Vorsitzenden. Ein gutes 
�*�H�V�F�K�¦�I�W�� �I�¾�U�� �8�O�U�L�F�K���� �(�U�� �S�U�R�4�W�L�H�U�W�H�� �Q�L�F�K�W��
nur von dem Rabatt, sondern hatte zwei 
weitere Vorteile: Er erhielt zu dieser Zeit 
monatlich eine Kilometerpauschale von 
�U�X�Q�G���������b�'���0�D�U�N�����'�L�H���K�¦�W�W�H���H�U���O�D�X�W��Spiegel 
�Q�L�F�K�W�� �E�H�N�R�P�P�H�Q���� �Z�H�Q�Q�� �H�U�� �G�L�H�� �0�R�Q�G�H�R�V��
als Dienstwagen genutzt hätte. Außerdem 
musste er für den geldwerten Vorteil keine 
Steuern zahlen, da die Autos auf ihn privat 
zugelassen waren. Ulrich fand nichts da -
bei. Diese Einkaufspraxis sei mit dem Lan -
desrechnungshof und dem Konzern abge -

sprochen gewesen. Beide bestritten das. 
Ulrich trat zwar als Landesvorsitzender 
der Grünen zurück, behielt aber sein lu -
kratives Landtagsmandat – und sorgte da -
für, dass ein Gefolgsmann übergangswei -
se Sprecher des Landesvorstandes wurde: 
�&�K�U�L�V�W�L�D�Q���0�R�O�L�W�R�U�����0�L�W���G�H�P���9�R�O�N�V�Z�L�U�W���K�D�W�W�H��
Ulrich sieben Jahre zuvor ein konserva -
tives Positionspapier zur Ansiedlungs -
politik im Saarland vorgelegt. Der Realo, 
zeitweise gut bezahlter wissenschaftlicher 
�0�L�W�D�U�E�H�L�W�H�U�� �G�H�U�� �*�U�¾�Q�H�Q���/�D�Q�G�W�D�J�V�I�U�D�N�W�L�R�Q��
�X�Q�G���0�L�W�J�O�L�H�G���L�Q���8�O�U�L�F�K�V���2�U�W�V�Y�H�U�E�D�Q�G���6�D�D�U-
louis, outete sich Anfang der 1990er-Jahre 
als wirtschaftspolitischer Hardliner. Er plä -
dierte beispielsweise dafür, die Löhne an 
der Saar müssten mindestens zehn Pro -
zent unter dem durchschnittlichen Niveau 
in anderen Regionen Westdeutschlands 
liegen. Nur so sei die Konkurrenzfähigkeit 
etwa zum benachbarten Lothringen gege -
�E�H�Q�����0�R�O�L�W�R�U���L�V�W���K�H�X�W�H���*�H�V�F�K�¦�I�W�V�I�¾�K�U�H�U���G�H�U��
Finanz gruppe Sparkassenverband Saar. 
�–�P�� �+�H�U�E�V�W�b ���������� �5�R�J�H�Q�� �G�L�H�� �*�U�¾�Q�H�Q�� �D�X�V��
dem Landtag, sie erreichten nur katastro -
�S�K�D�O�H���������b�3�U�R�]�H�Q�W�����8�O�U�L�F�K���Z�X�U�G�H�������������S�R�O�L-
tischer Geschäftsführer der Saar-Grünen, 
�L�P�� �0�D�L�b ���������� �Z�¦�K�O�W�H�Q�� �L�K�Q�� �G�L�H�� �*�U�¾�Q�H�Q�� �H�U-
neut zum Landesvorsitzenden. Die Staats -
anwaltschaft hatte zuvor ein gegen ihn ge -
richtetes Ermittlungsverfahren eingestellt. 

Ulrich war wieder ganz oben – als sei 
nichts geschehen.
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einziges konkretes Beispiel. Der CDU-Frak-
tionsvorsitzende im Rathaus, Sascha Zehn-
er, reagierte nicht auf Fragen, bestätigte nicht 
einmal deren Eingang. FDP-Fraktionschef 
Helmut Isringhaus dagegen nannte gegen-
über den Saarbrücker Heften zwei aus seiner 
Sicht akute �emen: Die Beseitigung der Im-
mobilien-Leerstände in Saarbrücken und eine 
Verstärkung des kulturellen Angebotes in der 
Stadt. Isringhaus: Gerade jetzt in der Pande-
mie, in der insbesondere Künstler durch den 
fast hundertprozentigen Ausfall von Auftritts-
möglichkeiten »wirtschaftlich extrem belastet« 
seien, brauche es für das Kulturdezernat »ei-
nen besonders kundigen Bewerber, der der 
städtischen Kulturpolitik eine fundierte Per-
spektive geben kann«. 

Bei der Ausschreibung für die 8.000-Eu-
ro-Stelle wurde allerdings, auch mit den 
Stimmen der FDP, ausgerechnet auf beson-
dere Fachkenntnisse für dieses Amt verzichtet. 
Einen Antrag der SPD, die besondere Quali-
�kation als wichtigstes Kriterium in die Aus-
schreibung aufzunehmen, lehnten die Jamai-
ka-Fraktionen ab. Ein deutliches Indiz dafür, 
dass sie auf den Grünen-Bewerber Torsten 
Reif zugeschnitten wurde, der sich als Kom-
munalpolitiker bisher kaum mit dem �ema 
Kultur und Bildung befasst hat. Die Grünen 
beharrten dennoch stur auf der Kandidatur 
von Ulrichs altem Kumpel Torsten Reif.

Im städtischen Ausschuss für Personal und 
Recht wurde wenige Tage vor der Abstim-
mung im Stadtrat plötzlich Uneinigkeit in der 
Jamaika-Riege sichtbar: FDP-Fraktionsvorsit-
zender Helmut Isringhaus beantragte überra-
schend die Absetzung der Wahl. Dabei hat-
te man noch im Mai nach außen Einigkeit 
demonstriert. Die wurde nun nur noch von 
CDU und Grünen beschworen, die geschlos-
sen die Wahl des Kandidaten Torsten Reif be-
fürworteten.

Der frühere CDU-Kulturpolitiker Stefan 
Weszkalnys, der für die Christdemokraten 
einst im Stadtrat saß und Sachverständiger im 
Kulturausschuss war, warnte seine Partei in 
der Saarbrücker Zeitung vor der Wahl des Grü-
nen. Torsten Reif solle o�enbar »mit Druck 
des grünen Diktators Ulrich aus Saarlouis« in 
das hochdotierte und anspruchsvolle Amt des 
Kulturdezernenten einer Landeshaupt- und 
Universitätsstadt gehievt werden – »zum Scha-
den des Ansehens unserer Stadt und aller Steu-
erzahler und Steuerzahlerinnen«. 

Aber es kam ganz anders. Bereits im er-
sten Wahlgang scheiterte Torsten Reif am 
8.�Juni. Er bekam nur 27 von 32�Stimmen der 
schwarz-grünen Rumpfkoalition. FDP-Frak-
tionschef Helmut Isringhaus hatte sich zuvor 
o�en gegen den Grünen und für die von der 
SPD vorgeschlagene parteilose Politikwissen-
schaftlerin Sabine Dengel ausgesprochen. Sie 
erreichte bereits im ersten Wahlgang die er-
forderliche absolute Mehrheit von 32�Stim-
men. Eine Sensation. Dies war nur möglich, 
weil es (anonyme) Abweichler bei den Grünen 
und�/�oder Christdemokraten gab.

CDU-Oberbürgermeister Uwe Conradt war 
konsterniert. Das Scheitern von Torsten Reif 
ist auch eine herbe Niederlage für den Rathau-
schef. Denn er stand bei den Grünen im Wort. 
Die haben schließlich bisher im Stadtrat brav 
alles abgenickt. So unterstützen sie etwa den 
demonstrativ zur Schau gestellten Reinlich-
keitskurs des Rathauschefs. Hauseigentümer 
sollen laut Koalitionsvertrag durch ein För-
derprogramm zum »Schutz vor Schmierereien« 
und »illegalen Gra�tis« zu »mehr Sauberkeit« 
motiviert werden. Der Kampagnentitel lau-
tet: »Sauberkeit ist schöner« (Siehe Seite 23). 
Außerdem stimmten die Grünen für eine von 
Conradt initiierte neue Rathausgazette, die 
künftig 14-tägig an alle Saarbrücker Haus-
halte verteilt werden soll und mindestens 
180.000�Euro jährlich verschlingen wird. 

Nun erwarteten die Grünen den Lohn für 
ihre Anpassung: die Wahl von Torsten Reif 
zum Dezernenten für Bildung und Kultur. 
Für den alten Spezi von Ulrich brach am 
8.�Juni�2021 seine politische Welt zusammen. 
Er steht erst mal vor dem Nichts. Weil er sich 
nicht selbst wählen durfte, verzichtete er auf 
sein Mandat und katapultierte sich damit sel-
ber ins politische Aus. Ein Schock nicht nur 
für ihn, sondern auch für Jamaika-Fan Hu-
bert Ulrich. Indirekt ist es eine seiner schwers-
ten politischen Niederlagen im Saarland, wo 
er bei den Grünen bisher weitgehend schal-
ten und walten konnte, wie er wollte – trotz 
erbärmlicher Ergebnisse bei Landtagswahlen. 
Dieser schwere Schlag, den ihm jetzt einige 
anonyme Abweichler versetzten, könnte auch 
Auswirkungen auf den Landesparteitag am 
20.�Juni in Saarbrücken haben. Der Orts-
verband Saarbrücken-Halberg forderte schon 
wenige Stunden nach dem Desaster einen 
politischen Neuanfang und den Rücktritt 
der Ulrich-Vertrauten Yvonne Brück. Sie sei 

Titel



16

nicht nur »mit dafür verantwortlich, dass ihr 
Co-Vorsitzender Torsten Reif jetzt wohl dauer-
haft politisch verbrannt ist«. Sie habe mit ihrer 
»Brachial-Strategie auch die Jamaika-Koaliti-
on an die kommunalpolitische Wand gefahren 
und die Saarbrücker Grünen ins politische 
Aus befördert«. 

Eine brenzlige Lage für Ulrich. Denn ob-
wohl sein Ortsverband Saarlouis mit Abstand 
die meisten Mitglieder aller saarländischen 
Kommunen zählt und damit auch einen 
Großteil der Delegierten auf Parteitagen stellt 
(derzeit 54 von 161), benötigt Ulrich für eine 
Mehrheit gerade die Hilfe vom Ortsverband 
Saarbrücken-Mitte. Der schickt 23�Delegierte 
zum Parteitag. Gemeinsam mit ihnen fehlen 
Ulrich nur vier Stimmen zur absoluten Mehr-
heit von 81�Delegierten. 

Coup gegen Grüne Jugend

Eine robuste Mitstreiterin bei der Stimmenbe-
scha�ung ist unterdessen auch seine Tochter 
Eva Tina. Sie kandidierte am 15.�Mai�2021 im 
Ortsverband Saarbrücken-Mitte ausgerechnet 
gegen die Sprecherin der Grünen-Jugend im 
Saarland, Jeanne Dillschneider – und gewann. 
Ein herber Schlag für die Nachwuchsorganisa-
tion der Partei, zumal Dillschneider auch im 
Landesvorstand sitzt und der Grünen-Frak-
tion im Stadtrat der Landeshauptstadt Saar-
brücken angehört. Der Überraschungscoup 
konnte nach Ansicht von Insidern nur gelin-
gen, weil Mitglieder zur Versammlung auf-
tauchten, die bis dahin niemand kannte. 

Das gab es immer wieder in der Ära Ulrich: 
häu�ges Wechseln von Mitgliedern zwischen 

den Ortsverbänden. Seine Gegner kritisierten 
das schon Anfang der 1990er-Jahre als Ein-
sätze »�iegender Verbände«. So baue sich der 
Oberstrippenzieher aus Saarlouis schnell pas-
sende Mehrheiten zusammen. 

Bei Facebook verhöhnte Eva Tina Ulrich 
ihre unterlegene innerparteiliche Konkur-
rentin Dillschneider und deren Verbündete 
von der Grünen Jugend: »Der Kni� bei ei-
ner Demokratie ist aber der, dass man tatsäch-
lich auch gewählt werden muss von den rest-
lichen Mitgliedern. Das scheint ihr nicht ganz 
zu verstehen. Ihr müsst bei einer Kandidatur 
den Leuten klarmachen, warum sie euch wäh-
len, das habt ihr mal wieder nicht gescha�t. 
Falls ihr ein sehr aktuelles Beispiel braucht, 
wie das mit dem Kandidieren und Gewählt-
werden funktioniert, fragt doch Jeanne. Ich 
habe am Samstag spontan gegen sie kandidiert 
und habe es gescha�t, die Menschen davon zu 
überzeugen, mich zu wählen anstatt sie.«

Johannes Klein von der Grünen Jugend kon-
terte auf dem Social-Media-Kanal: »Ich erlebe 
hier seit Jahren, dass irgendwelche Bekannten 
von deinem Vater stolz und ohne Scham SMS 
rumzeigen, in denen drinsteht, wen sie zu wäh-
len haben, während mit der Grünen Jugend 
gar nicht erst darüber geredet wird.«

Ohne Ulrich namentlich zu erwähnen, kri-
tisierte der Landesvorstand der Grünen Ju-
gend Saar: »Wir sehen mit großer Besorgnis, 
dass einige AkteurInnen im Grünen Landes-
verband nicht integrierend und konstruktiv 
agieren.« Mehrheiten dienten offenbar nur 
dazu, »sich Machtverhältnisse zu sichern, und 
nicht dazu, die Vielfalt der Partei und die ge-
leistete Arbeit abzubilden […] Ein Klima der 
Einschüchterungen lehnen wir ab«. 

�0�D�U�N�X�V���7�U�H�V�V�H�O
�)�R�W�R�����(�U�L�N���0�D�U�T�X�D�U�G�W

�0�L�F�K�D�H�O���.�H�O�O�Q�H�U�� 
Foto: Rasmus Tanck

Tina Schöpfer
�)�R�W�R�����(�U�L�N���0�D�U�T�X�D�U�G�W
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Auf die Alarmmeldungen aus dem Saarland 
reagierte der Bundesvorstand intern bisher 
sehr zurückhaltend. Man sei »bereits aktiv«, 
könne aber derzeit nicht mehr dazu sagen. Da-
bei war Bundesgeschäftsführer Michael Kell-
ner schon vor Jahren umfassend über die bren-
nenden Probleme in der Provinz informiert. In 
einem internen Schreiben vom 13.�April�2017 
an den Landesvorstand wies er unter ande-
rem auf ein gewaltiges Finanzloch hin: »In Be-
zug auf die Mitgliedsbeiträge zeigt sich nach 
wie vor eine große Abweichung. Während im 
Schnitt der Mitgliedsbeitrag im Monat 2016 
bundesweit bei rund 12�Euro lag, liegt er im 
Saarland bei rund nur 6�Euro. Da scheint grö-
ßeres Potential nach oben zu sein.« Der Bun-
desvorstand werde »gern mit Rat und Tat zur 
Seite« stehen. 

Darauf haben die saarländischen Grünen 
o�enbar verzichtet. An den �nanziellen Ver-
hältnissen hat sich grundsätzlich nichts ge-
ändert. Gegenüber den Saarbrücker Heften 
nannte ein Sprecher des Bundesvorstandes 
am 10.�Juni brisante Zahlen. Während Grü-
nen-Mitglieder auf Bundesebene im Monat 
unterdessen durchschnittlich 12,92�Euro ab-
führen (Stand Dezember�2019), sind es im 

Kreisverband Saarlouis im Vergleichszeitraum 
gerade mal 6,33�Euro. Auf Landesebene sieht 
es kaum besser aus. Da zahlen Grüne beschei-
dene 6,89�Euro.

Noch wichtiger aber als die Verbesserung 
der Finanzen wäre es, so Kellner in seinem 
Schreiben 2017, »wenn der Landesverband 
endlich das Frauenstatut als Teil unserer Re-
geln umsetzt«. Auf Nachfrage betonte der 
Sprecher: »Wir erwarten, dass der Landesver-
band dem Schiedsgericht folgen wird und bei 
den kommenden Listenaufstellungen entspre-
chend handeln wird.« Auf Bestrebungen, »die-
sen Neuanfang infrage zu stellen, blicken wir 
mit großer Sorge«.

Hubert Ulrich reagierte dagegen nicht auf 
eine Anfrage der Saarbrücker Hefte zur Mit-
glieder- und Finanzstruktur in seinem Orts-
verband und zu seiner Rolle in der Saarbrücker 
Kommunalpolitik. 

Am Tag der Pressefreiheit forderte die Grü-
nen-Landesvorsitzende Tina Schöpfer Anfang 
Mai�2021 im Rahmen des Informationsfrei-
heitsgesetzes »einen verbesserten Informati-
onszugang für Journalistinnen und Journa-
listen im Saarland«. Vielleicht sollte sie zuerst 
mit Hubert Ulrich darüber reden.

»Es war wie eine Invasion – wir sollten  
gekapert werden«
In einem Gespräch mit den Saarbrücker Heften erhebt Grünen-
�9�R�U�V�W�D�Q�G�V�P�L�W�J�O�L�H�G���0�D�U�L�W�D���0�D�\�H�U�V���V�F�K�Z�H�U�H���9�R�U�Z�¾�U�I�H���J�H�J�H�Q���+�X�E�H�U�W���8�O�U�L�F�K����

Die Dipl.-Sozialpädagogin trat 2017 in die Par-
tei Bündnis90/Die Grünen ein, nachdem Hu-
bert Ulrich nach der verlorenen Landtagswahl 
als Landesvorsitzender zurückgetreten war. Sie 
ist Mitglied des Kreisvorstandes in Merzig-Wa-
dern, gehört dem Landesvorstand an und ist seit 
Januar�2018 eine der beiden Sprecherinnen der 
Landesarbeitsgemeinschaft Feminismus und 
Gleichstellung.

Marita Mayers: »Ich dachte damals, Hu-
bert Ulrich spiele keine Rolle mehr und sei 
nur noch im Hintergrund aktiv. Bei uns im 
Kreis tauchte er in den letzten Jahren auch 
nicht auf. Wir konnten frei und unabhän-
gig unsere grünen �emen und Maßnahmen 

nach vorne bringen. Der Grünen-Kreisver-
band Merzig-Wadern hat ca. 100�Mitglieder. 
Wir waren und sind machtstrategisch o�enbar 
nicht relevant.«
Für Freitag, 21.�Mai�2021, hatte die Landesar-
beitsgemeinscha� (LAG) Feminismus eine digi-
tale Sitzung über Zoom �orbereitet, an der auch 
Männer teilnehmen konnten, und in der Einla-
dung dazu angekündigt, dass zwei neue Spreche-
rinnen gewählt werden sollten. Sie müssen Mit-
glied der Partei sein.

Marita Mayers: »Wir rechneten am 21.�Mai 
mit höchstens 15�Frauen. Bei den Tre�en bis-
her nahm maximal ein Dutzend Frauen teil. 
Als wir das Meeting um 17.45�Uhr erö�neten, 
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Die Landesarbeitsgemeinscha� Feminismus und 
Gleichstellung ist nach Einschätzung �on Mari-
ta Mayers so lange stillgelegt, bis die Verhältnisse 
geklärt sind. Zunächst müsse festgestellt werden, 
wer die Beteiligten sind und ob die Neuen über-
haupt stimmberechtigt sind. Nur fünf Tage zuvor 
hatte die engagierte Grüne eine für sie verstörende 
direkte Begegnung mit Hubert Ulrich.

Marita Mayers: »Am Rande der Mitglieder-
versammlung des Ortsverbandes Saarlouis am 
16.�Mai im Pieper-Kaufhaus wurde ich mit 
dem brachialen Stil von Hubert Ulrich kon-
frontiert. Obwohl ich Mitglied des Landesvor-
standes bin, durfte ich nicht als neutrale Beo-
bachterin teilnehmen. Ulrich blockte mich ab 
und verwehrte mir den Zugang, angeblich we-
gen Corona-Vorschriften. Dabei sah ich eini-
ge Mitglieder vom Ortsverband Saarbrücken, 
die als Gäste zugelassen wurden. Später habe 
ich gehört, dass welche von ihnen sogar Ver-
sammlungsleiter waren. Solche Machenschaf-
ten müssen beim Namen genannt und aufge-
deckt werden. Sie schaden nicht nur der Par-
tei im Saarland, sie beschädigen alle ehrlichen 
und aufrechten Frauen und Männer, die sich 
in der Partei uneigennützig für unsere grünen 
�emen mit Leidenschaft, Herzblut und viel 
freier Zeit ehrenamtlich einbringen. Wir alle 
brauchen nicht die grüne Partei, die Grünen 
im Saarland brauchen uns!«

waren wir sehr überrascht: Innerhalb von ein 
paar Minuten zählten wir etwa 42�Frauen und 
Männer im Zoom-Meeting. Viele kannten wir 
gar nicht, weder vom Frauenstammtisch noch 
von der LAG noch vom Frauenkongress. Als 
wir darum baten, sich namentlich zu identi�-
zieren, taten dies nicht alle. Es waren geschätzt 
höchstens 18�Frauen, die der bisherigen LAG 
Feminismus zuzuordnen waren. Da der üb-
rige Personenkreis völlig unübersichtlich war 
und wir auch nicht klären konnten, wer über-
haupt Parteimitglied ist, haben wir spontan 
entschieden, die Wahl der Sprecherinnen zu 
vertagen. Soweit wir am 21.�Mai�2021 fest-
stellen konnten, kamen viele TeilnehmerInnen 
aus den Ortsverbänden Saarlouis und Saar-
brücken-Mitte und viele waren dem Um-
feld von Hubert Ulrich zuzuordnen. Es war 
wie ein Überfall, eine Invasion. Wir sollten 
gekapert werden, das war ein richtiges Pira-
tenstück. Das ist wohl ein strategischer Vor-
geschmack auf das, was uns beim Landes-
parteitag bevorstehen könnte. Ich �nde das 
Machtgebaren und das System Ulrich ent-
setzlich, das kann uns als Partei atomisieren. 
Das ist strukturelle und soziale Gewalt, die da 
ausgeübt wird. Es wird versucht, das Verhalten 
Einzelner und kleiner Gruppen zu beein�us-
sen und gegen ihren Willen vorzugehen, sie 
zu überrollen und zu überstimmen. Ich kann-
te solche Übernahmegeschichten bisher nur 
vom Hörensagen und dachte, das sei alles Ge-
schichte und sehr lange vorbei. Nun habe ich 
die Aggression selbst miterlebt.«

�0�D�U�L�W�D���0�D�\�H�U�V�����)�R�W�R�����3�U�L�Y�D�W��

1 Quelle: Voigt, Wilfried: Die Jamaika Clique,  
Conte Verlag 2011
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Mordfall Samuel Yeboah – Neue Entwicklungen
Von Laura Weidig

Knapp 30�Jahre ist es her, dass Samuel Ko� 
Yeboah in Saarlouis ermordet wurde. Er starb 
durch einen rassistischen Brandanschlag. Die 
Saarbrücker Staatsanwaltschaft stellte die 
Ermittlungen nach nur einem Jahr ergeb-
nislos ein. In Saarlouis, wo es zu dieser Zeit 
eine starke Neonazi-Szene gab, stritt man 
den rassistischen Hintergrund der Tat über 
Jahrzehnte ab. Dabei brannte nicht einmal 
24�Stunden nach dem tödlichen Anschlag 
bereits die nächste Asylbewerberunterkunft 
– im wenige Kilometer entfernten Saarwel-
lingen. Im August�2020 wurde bekannt, dass 
die Generalbundesanwaltschaft in Karlsru-
he, verantwortlich für die Verfolgung terro-
ristischer Straftaten, wegen »gravierender An-
haltspunkte für einen rechtsextremistischen 
und fremdenfeindlichen Hintergrund des An-
schlages« die Zuständigkeit für den Mordfall 
Samuel Yeboah übernimmt. Wir berichteten 
ausführlich in Ausgabe�122.

Inzwischen gibt es einen Verdächtigen: den 
heute 49-jährigen Peter Werner Sch., eine der 
damaligen Führungs�guren der örtlichen Na-
zi-Szene. Zu einer Festnahme kam es nicht. 
Neben seiner Wohnung und seinem Arbeits-
platz wurden im Raum Saarlouis auch die 
Wohnungen von vier weiteren »nicht verdäch-
tigen« Personen durchsucht. Wie die Gene-
ralbundesanwaltschaft uns mitteilte, dauern 
die Mord-Ermittlungen weiter an. Ein An-
fangsverdacht auf Gründung einer terroris-
tischen Vereinigung, einem Verfahren nach 
Paragraph�129 oder 129a, habe sich bislang 
nicht ergeben.

Stadtrat beschließt Gedenken  
und Aufarbeitung

Am 18.�März beschloss der Saarlouiser Stadt-
rat einstimmig: Ein Paket verschiedener Maß-
nahmen soll an die Opfer des Anschlags er-
innern, sich kritisch mit dem historischen 
Kontext auseinandersetzen und zur demokra-
tischen Aufklärungsarbeit beitragen. An zen-
traler Stelle, wo genau, steht noch nicht fest, 
ist ein Mahnmal für die Opfer von Hass, Dis-
kriminierung und Gewalt geplant. Das erin-
nere nicht spezi�sch an Samuel Yeboah, solle 
aber in dem Kontext gesehen werden. Hier-
für soll ein Künstlerwettbewerb ausgeschrie-
ben werden.

In Fraulautern, in der Nähe des damaligen 
Tatorts, ist eine Informationstafel vorgesehen, 
die mit Text- und Bildmaterial die Geschichte 
des Anschlages aufarbeiten soll. »Neben dem 
Todesopfer Samuel Yeboah soll die Tafel die 
übrigen Opfer sichtbar machen und an ihr 
Schicksal erinnern«, teilte Sascha Schmidt, 
Pressesprecher der Stadt, mit.

Weiter soll ein Arbeitskreis entstehen, der 
die Aktivitäten der extrem rechten Szene in 
Saarlouis und deren Entwicklung von Anfang 
der 1990er-Jahre bis heute kritisch aufarbei-
tet und verö�entlicht. Die Zusammensetzung 
dieses Arbeitskreises ist noch nicht abschlie-
ßend festgelegt. Mögliche Teilnehmer sind 
Akteure aus der Verwaltung, die mit dem 
�ema befasst sind, Akteure der Stadtpolitik 
sowie Vertreter aus Schulen und Zivilgesell-
schaft.

Zeitgeschehen
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Emotionale Debatte

Eingebracht wurden die Vorschläge auf Initi-
ative des städtischen Integrationsbeirats. Dem 
Beschluss sollen rege, teils emotionale Diskus-
sionen im Stadtrat vorangegangen sein. Ein 
Protokoll der entsprechenden Sitzung vom 
18.�März konnte die Pressestelle bis Redakti-
onsschluss noch nicht vorlegen.

Für die CDU-Fraktion sprach Alexandra 
Feldgen. In Gedanken sei man bei dem Ver-
storbenen, der Familie und den Freunden. Die 
Fraktion spricht sich »gegen Hass und Extre-
mismus in jeder Form« aus, und lobt das vor-
liegende Konzept, insbesondere dessen präven-
tive und pädagogische Anteile.

Hakan Gündüz, der für die SPD sprach, 
sagte, er sei froh, dass man in der Gesellschaft 
mittlerweile einen Konsens habe und dazu ste-
he, was in Saarlouis seinerzeit geschehen sei. 
Auch Fehler der eigenen Partei wurden the-
matisiert: die zeitweise Zusammenarbeit der 
SPD mit den extrem rechten Republikanern. 
Oder dass im Rahmen sogenannter »akzeptie-
render Sozialarbeit« dem extrem rechten Mi-
lieu Räume und Infrastruktur zur Verfügung 
gestellt wurden.

FDP und Linke im Stadtrat gaben an, ledig-
lich mitgestimmt, sich aber nicht zur Angele-
genheit geäußert zu haben. Die Grünen mach-
ten gegenüber den Saarbrücker Heften keine 
Angaben über den Inhalt ihrer Debattenbei-
träge. Insgesamt, so Pressestelle und Oberbür-
germeister der Stadt übereinstimmend, habe 
es einen politischen Konsens gegeben, ein ge-
meinsames demokratisches Interesse, sich für 
Gedenken und konsequente Aufklärung ein-
zusetzen.

Die fragwürdige Rolle der Grünen

Das war nicht immer so. Sowohl die Stadt 
Saarlouis als auch die Polizei leugnen lange, 
dass sich in Saarlouis eine militante rechte Sze-
ne etabliert hatte, deren Vertreter bereits 1986 
in einem Interview mit dem Stern ankündi-
gten, auch Morde begehen zu wollen.

Im aktuellen Stadtrat sind mit Hubert 
Ulrich und Gabriel Mahren zwei Mitglieder 
vertreten, die zur Verharmlosung der dama-
ligen Nazi-Szene sogar aktiv beitrugen.

»Dass Skinheads ›mal einen Penner im Park 
zusammengeschlagen haben‹, ja, ›aber das ist 
Ewigkeiten her.« Von einer rechten Szene in 
Saarlouis wisse er nichts, so Hubert Ulrich 
laut taz nur wenige Tage nach dem Mord. In 
der gleichen Ausgabe wird Albert Fuß (SPD), 
der damalige Oberbürgermeister, mit den 
Worten zitiert: »Eine richtige Szene gibt es 
hier nicht.« Und weiter: »Natürlich« würden 
die vielen Asylbewerber in der Bevölkerung 
nicht gern gesehen. Auch Skinheads gebe es 
ein paar, aber ausländerfeindlich sei man ganz 
bestimmt nicht. Kommunalwahlergebnisse 
von über 10�Prozent für die extrem rechten 
Republikaner, fünf Brandanschläge auf Asyl-
bewerberunterkünfte seit 1987 und Bürger, 
die gegen entsprechende Wohnheime agitie-
ren, sprechen indes eine andere Sprache.

Jahre später, 1997, entpolitisiert man das 
Nazi-Problem in Saarlouis noch immer. Be-
drohungen, Übergri�e und Anschläge durch 
Neonazis werden als unpolitische Streitig-
keiten unter Jugendlichen missinterpretiert. 
Gabriel Mahren, seinerseits Jugend-Beigeord-
neter, externalisiert die Verantwortung und 
be�ndet: »Das ist ein Problem, das Saarlouis 
von außen aufgedrückt wird. Da waren kaum 
Saarlouiser dabei.«

Den AntifaschistInnen hingegen kreidet 
Mahren ihre »fehlende Bereitschaft zum Di-
alog« mit den Skins an. Mehrfach drängt ein 
Mitarbeiter des Jugend- und Kommunikati-
onszentrums KOMM darauf, die Antifa solle 
mit den Neonazis und den Ordnungsbehör-
den in Kontakt treten. Ein brisantes Detail: 
In den entsprechenden Briefen wird auf die 
angebliche Kompromissbereitschaft der Ne-
onazis und deren vertrauensvolles Verhältnis 
zur Polizei verwiesen.

Wegen dieser Gedenktafel, die Aktivisten 2001 am 
Rathaus anbrachten, prozessierte die Stadt vier 
Jahre lang. Ergebnis: 134,50 EUR Schadenersatz. 
Foto: Antifa Saar / Projekt AK
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Eine von der Antifa Saarlouis im Juli�1997 
geplante Informationsveranstaltung über Ak-
tivitäten der rechten Szene wurde vom Vor-
stand des KOMM untersagt. Aus Furcht vor 
Auseinandersetzungen, hieß es. Statt Ver-
anstaltungen im eigenen Haus vor Neona-
zi-Übergriffen zu schützen, sorgte Hubert 
Ulrich, damals im Vorstand des KOMM, 
mit dafür, dass der von der Antifa im dama-
ligen Kultur- und Kommunikationszentrum 
KOMM betriebene Info-Laden »Bambule« ge-
schlossen wurde.

Nach dem Mord an Samuel Yeboah, wäh-
rend einer sich fortsetzenden Reihe von 
Brandanschlägen auf Asylbewerberunterkünf-
te, während Neonazis, insbesondere die Ka-
meradschaft »Horst Wessel-Saarlautern«, die 
im Kameradschaftsspektrum Südwestdeutsch-
lands eine nicht unbedeutende Rolle spielte, 
vermeintliche »Ausländer« oder politische 
GegnerInnen terrorisierten, sahen die Verwal-
tung und der grüne Vorstand des Jugend- und 
Kommunikationszentrums KOMM o�enbar 
antifaschistisches Engagement als das drän-
gendere Problem an.

Paradigmenwechsel nach 
jahrzehntelanger Verleugnung?

Inzwischen räumt die Stadtverwaltung ein, 
dass es in Saarlouis durchaus eine extreme 
Rechte, Kameradschaften, diverse Anschlä-
ge gegeben habe. Man müsse aber di�eren-
zieren, sagt Pressesprecher Sascha Schmidt 
im Gespräch mit den Saarbrücker Heften. Be-
vor die Generalbundesanwaltschaft anderwei-
tiges festgestellt habe, habe es keine konkreten 
Hinweise zu einer Verbindung zwischen dem 
tödlichen Brandanschlag und dem rechtem 
Milieu gegeben – weder Bekennerschreiben, 
Zeugen, Beweise. Zum redlichen Gedenken 
gehöre, eine Tat nicht rechtsextrem oder ras-
sistisch zu nennen, wenn man es nicht genau 
wisse.

Mehrere Initiativen weisen, teils seit Jahr-
zehnten, auf den rassistischen Hintergrund der 
Tat und extrem rechte Zusammenhänge hin 
und fordern ein würdiges Gedenken an Samu-
el Yeboah. Darunter der saarländische Flücht-
lingsrat, die Aktion 3. Welt Saar und die An-
tifa Saar/Projekt AK. Die Folge bislang: Dif-
famierung und Repression. Inzwischen, nach 
30-jähriger Blockadehaltung, übernimmt die 

Stadt den Großteil dessen, was die genannten 
Initiativen lange forderten, unterstellt ihnen 
aber implizit Unredlichkeit.

Roland Röder vom saarländischen Flücht-
lingsrat dazu: »Die Stadt war und ist kein neu-
traler Akteur, sondern hat 30�Jahre lang rechte 
Gewalt vertuscht und verharmlost. Sie leugnet 
ihr eigenes Leugnen. Ein redliches wie ehr-
liches Erinnern muss das eigene Wegschauen 
aufarbeiten und darf ein politisches Problem 
nicht pädagogisieren.«

Auch die Antifa Saar/Projekt AK zeigt sich 
wenig überzeugt von dem vermeintlichen 
Kurswechsel: »Sich nach 30�Jahren darüber zu 
freuen, dass in Saarlouis zumindest unter vor-
gehaltener Hand der rassistische Hintergrund 
des Mordes an Samuel Yeboah nicht mehr ge-
leugnet wird, wäre fast zynisch. Aus Opfern 
neonazistischer Gewalt nun Opfer von Hass 
und Extremismus im Allgemeinen zu machen, 
knüpft nahtlos an die jahrzehntelange Leug-
nungsstrategie der Stadt an.«

Lehren aus dem NSU-Komplex?

An aufrichtiger Aufarbeitung scheinen bis 
heute nicht alle Akteure ein Interesse zu ha-
ben. Alexander Funk, CDU-Fraktionschef im 
saarländischen Landtag, sagte mit Hinblick 
auf mögliche Pannen bei Polizei und Verfas-
sungsschutz, man müsse jetzt nicht groß auf 
Fehlersuche gehen. Die Aufbewahrungsfrist 
vieler der ungeklärte Brandanschläge betref-
fenden Akten läuft gegenwärtig ab. Als Den-
nis Lander (Linke) im Innenausschuss des 
Landtags darauf hinwies, dass das Schreddern 
der Dokumente tunlichst zu unterbinden sei, 
wurde ihm vom saarländischen Verfassungs-
schutz eine Klage angedroht.

Dabei gibt es gerade hinsichtlich der dama-
ligen Arbeit von Polizei und Verfassungsschutz 
noch viel aufzuarbeiten. Wohl auch deshalb 
werden Forderungen nach der Einsetzung 
eines ö�entlichen Untersuchungsausschusses 
und die O�enlegung der Akten im Fall Samu-
el Yeboah laut – bereits im August�2020 stell-
te die Antifa Saar/Projekt AK in einer Presse-
mitteilung fest: »Bei den jetzigen Verlautba-
rungen der saarländischen Behörden handelt 
es sich um Floskeln, die uns bereits aus dem 
NSU-Skandal bekannt sind. Dort dienten 
diese dazu, Verstrickungen von Polizei und 
Geheimdiensten mit terroristisch agierenden 
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rechten Gruppierungen zu verschleiern.« Dass 
Sicherheitsbehörden den Schutz ihrer Quel-
len und Informanten o� enbar über die Straf-
verfolgung stellen – auch bei Mord –, das hat 
sich spätestens im NSU-Prozess herausgestellt. 
Die versprochene »lückenlose Aufklärung« im 
NSU-Komplex blieb bekanntermaßen bis heu-
te aus.

In der öffentlichen Auseinandersetzung 
spielte zudem die Perspektive der Betro� enen 
kaum eine Rolle. Im Saarland wird es sich, das 
deutet sich an, ähnlich verhalten. Die Angehö-
rigen Samuel Yeboahs oder die überlebenden 
Opfer werden in die Planung der Gedenk- und 
Mahnmale erst gar nicht miteinbezogen. We-
der zu den einen noch zu den anderen hat die 
Stadt Saarlouis noch Kontakt.

Auch ist unklar, ob die Familie und die 
Überlebenden des Brandanschlags über die 
Wiederaufnahme der Ermittlungen überhaupt 
informiert wurden. Zur Korrespondenz mit 
Zeugen, Betro� enen oder Verdächtigen kön-
ne man grundsätzlich keine Auskunft geben, 
so Markus Schmitt, Sprecher der Bundesan-
waltschaft.

�4�X�H�O�O�H�Q��

»Rassismus in der ›Festungsstadt‹«, taz vom 
26.09.1991.

»Radikale Jugendliche demolieren Polizeiauto«, 
Saarbrücker Zeitung vom 16.�Juli�1997.

»Klima der Angst«, Saarbrücker Hefte�122.
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Der Saubermann
Ein Kommentar zu plakativen Reinigungsaktionen

Von Dennis Kundrus und Laura Weidig

Es entwickelt sich zum Ritual wie zur iko-
nischen Pose gleichermaßen: Uwe Conradt 
(CDU), Oberbürgermeister der Landeshaupt-
stadt, wie er sich mit größter Ernsthaftigkeit 
Aufklebern an Laternenmasten widmet. Uwe 
kratzt selbst, Uwe beobachtet städtische Ange-
stellte beim Kratzen. Nie weit weg: Die Kame-
ra. Auf plakative Selbstinszenierung legt der 
Oberbürgermeister seit Amtsantritt Wert.  

Es geht indes auch ums Stadtbild. Wo In-
nenstädte überwiegend gleichförmig aussehen, 
tobt der Konkurrenzkampf: Die Scha�ung 
einer eigenen, städtischen Identität beschäf-
tigt viele Kommunen. Gerade in Haupt- und 
Großstädten dienen Kulturelemente als Unter-
scheidungsmerkmale: Stararchitekturen, Sub-
kulturen, Events. Ob die derzeit propagierte 
»Glückswoche« diesem Ansinnen dienlich ist, 
darf bezweifelt werden. Erfolgversprechender 
sind da Konzepte wie der Artwalk oder, auf 
Landesebene, die Urban Art Biennale. Der 
Umgang mit KünstlerInnen aber ist, wie un-
ten ausgeführt, mindestens zweifelhaft. 

Broken Windows? 

»Saarbrückerinnen und Saarbrücker haben in 
der Dunkelheit oft Angst, gehen nur zusam-
men raus oder bleiben aus der City fern. Graf-
�tis an den Wänden, Aufkleber an Laternen-
masten, Kaugummis auf dem Boden, immer 
wieder liegt auch Müll herum.«, beklagte der 
jetzige OB schon im Wahlkampf und kon-
struiert damit einen Zusammenhang, der an 
die Broken Windows-�eorie erinnert. Die ist 
eines der populärsten kriminalpolitischen Mo-
delle und dient vorrangig der Legitimierung 
von Präventionsmodellen und sogenannter 

»Null-Toleranz«-Politik. Klar, dass der CDU 
das zusagt. Eine kaputte Fensterscheibe steht, 
ähnlich wie Gra�ti, als Synonym für Unord-
nung im Stadtteil. Und Unordnung verurs-
acht Furcht. Die zerbrochene Fensterscheibe, 
die sofort repariert werden müsse, um Krimi-
nalität im Stadtteil zu verhindern, ist jedoch 
ein zu verkürztes Bild, das die Ansprüche einer 
brauchbaren Kriminalitätstheorie nicht erfüllt. 

Die 1982 geprägte Annahme enthält schon 
im Ursprung eine Vielzahl diskriminierender 
normativer Aussagen. Die Fensterscheibe bil-
det nur ein (harmloses) Symbol für die wahren 
Quellen der Furcht – Menschen: Und zwar 
»nicht unbedingt gewalttätige oder kriminel-
le Personen (...), sondern solche mit schlech-
tem Ruf, lärmender Aufdringlich- oder Unbe-
rechenbarkeit:  Bettler, Betrunkene, Süchtige, 
randalierende Jugendliche, Prostituierte, He-
rumhängende und psychisch Kranke.« Auch 
die aber gehören, so sehr es Uwe Conradt oder 
manch‘ Bürgerinitiative stört, zur Stadt.  

Der CDU ist ein vages »Sicherheitsgefühl« 
traditionell wichtiger als wirkliche – auch so-
zioökonomisch zu begreifende – Sicherheit. 
Daher entgeht ihr der primäre Schwachpunkt 
des Broken-Windows-Ansatzes: Strukturelle 
Änderungen in Städten führen zwar zu ei-
ner Reduzierung von Straftaten mit materiel-
len Schäden, aber die Zahl der Straftaten mit 
Personenschaden wird durch solche Maßnah-
men eben nicht verändert. Andere Kriminali-
tätstheorien setzen nicht auf den Faktor Un-
ordnung, sondern auf handfestere Daten wie 
Wohndichte, Einkommen oder Bevölkerungs-
�uktuation. Entscheidend, so der Konsens, 
scheint soziale Kontrolle zu sein: Wichtig sei, 
dass die Menschen sich mit ihrem Stadtteil 
identi�zierten und ihn selbst kontrollierten.

Zeitgeschehen
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Wem gehört die Stadt?

Zurück zu den Aufklebern. Sind sie Zei-
chen des Verfalls? Oder vielmehr eine Spiel-
art nicht-durchkommerzialisierter, städtischer 
Partizipation? Für zweiteres spricht: Die Bro-
ken-Windows-�eorie besteht aus einem Drei-
schritt. Unordnung – Kriminalitätsfurcht – 
Kriminalitäts�ucht. Der Stadtteil Sankt Jo-
hann, meist bereits wenige Tage nach den 
Anstrengungen städtischer Laternenreini-
gung wieder mit bunten Stickern dekoriert, 
steht keineswegs im Verdacht der Wohn�ucht, 
sondern ist hinsichtlich des Wohnraums viel-
mehr von einem Nachfrageüberhang gekenn-
zeichnet.  

Saarbrücken, gerade der innerstädtische 
Bereich, gentrifiziert sich. Mietpreise stei-
gen, unerschwingliche Eigentumswohnungen 
sprießen aus dem Boden, der Einzelhandel 
verändert sich Richtung Holzspielzeug, über-
teuerter »Backmanufaktur« und Keramik-Be-
malung, sozialer Wohnungsbau im Saarland 
ist seit Jahrzehnten tot. Zwar gibt es einzelne 
Initiativen, die diese Entwicklung kritisieren, 
aber niemand stellt die Frage, wem die Stadt 
nun eigentlich gehört, derart unverblümt wie 
die, die deren kreative Gestaltung ungefragt in 
die eigene Hand nehmen. Und das, ohne auf 
das Image der cleanen Einkaufsstadt, wie sie 
Conradt vorschwebt, Rücksicht zu nehmen. 

Nicht nur Aufkleber und Gra�ti, auch be-
stimmte Personen und Personengruppen stö-
ren. Im Wahlkampf um das Bürgermeisteramt 
wollte sich Uwe Conradt gegenüber der Saar-
brücker Zeitung als pragmatischer Macher in-
szenieren, schlug vor, die Warteunterstände an 
der Saarbahnhaltestelle Johanneskirche abzu-
montieren. Wie man 15 Jahre aus dem Büro-
fenster auf die Szene der sogenannten Rand-
ständigen schauen und nicht verstehen könne, 
dass man einfach diese Unterstände abmontie-
ren müsse, statt nach mehr Polizei zu rufen, 
ätzte er gegen die damalige Amtsinhaberin 
Charlotte Britz (SPD). 

Inzwischen ist Conradt im Amt, die Unter-
stände sind noch da, das prekäre Milieu auch. 
Also alles wie immer? Nicht ganz. Die Szene-
rie lässt sich jetzt nicht mehr nur beim Blick 
aus dem Fenster, sondern auch durch das Auge 

Weder sauber, noch schöner.  
Foto: Laura Weidig
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der ausufernden Videoüberwachung beobach-
ten, die auf Betreiben des saarländischen In-
nenministeriums angebracht wurde. Neu ist 
auch, dass sich der Unmut örtlicher Bürgeri-
nitiativen jetzt gegen eine CDU-Verwaltungs-
spitze richtet.  

Image ist alles

Der saarländische Lokalpatriotismus blendet 
unangenehme Phänomene gerne aus: Armut, 
Drogenmissbrauch, Prostitution, soziale Se-
gregation. Das zeigt sich so re�ex- wie bei-
spielhaft, als Spiegel-TV 2019 eine Reportage 
über «Saarbrooklyn« sendete. Die Stadt, da-
mals vertreten durch Charlotte Britz, legte 
Programmbeschwerde ein: die Autorin habe 
keinen Vertreter der Stadt mit den Vorwürfen 
konfrontiert und journalistische Grundsätze 
verletzt. Stil und Inszenierung des Beitrags, 
die exponierte Darstellung erkennbar Sucht-
kranker lassen sich kritisieren, die gezeigten 
Probleme aber sind real.  Auf sich sitzen lassen 
wollte man das dennoch nicht: Zur Verteidi-
gung der Landesehre schwang sich die Initia-
tive »I love SB« auf, um mit Buttons ein iden-
titätsstiftendes Zeichen zu setzen – dagegen, 
dass »ein Privatsender meint, uns im Rest der 
Republik bashen zu müssen.« Die aus verletz-
tem Heimatstolz generierten Erlöse wurden 
dem Kältebus und der Tafel gespendet. Im-
merhin. Zusätzlich erarbeitete man einen ei-
genen Film, als Kontrapunkt, um Saarbrücken 
in ein besseres Licht zu rücken. Einer der füh-
renden Köpfe hinter der Kampagne ist Marisa 
Winter, Mitarbeiterin der Landeshauptstadt 
und lange Jahre im Stadtmarketing tätig. Ein 
Image�lm für die Stadt sei »�e other side of 
Saarbrooklyn« aber keineswegs, versicherte sie 
dem SR. 

Politik für die ganze Stadt?

Wenige Phrasen werden in Bürgermeister-
wahlkämpfen häufiger bemüht als die des 
Bürgermeisters »für die ganze Stadt«. Den-
noch dürften sich alle Kandidierenden für 
derlei Ämter im Klaren darüber sein, wo sich 
ihr Wahl-Klientel befindet und wie dessen 
Interessen gelagert sind. Schaut man sich die 
Wahlergebnisse der Oberbürgermeisterwahlen 
2019 an, wird dabei in Bezug auf Aufkleber 

und Gra�ti eines deutlich: Die Gebiete der 
Stadt, die vorrangig von der �ematik betrof-
fen sind, das Nauwieser Viertel oder Malstatt 
und Burbach, sind nicht gerade der Wohnsitz 
der CDU-Wählerschaft. Die �ndet sich eher 
in den dör�ich geprägten Außenwahlbezirken, 
in denen die Laternenmasten das ganze Jahr 
über so glänzen, dass Spaziergänger fast da-
von geblendet werden: in Güdingen oder Bü-
bingen etwa.

Im Nauwieser Viertel dürfte das Interesse 
an der Entfernung von Aufklebern und Graf-
�ti eher gering ausfallen. Genau dort führt die 
Stadt es aber durch. Der CDU geht es mehr 
um die konservative dör�ich geprägte Wäh-
lerschaft, die sich gelegentlich zum Shoppen 
in die Innenstadt verirrt und sich dort über 
»Schmierereien« und »Dreck« beklagt. Am 
Ende vergeht dabei noch die Lust am Einkau-
fen. Und das ist schlecht. Fürs Geschäft und 
die nächsten Wahlen.

�2�•�H�Q�H�U���S�R�O�L�W�L�V�F�K�H�U���:�L�G�H�U�V�W�D�Q�G�� 
ist kaum zu erwarten

Ö�entliche Kritik gibt es kaum. Die Frage 
nach der Sinnhaftigkeit, unzählige kommu-
nale Arbeitsstunden dafür aufzuwenden, Auf-
kleber von Laternenmasten abzukratzen – von 
Reinigung kann indes nicht einmal die Rede 
sein, sind die bleibenden Rückstände doch we-
sentlich unansehnlicher als die bunten Sticker 
selbst – wurde bislang von den Stadtratsfrakti-
onen nicht gestellt. Auch nicht von SPD und 
Linken, die sonst regelmäßig die Jamaika-Ko-
alition und die Conradt‘sche Amtsführung 
kritisieren. Lediglich für »Die PARTEI«, bie-
tet die Politik Conradts eine Steilvorlage für 
satirische Bearbeitung. Auf Anfrage der Saar-
brücker Hefte sagt Stadtrat Michael Franke: 
»Regelmäßig eine Armee loszuschicken, um 
Laternen von Stickern zu befreien, im Wis-
sen, dass sie kurze Zeit später sowieso wieder 
beklebt werden, ist o�enbar eine Anspielung 
auf die sagenhafte Figur Sisyphus.« 

Im Viertel stimmt man derweil mit den 
Händen ab: Oft sind die Laternenmasten 
schon wenige Tage nach der aufwendigen 
Abkratz-Behandlung durch städtische Reini-
gungskolonnen wieder ordentlich bebildert. 
Was will also das Rathaus mit einer Politik, 
die so befreit scheint von jeglicher Nachhal-
tigkeit, bezwecken?
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Symbolpolitik muss nichts grundsätzlich Fal-
sches oder reine Pseudo-Politik sein. Das His-
sen einer Regenbogen�agge zum Christopher 
Street Day vor dem Rathaus etwa ist Symbol-
politik, für deren Beibehaltung man eintreten 
sollte. Es stellt sich immer die Frage, welche 
Botschaften damit verknüpft sind – im Fal-
le der Regenbogenfahne O�enheit, Toleranz 
und ein loses Versprechen auf Schutz und För-
derung.

Die Symbolpolitik der Masten-Reinigung 
hingegen trägt das CDU-Wahlkampfmot-
to »Sicherheit beginnt mit Sauberkeit« vor 
sich her: Die Stadt demonstriert die Kontrol-
le städtischer Institutionen über den ö�ent-
lichen Raum. Allerdings geht es hier um ein 
Phänomen, das man als Möglichkeit unkom-
merzieller Partizipation bezeichnen könnte. 
Das entspricht nicht unbedingt dem poli-
tischen Kurs der CDU. Die Politik richtet 
sich, durchaus gezielt, gegen eine sichtbare 

kreative Szene, die nicht nur auf legitimierte 
»Frei�ächen« zurückgreift, sondern sich auch 
ohne Zustimmung Uwe Conradts den Raum 
für ihre Kunst nimmt. Wie sich gezeigt hat, 
sind nicht einmal dezidierte Frei�ächen vor 
der Intervention durch die CDU sicher.  

Dabei hat die CDU einen Koalitionspartner 
im Stadtrat, der derlei Politik als nicht beson-
ders gelungen erachten dürfte, sind doch die 
BewohnerInnen des Viertels größtenteils ge-
nau ihr Wählerklientel: Die Grünen. Die hal-
ten sich zum �ema bisher zurück, unterstüt-
zen die Linie der Stadt aber zumindest durch 
Nichtstun. Nur bei der Entfernung der Graf-
�ti an der Wilhelm-Heinrich-Brücke war Kri-
tik zu vernehmen: Jeanne Dillschneider, Grü-
nen-Stadträtin, wagte sich hervor (berief sich 
dabei allerdings auf ihre Funktion als Spreche-
rin der Grünen Jugend) und bezeichnete den 
Vorgang als »regelrechten Skandal«. 

Waterwoman, Foto: petit comité paris
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Ambivalentes Verhältnis  
zu Urban Art

Worum ging es? Unter der Wilhelm-Hein-
rich-Brücke, an den Säulen neben der Ber-
liner Promenade, waren seit 2019 die water-
women der Künstlerin petit comité paris zu 
bewundern. Als eines der ersten explizit femi-
nistischen Kunstwerke im städtischen Raum 
war das Werk exponiert, die weißen, �gura-
tiven Malereien ein gern fotogra�ertes Motiv. 
Sie entstanden mit ausdrücklicher Billigung 
der Stadt. 

Im November 2020 hat das Straßenbauamt 
der Landeshauptstadt die legalen Gra�ti-Flä-
chen unvermittelt grau überstrichen, nachdem 
das Innenministerium darauf hingewiesen hat-
te, dass die Freigabe der Flächen nicht mit den 
zugrundeliegenden Förderbedingungen über-
einstimmte. Die Vorgaben der EU erforderten 
zur Verhinderung von Angsträumen Beleuch-
tung und helle Bemalung, so die fadenscheini-
ge Begründung. Dabei wurde der dunkle Ort 
durch die Silhouetten, die wie leichte transpa-
rente Kreidezeichnungen anmuteten, erst hell 
und freundlich. Und Saarbrücken hat sich 
selbst eines Kunstwerkes beraubt.

 »In vielen Städten wird Gra�ti als ein rein 
krimineller Akt gesehen, dem nur durch rigo-
rose Verbote zu begegnen ist. Wir sind über-
zeugt, dass Toleranz und eine von allen Seiten 
getragene Diskussion der bessere Weg sind«, 
verkündet die Webseite der Stadt. Davon hat 
die betro�ene Künstlerin, deren Werk ohne 
jegliche Rücksprache vernichtet wurde, nichts 
gemerkt. Entwürdigend sei das. Und auch 
nicht nachvollziehbar: »Es wäre sehr einfach 
gewesen, mit mir über das Vorhaben zu spre-
chen, statt mich respektlos zu übermalen«, so 
petit comité paris auf Anfrage der Saarbrücker 
Hefte. 

Dillschneider forderte in dem Zusammen-
hang, mehr Frei�ächen »unbürokratisch« zur 
Verfügung zu stellen. Und damit begeben sich 
die Grünen doch wieder auf das Terrain der 
CDU: Auch die hat – formal – nichts gegen 
legale Gra�ti (von grauer Farbe abgesehen), 
und will nun prüfen, ob alternative Frei�ä-
chen angeboten werden können.

»Urban art« wird im Saarland gerne als Fak-
tor des Tourismusmarketings beworben. Was 

Beton, es kommt drauf an was man draus macht. 
Foto: Ruth Santos
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aber sagt es über die Kunstkompetenz der Po-
litik, oder die Wettschätzung gegenüber ur-
baner Kunst generell, wenn einerseits kapita-
listisch verwertbare Erscheinungsformen im 
quasi-musealen Kontext gehypt, hochgelobt 
und als Tourismusfaktor inszeniert werden, 
andererseits das Äquivalent auf der Straße 
ohne Rücksprache überpinselt wird? Urban 
Art zu institutionalisieren wird im Saarland 
o�enbar als Versuch der Einhegung, und we-
niger als Anerkennung und Etablierung ge-
deutet. Auch die grüne Stadträtin Dillschnei-
der wehrt sich mit ihrer Kritik nicht gegen die 
Aufspaltung in kulturell wertvolle, weil legale 
Gra�ti-Kunst und illegale »Schmierereien«, 
sie betreibt sie selbst. Eine wirkliche Solida-
risierung mit der Saarbrücker Gra�ti-Szene 
müsste deutlicher ausfallen und vor allem auch 
politische Konsequenzen haben. 

Law and Order

Nach einer Sozialforschungs-Studie gehörte 
Saarbrücken 2018 zu den zwölf Städten mit 
der bundesweit massivsten sozialen Ungleich-
verteilung. Es stünde der Stadt gut zu Gesicht, 
dieses politische Problem anzugehen, statt sich 
mit Elan auf die bloße Imagep�ege zu stürzen. 
Auf die Frage nach der Sinnhaftigkeit ihres 
Aktionismus‘ ließ die Stadt mitteilen, dass 
man mit gutem Beispiel vorangehe und ein Kunst auf Beton und Papier. Foto: Ruth Santos

Bewusstsein für Sauberkeit scha�e. Die Be-
mühungen seien »auch in Form von Sauber-
keitskampagnen nicht zeitlich begrenzt, son-
dern als eine Daueraufgabe der Kommunen 
zu sehen,« so die Stadt. Nun kann man sich 
fragen, weshalb um eine gängige kommunale 
Aufgabe ein derartiges Gewese veranstaltet 
wird. Auch die ö�entliche Selbstinszenierung 
zahlen die SteuerzahlerInnen. Wie teuer die 
von Uwe Conradt veranlassten Aufkleber- 
und Graffitientfernungen sind, konnte die 
ZKE zuständigkeitsbedingt nicht mitteilen. 

Mit seinem Putzfaible stilisiert sich der 
Oberbürgermeister als Law-and-Order-Mann, 
der urbaner Subkultur zugunsten einer gleich-
förmigen und auf Konsum und Kommerz aus-
gerichteten Stadt den Kampf ansagt. Damit 
setzt die Stadtregierung Saarbrückens, einer 
Stadt, die bereits vor der Corona-Pandemie 
massive soziale Probleme hatte, einen typisch 
konservativen und neoliberalen politischen 
Schwerpunkt. Die Opposition innerhalb und 
außerhalb des Stadtrates, KünstlerInnen und 
AktivistInnen werden es in Zukunft nicht 
leicht haben mit dieser Jamaika-Koalition, in 
der die Grünen willfährig die Politik der CDU 
mitbetreiben.
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Fahren Schulkinder jetzt nach Metz? 
Chronik der Zerstörung des Botanischen Gartens in Saarbrücken 

�9�R�Q���6�D�G�L�M�D���.�D�Y�J�L�É

Vor fünf Jahren wurde auf Betreiben der saarländischen Politiker von C DU und SPD 
der Botanische Garten in Saarbrücken zerstört. Dass sie mit ihrer Ignor anz eine 
wichtige Bildungsstätte und ein Kulturgut des Landes ausradiert habe n, begreifen 
viele bis heute nicht.

Die Tourismuszentrale des Saarlandes hat kei-
nen Zweifel: Ein Botanischer Garten gehört 
zu den Top-Attraktionen, mit denen sie für 
einen Urlaub im Saarland werben will. Selbst 
wenn dieser Garten gar nicht im Saarland, 
sondern rund 80 Kilometer von der Landes-
hauptstadt Saarbrücken entfernt in Frank-
reich liegt. Daher lädt das »Land der grenzen-
losen Erlebnisse« die Besucher seiner Touris-
mus-Webseite dazu ein, die Gewächshäuser, 
das Rosarium und die Zierteiche des Bota-
nischen Gartens von Metz zu besuchen. So 
ein schöner Garten ist aber nicht nur für Tou-
risten interessant. Er erfüllt viele andere Funk-
tionen, die mit unserer Ernährung, der Öko-
logie, dem Artensterben, dem Klimawandel 
und vielem mehr zusammenhängen. Für saar-
ländische Schulkinder, Studierende und Men-
schen mit geringem Einkommen ist Metz al-
lerdings schwer zu erreichen.

Der Jardin Botanique von Metz spielte für 
das Saarland schon einmal eine wichtige Rol-
le. Nach der Gründung der damals zweispra-
chigen Universität des Saarlandes (UdS) im 
Jahr 1948 spendeten die Botanischen Gär-
ten der Städte Metz, Nancy und Strasbourg 
je einen Teil ihrer P�anzen als Grundstock 
für den Jardin Botanique de la Sarre. Dafür 
sorgte Professor Claude Arnal, erster Lehr-
stuhl-Inhaber für Botanik an der UdS. Weil 
nämlich eine Universität, die etwas von sich 
hält, auch einen Botanischen Garten unter-
hält. So ein Garten wird wissenschaftlich ge-
führt – P�anzen werden mit lateinischen und 
einheimischen Namen beschildert. Sie werden 
katalogisiert, und ihre Herkunft wird proto-
kolliert. Historisch gesehen sind botanische 
Gärten die Keimzelle der Universitäten; einer 

der ältesten Uni-Gärten der Welt veredelt seit 
fast 500 Jahren die Stadt Leipzig und beher-
bergt auf einer Fläche von 3,5 Hektar etwa 
10.000 verschiedene P�anzenarten. 

Jardin Botanique de la Sarre

Der saarländische Botanische Garten befand 
sich am Rande des Stadtwaldes von Saar-
brücken und zierte den Eingangsbereich der 
Universität des Saarlandes. Auf einer Fläche 
von 3,2 Hektar lebten mehr als 5.000 zum 
Teil gefährdete, teils auch geschützte Arten. 
Um die romantische Teichanlage, das Al-
pinum, Rosarium und Arboretum sowie die 
Gewächshausanlage kümmerten sich in Hoch-
zeiten zwei wissenschaftlichen Mitarbeiter, 
acht Gärtner und einige Hilfskräfte (üblich 
sind sechs Gärtner pro Hektar). Primär diente 
der Garten den Lehr- und Forschungszwecken 
des botanischen Instituts der Uni. Zusätz-
lich wurde ein Veranstaltungsprogramm für 
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alle interessierte Menschen, vor allem Schü-
ler und Lehrer angeboten. Vermittelt wurde 
Wissen aus Botanik und verwandten Fachge-
bieten wie Geogra�e, Pharmazie, Ernährungs-
lehre. Besonders mit Wolfgang Stein als Di-
rektor bereicherte dieser Garten das Leben in 
der Region. Menschen jeden Alters besuchten 
Veranstaltungen mit so schönen Namen wie 
»Frühlingsfest mit tropischen Orchideen«. Die 
Kinder konnten sehen, wie Reis und Vanil-
le wachsen, erfahren, ob eine �eischfressende 
P�anze tatsächlich beißen kann und dass Ka-
kao nicht süß ist. GartenfreundInnen konnten 
live den sonst nur in Nordamerika wachsen-
den Mammutbaum und das als ausgestorben 
geltende Rotholz bestaunen. Auch Beratung 
und praktische Hilfe beim Umtopfen und so-
gar »Ärztedienst« für kranke P�anzen wurden 
angeboten. Keine andere Einrichtung der UdS 
wurde so oft in der Presse positiv dargestellt: 
»Dschungel�eber im Gewächshaus«, »Para-
diesische Fair-Führung« titelte etwa die Saar-
brücker Zeitung. 

Masterplan Umweltstandort Reden

Anfang 1997 beschloss die SPD-Landesregie-
rung unter Ministerpräsiden Oskar Lafonta-
ine Haushaltkürzungen für die Universität. 
Es war klar, dass der Botanische Garten nicht 
mehr aus dem Uni-Etat unterhalten werden 
konnte. Anstatt aber die Finanzierung dieser 
einzigartigen Bildungsstätte im Landeshaus-
halt abzusichern und auszubauen, begann 
eines der schlimmsten Kapitel saarländischer 
Sparpolitik. Der Kampf um die Rettung des 
Gartens sollte fast 20 Jahren dauern.

In dieser Zeit verlor der Botanische Garten 
sein wissenschaftliches Umfeld. Der für die 
Erforschung der P�anzenlehre entscheidende 
Lehrstuhl der Botanik wurde Ende der 1990er 
Jahre geschlossen. Die noch existierenden Stu-
diengänge der Bioinformatik, Biologie und Bi-
ophysik befassen sich nur am Rande mit der 
P�anzenwelt. Gefährdet wurde durch diese 
Entwicklung nicht nur der Botanische Garten, 
sondern auch das im weltweiten Index Herba-
riorum unter der Bezeichnung »SAAR« aufge-
listete Herbarium, das Arzneip�anzenmuseum 
und andere biogeogra�sche und zoologische 
Sammlungen.

Unter dem Ministerpräsidenten Peter Mül-
ler (CDU) entsteht ab Anfang der 2000er 

Jahre der »Masterplan Umweltstandort Re-
den«. Verantwortlich hierfür zeichnet der 
neue Umweltminister Stefan Mörsdorf. Zu-
sammen mit dem Biologen Andreas Bettinger 
und anderen Professoren, die in der Arbeitsge-
meinschaft für Tier und p�anzengeogra�sche 
Heimatforschung »Delattinia« versammelten 
sind, schmiedet Mörsdorf den fantastischen 
Plan, einen »Leuchtturm saarländischer Na-
tur- und Umweltaktivitäten« zu errichten. In 
Landsweiler-Reden soll ein Zentrum für Bi-
odokumentation (ZfB) mit angeschlossenem 
»botanischen Garten mit Wissenschaftscha-
rakter« entstehen.

Anfang 2001 wird Andreas Bettinger als 
Planer im Umweltministerium angestellt. 
Zwei Jahre später werden die Uni-eigenen 
naturkundlichen Sammlungen nach Reden 
verlagert. Im Jahr 2005 übernimmt das ZfB 
die Sammlungen des nun aufgelösten Geolo-
gischen Museums der Deutschen Steinkohle 
AG in Saarbrücken. 

»Dort entsteht ein planloses Sammelsurium 
wirrer Ideen rund um vertrocknete Kräuter 
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und ausgestopfte Rebhühner, garniert mit ein 
bisschen Ehrenamt an Biomasse-Soße «, kriti-
siert der umweltpolitische Sprecher der opposi-
tionellen SPD-Landtagsfraktion Ulrich Com-
merçon das Vorhaben. Er wirft Mörsdorf vor, 
dieses Zentrum diene nur dem Zweck, »ein 
gemeinsames Hobby des Ministers mit seinem 
ehemaligen Geschäfts-Kompagnon aus dem 
Steuertopf zu �nanzieren und gleichzeitig den 
Ex-Kollegen mit einem gut dotierten Job im 
Landesdienst zu versorgen«.

Als »unquali�zierte Äußerungen« bezeich-
nete Professor Rüdiger Mues, der Vorsitzende 
des Vereins »Delattinia« diese Fundamental-
kritik von Commerçon. Die Geschäftsstelle 
des »Delattinia« be�ndet sich heute noch im 
ZfB. Die Verantwortung für das Projekt hat 
auch unter dem SPD-Umweltminister Rein-
hold Jost nach wie vor der »Geschäftskompa-
gnon« Bettinger. 

Und was passierte mit dem Botanischen 
Garten?

Auch Wolfgang Stein, der Direktor des Bo-
tanischen Gartens, wollte sich an den Pla-
nungen zum Naturkunde-Zentrum in Re-
den beteiligen. Schließlich sollten bald sein 
und der Arbeitsplatz seiner Mitarbeiter dort-
hin ausgelagert werden. Erwartet wurden dort 
200.000 Besucher pro Jahr. 

»[D]ie Idee war ja nicht unbedingt schlecht«, 
erinnert sich Stein, »auch für uns. Einen noch 
größeren und besseren Garten? Warum nicht? 
[…] Also bat ich um Teilnahme in diesem Pla-
nungsgremium. Aber hoppla, nein, man wol-
le mich nicht dabeihaben, hieß es, man wäre 
schon zu viele. […] Da läuteten bei mir alle 
Alarmglocken!« Stein schloss daraus, dass gar 
kein neuer Garten geplant war, sondern viel-
mehr die anderen Sammlungen gerettet wer-
den sollten – und zwar auf Kosten des Bota-
nischen Gartens.

�2�E���%�D�Q�D�Q�H�����.�D�•�H�H���R�G�H�U���5�H�L�V�F�K�I�U�H�V�V�H�Q�G�H���.�D�Q�Q�H�Q���S�5�D�Q�]�H�������I�¾�U���.�L�Q�G�H�U���X�Q�G���(�U�Z�D�F�K�V�H�Q�H���J�D�E���H�V���K�L�H�U���L�P�P�H�U��
etwas zu entdecken und zu lernen. Fotos: Botanischer Garten
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Glücklicherweise erhielt die Uni Anfang 
2000 mit Margret Wintermantel eine neue 
Präsidentin. Sie war entschlossen, den Garten 
zu verteidigen.

»Es wurden uns deren Pläne zur Schließung 
des Botanischen Gartens an der Uni o�enge-
legt«, so Stein über ein Tre�en mit den Mini-
stern Mörsdorf und Jürgen Schreier (Kultur) 
»Man wolle und brauche drei unserer Plan-
stellen für das Naturkundemuseum in Reden. 
Ach, Ihr hättet sie sehen soll, wie sie aufsprang 
und mit wehendem Rock drei Mal um den 
Tisch lief und immer wieder rief: »Nein, nein, 
nein, wir behalten diesen Botanischen Garten 
an der Uni, basta«.

Nach dieser Sitzung muss der Garten trotz-
dem halbiert werden – Rosarium, Alpengar-
ten und kleine Beete können überhaupt nicht 
mehr gep�egt werden, die Bäume im Arbo-
retum nur notdürftig. Ein auch mit vielen 
SPD-Politikern besetzter Förderkreis unter-
stützt Stein und seine Mitarbeiter in ihrem Be-
mühen, den Garten zu erhalten. Erste Erfolge 
sind zu verzeichnen: Die Gewächshausanlage 
wird modernisiert, Bewässerung und Lüftung 
automatisiert. Der kleinste aller deutschen bo-
tanischen Gärten erfreut sich hoher Besucher-
zahlen. Es fehlt dem Garten allerdings eine 
ordentliche Infrastruktur, etwa eine gute Sa-
nitäranlage für die Besucher. 

Ministerpräsidentin Kramp-
Karrenbauer und die Große 
Koalition

Im Saarland regiert nun seit 2012 die große 
Koalition, Ministerpräsidentin ist Annegret 
Kramp-Karrenbauer (CDU), Finanzminister 
Stephan Toscani (CDU), Umweltminister 
Reinhold Jost (SPD), Bildungsminister Ulrich 
Commerçon (SPD), Uni-Präsident Professor 
Volker Linneweber. Die Landesregierung be-
schließt weitere einschneidende Kürzungen 
für die Uni. Dies bedeutet im März 2016 das 
endgültige Aus für den Botanischen Garten.

Die öffentliche Empörung nicht nur im 
Saarland ist groß. 90 Botanischen Gärten aus 
ganz Deutschland schließen für einen Tag als 
Zeichen des Protests ihre Pforten. Die Lin-
ken und die Grünen im saarländischen Land-
tag fordern den Erhalt des Botanischen Gar-
tens. Die SPD, die nun in der Landesregierung 
sitzt, hat alle ihre Versprechungen vergessen 
und lehnt, zusammen mit der CDU, eine wei-
tere Finanzierung des Gartens von Seiten des 
Landes ab. 

»Die Schließung des Botanischen Garten 
der Universität in Saarbrücken zum 1. April 
2016«, urteilt Professor Maximilian Weigend 
als Präsident des Verbandes der Botanischen 

Die Frankfurter Allgemeine Zeitung bezeichnete die Schließung des Botanischen Gartens in Saarbrücken 
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Gärten Deutschlands, »ist eine Blamage für 
das Land, die Stadt und die Universität«.

Geschlossen wurde auch das Arzneip�an-
zenmuseum. Die 1.500 Heilp�anzen aus al-
ler Welt wurden an das Museum der Firma 
Merck zurück gespendet. Es blieb nichts an-
deres übrig als Tausende an P�anzen zu »ent-
sorgen«. Kein anderer Botanischer Garten 
wollte nämlich durch die Übernahme die-
ser P�anzen in die eigenen Bestände von der 
Schließung pro�tieren. Einige wertvolle P�an-
zen wurden bald gestohlen. Schließlich wur-
de eine Versteigerung der P�anzen organisiert. 
An diesem letzten Tag gab es viel Gedränge 
mit manchen unschönen Szenen. Das Saar-
land wurde nun das einzige Bundesland ohne 
einen Botanischen Garten.

Europa-Garten der Weltkultur 

Aber Wolfgang Stein gibt nicht auf. Er hat 
auf Facebook einen Online-Garten erscha�en 
und hat zurzeit über 37.000 AbonenntInnen. 
Sein Anliegen: die Politiker daran erinnern, 
dass Bildung ein Menschenrecht und Staats-
auftrag ist:

»Die Saarländer haben das Recht auf einen 
Botanischen Garten und es ist eine P�icht de-
nen das zu ermöglichen. Gerade eine Bildung 
über die Belange der Natur aller Klimazonen 
wäre in einer Zeit des großen Artensterbens 
und Klimawandels besonders von Nöten. Die 
P�anzen sind unsere Nahrung, unsere Medi-
zin, ohne sie können wir nicht atmen«, sagt 
er und betont: »In Zukunft wähle ich nur die 
Partei, die wirklich Acht auf die Natur gibt.« 

Mit seiner FB-Community träumt er von 
einem neuen Botanischen Garten im Saar-
land. Ein Garten der Kulturen Europas, kof-
inanziert von der EU. Ein großes Projekt, bei 
dem nicht gespart wird, denn so ein Garten 
ist, wie man an Metz sieht, ein touristischer 
Magnet. 

»Jedes mitwirkende Land oder Region 
könnte einen eigenen Gartenbereich haben, 
den sie selbst betreut. In einem großen zen-
tralen Gewächshaus werden Kulturveranstal-
tungen gemacht, Tänze, Lesungen, Musika-
bende. Mittendrin viel Platz, auch für Bestuh-
lung, rundum tropische P�anzen, Wasserfall, 
Musik, ein Sternekoch, der sich einmieten 
kann, Restaurant durch Glasscheibe, wo 
dann die Honoratioren der Sparkasse dinieren 

können – das wird dann sehr teuer. Und dann, 
mit diesem Geld dürfen die Kinder morgens 
kostenlos rein«, so sein Traum.

Als idealer Ort gilt der Deutsch-Franzö-
sische Garten (DFG), wegen seiner Beliebt-
heit und seiner guten Infrastruktur. Der DFG 
steht unter städtischer Verwaltung und unter-
liegt dem Denkmalschutz. Das Gelände ist 
50 Hektar groß, und ein paar Gewächshäu-
ser würden seine Attraktivität enorm steigern. 
Aber auch der alte Standort an der UdS mit 
benachbartem Wildpark und Sportanlagen des 
Landessportverbandes (LSVS) bietet sich an.

Ein politisches Bekenntnis

Die Schließung des Botanischen Gartens im 
Jahr 2016 wurde mit Sparzwängen begrün-
det. Eine lächerliche Ausrede angesichts der 
in den vergangenen 20 Jahren im Saarland 
großzügig ausgegebenen Millionen Euros an 
ö�entlichen Geldern. Sei es die Fischzuchtan-
lage in Völklingen (20 Mio. Euro und ein Un-
tersuchungsausschuss), der Erweiterungsbau 
des Saarland Museums (40 Mio. Euro und ein 
Untersuchungsausschuss), das Ludwigspark-
stadion (bislang 46,5 Mio. Euro), die Reno-
vierung der Scheune Neuhaus für 1,7 Mio. 
Euro, der LSVS und die Hermann Neuberger 
Sportschule (bisher 47 Mio. Euro De�zit und 
ein Untersuchungsausschuss). Wie viel Geld 
in Landsweiler-Reden schon verausgabt wur-
de, ist nicht bekannt.

Die Schließung des Botanischen Gartens 
ist ein Trauerspiel der saarländischen Politik. 
Ohne Not wurde ein kulturelles Erbe des Lan-
des zerstört und die Bevölkerung um ein wich-
tiges Bildungs- und Freizeitangebot gebracht. 
Lediglich die Linke und die Piraten äußerten 
sich positiv auf unsere Frage an alle Parteien, 
ob sie einen Wiederaufbau des Botanischen 
Gartens befürworten. Die anderen werden 
wohl nach Metz fahren.
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Abschiebung nach Lebach
Überraschender Umzug der Ausländerbehörde

Von Bernhard Dahm

Seit dem 1. Januar 2021 ist die Ausländerbe-
hörde in Saarbrücken geschlossen. Stattdessen 
gibt es im Saarland nur noch eine einzige, in 
Lebach angesiedelte und für aufenthaltsrecht-
liche Fragen zuständige Stelle. Von Seiten des 
für die Schließung zuständigen Innenmini-
steriums wird die Zusammenlegung der bei-
den Verwaltungseinheiten mit E�zienzstei-
gerung, der Optimierung von Arbeitsabläu-
fen, dem Abbau von Doppelstrukturen und 
Synergiee�ekten begründet. Die Maßnahme 
diene dazu, Ausgaben des Landeshaushaltes 
zu reduzieren. 

Bis zum Schluss wurde von Seiten des Mi-
nisteriums und der Behörde hinsichtlich der 
Schließungspläne Stillschweigen gewahrt, die 
Maßnahme kam daher für die Betro�enen, 
ebenso wie für die Ö�entlichkeit, vollkom-
men überraschend. Von einem Tag auf den 
anderen kamen an die Behörde gerichtete 
Schreiben mit dem postalischen Vermerk, der 
Empfänger sei unter der angegebenen Adresse 
nicht zu ermitteln, an den Absender zurück. 
Nachsendeanträge hatte die Behördenleitung 
nicht veranlasst. Betroffene erhielten noch 
Mitte Dezember 2020 Post aus Saarbrücken, 
mit der Au�orderung, zu einer beabsichtigten 
belastenden Maßnahme bis Anfang 2021 eine 
Stellungnahme abzugeben, ohne dass für nötig 
befunden wurde, mitzuteilen, dass diese Stel-
lungnahme ab dem 1. Januar 2021 nach Le-
bach zu senden sei. Selbst in ständigem Kon-
takt mit der Behörde stehende Rechtsanwäl-
te erhielten keine Benachrichtigung bezüglich 
der Änderung. Und noch bis Mitte Januar war 
auf der o�ziellen Homepage der Behörde die 
Saarbrücker Adresse angegeben. Erst danach 

konnte man aus den Medien erfahren, was an 
Tatsachen gescha�en worden war. Ende Mai 
versandte die Behörde noch immer Schreiben 
unter Angabe der Saarbrücker Adresse. Sehen 
so E�zienzsteigerung und die Optimierung 
von Arbeitsabläufen aus? 

Schon 2008 war von der damaligen Saarlän-
dischen Landesregierung unter Peter Müller 
eine Umstrukturierung der Ausländerbehör-
den durchgeführt worden. Gab es bis dahin 
acht Behördensitze in den Landkreisen, im 
Regionalverband und der Landeshauptstadt 
Saarbrücken, waren es dann nur noch zwei, 
nämlich in Lebach und in Saarbrücken. Saar-
brücken war für MigrantInnen aus der Lan-
deshauptstadt, dem Regionalverband Saar-
brücken sowie aus dem Saarpfalz-Kreis zu-
ständig, wohingegen die in Lebach ansässige 
Behörde für die Betro�enen aus den anderen 
Landesteilen des Saarlandes Regelungs- und 
Entscheidungskompetenz bekam. Begrün-
det wurde die damalige Maßnahme damit, 
dass Kosten in Höhe von 20 Prozent einge-
spart werden könnten. Seinerzeit gingen Kri-
tiker davon aus, dass mit der Neustrukturie-
rung neben Einsparungen auch die rechtspo-
litischen Vorstellungen der Landesregierung in 
ausländerrechtlichen Fragen durchgesetzt wer-
den sollten – via Weisung des Innenministe-
riums zu Lasten der Betro�enen. Und in der 
Tat kann davon ausgegangen werden, dass der 
vorhandene Spielraum von MitarbeiterInnen 
der einzelnen Ausländerbehörden bei der Aus-
legung von Vorschriften ausgehebelt werden 
sollte. 2007/2008 wurde prognostiziert, dass 
es nach der Umstrukturierung für die betrof-
fenen Menschen schwieriger werden würde, 
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ihre Belange wahrzunehmen, wobei, durch 
Aufgabe wohnortnaher Behörden, auch abseh-
bar war, dass die Betro�enen nunmehr weite 
Wege auf sich nehmen müssten, um Aufent-
haltsfragen abzuklären. 

Bereits mit der damaligen Strukturreform 
entfernte sich die Saarländische Landesregie-
rung vom Konzept einer bürgernahen Verwal-
tung, die es Bürgern ermöglicht, ihre Rechte 
e�ektiv wahrzunehmen. Stattdessen wurden 
und werden die Betro�enen mit der Zentra-
lisierung von Behörden immer mehr zu Ob-
jekten staatlichen Handelns. Im Saarland 
tri�t dies nicht nur für Flüchtlinge und Zu-
wandererInnen zu: Aus Kostenersparnisgrün-
den wurden am 1. April 2018 die Arbeitsge-
richte in Neunkirchen und Saarlouis aufge-
löst und mit dem Arbeitsgericht Saarbrücken 
zum Arbeitsgericht Saarland mit Sitz in Saar-
brücken fusioniert. Und auch die Saarlän-
dischen Amtsgerichte sind inzwischen nur 
noch für bestimmte Rechtsgebiete, statt bis-
her allgemein, zuständig. Konnte man früher 
Klagen wohnortnah bei Gericht einreichen, 
muss man heute darauf achten, dass die Klage 
bei dem für das betre�ende Verfahren speziell 
zuständigen Gericht anhängig gemacht wird. 
Wer seine Interessen wahrnehmen will, muss 
im Saarland unter Umständen lange Wege 
auf sich nehmen. Es ist ein o�enes Geheim-
nis, dass so auch erreicht werden soll, dass so 
mancher Bürger in Zukunft davon absieht, 
eine streitige Rechtsfrage gerichtlich klären 
zu lassen. 

So müssen denn auch in der Landeshaupt-
stadt Saarbrücken, im Regionalverband sowie 
im Saarpfalz-Kreis lebende MigrantInnen in 
Zukunft nach Lebach fahren, um dort die 
für sie zuständige Behörde aufzusuchen. Al-
lein in Saarbrücken wohnen 37.739 von ins-
gesamt 112.000 im Saarland lebenden Ein-
wanderern, also ca. 30 Prozent der landesweit 
vorhandenen Wohnbevölkerung mit Migra-
tionshintergrund. An den sechs Hochschulen 
der Landeshauptstadt studieren 4.500 Men-
schen nicht-deutscher Staatsangehörigkeit. 
Zudem gibt es an den Hochschulen zahlreiche 
WissenschaftlerInnen, die von Zeit zu Zeit 
ihre Aufenthaltsangelegenheiten regeln müs-
sen. Ihnen allen wird angesonnen, hierzu nach 
Lebach zu fahren. Und dies mit dem im Saar-
land bekanntlich schlecht ausgebauten und im 
Übrigen teuren ö�entlichen Personennahver-
kehr, sofern man denn nicht motorisiert ist. 

Und so wird es gerade für Menschen mit ge-
ringem Einkommen zu einer �nanziellen He-
rausforderung, die eigenen Angelegenheiten 
zu klären. Zumal es oftmals nicht bei einem 
Termin bleibt, da immer wieder die Vorlage 
weiterer Unterlagen verlangt wird, ohne dass 
erkennbar wäre, warum den Betro�enen nicht 
schon im Vorhinein mitgeteilt wird, welche 
Unterlagen insgesamt einzureichen sind. Statt-
dessen müssen die Betro�enen immer wieder 
anreisen, um die von ihnen abverlangten Be-
lege und Unterlagen abzugeben. Noch einmal: 
Sehen so E�zienz und die Optimierung von 
Arbeitsabläufen aus?

Letztlich stellt sich die Frage, ob die Saar-
ländische Landesregierung bzw. das hiesige 
Innenministerium selbst an das glauben, was 
sie als Begründung für ihre Schließungs- und 
Rationalisierungsmaßnahmen angeben. Die 
Bearbeitungszeiten für bei der Ausländerbe-
hörde bzw. bei den Gerichten anhängige Ver-
fahren werden immer länger. Überall fehlt 
es am erforderlichen Personal, um Verfahren 
zeitnah zu erledigen. Es fehlen RichterInnen 
ebenso wie StaatsanwältInnen, Rechtsp�ege-
rInnen, Beschäftigte auf den Geschäftsstellen 
der Gerichte und eben auch bei der Auslän-
derbehörde. So liegt z.B. nach der Stellung 
eines Antrages bei der Ausländerbehörde 
nach über einem Jahr oftmals noch keine ir-
gendwie geartete Reaktion vor, geschweige 
denn eine Entscheidung. Aufgrund von Per-
sonaleinsparungen und Stellenstreichungen 
bei Verwaltung und Gerichten zur Sanierung 
des Landeshaushaltes sehen sich die weiter-
hin Beschäftigten nicht in der Lage, anfal-
lende Arbeit in einem vernünftigen Zeit-
rahmen zu erledigen. Es liegt auf der Hand: 
Mit Personaleinsparungen und Stellenstrei-
chungen können keine E�zienzsteigerungen 
erreicht werden. Auch wenn der Staat zu ei-
ner verantwortungsbewussten Ausgabenpoli-
tik und zur Minimierung von Schulden ver-
p�ichtet ist, darf dies nicht dazu führen, dass 
es zu Demokratie-De�ziten kommt. Dies aber 
ist der Fall, wenn es den BürgerInnen schwer 
gemacht wird, ihre Interessen wahrzunehmen. 

Zeitgeschehen
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Fairer Handel im Saarland 
�–�V�W���H�L�Q�H���E�H�V�V�H�U�H���:�H�O�W���N�¦�X�5�L�F�K�"��

Von Gertrud Selzer

Die �eorie ist klar: Der Faire Handel ver-
bessert die Welt sozial und ökologisch, ver-
scha�t Menschen im globalen Süden ein bes-
seres Auskommen und ermöglicht es im Nor-
den allen, per Einkaufskorb mitzumachen. 
Einkaufen verändert die Welt; eine bessere 
Welt ist käu�ich. Die Idee entstand Anfang 
der 1970er Jahre und entwickelte sich weiter. 
In Anlehnung an der Prager Frühling unter 
Alexander Dub�ek, der einen »Sozialismus 
mit menschlichem Antlitz« anstrebte, könnte 
man sagen, dass der Faire Handel einen fairen 
Kapitalismus mit menschlichem Antlitz ver-
spricht. Während der Prager Frühling schei-
terte, ist der Faire Handel noch on the road.

Allerdings wirkt die Praxis eher wie eine an-
gelaufene Brille. Manches von der Gründungs-
idee ist erhalten geblieben, manches hat man 
als politischen Ballast entsorgt, weil es beim 
Kaufen stört. Dazu gehört beispielsweise die 
Distanz zu Gewerkschaften, wenn der Trans-
fair e.V. etwa Lidl und Starbucks das gleich-
namige Siegel gegen gutes Geld verkauft, wäh-
rend diese Firmen Gewerkschaften mobben, 
Gründungen von Betriebsräten erschweren 
und sich, zu Recht, den Vorwurf des Fairwas-
hings einhandeln. Auch im Saarland gibt es 
verschiedene Akteure im Fairen Handel: Welt-
läden, Kirchengemeinden, entwicklungspoli-
tische Gruppen, Schulen und Kommunen. 

Damals, als alles begann 

Prägend für das Entstehen der Fair-Han-
dels-Bewegung waren, 1970, Bilder von hun-
gernden Kindern in dem heute zu Nigeria ge-
hörenden, kurzzeitig unabhängigen Staat Bi-
afra. Diese Bilder lösten Empathie aus, was 
nicht die schlechteste Eigenschaft ist. Gekop-
pelt mit dem 1968er Impuls, die Welt zu ver-
ändern und vor dem Hintergrund des bes-
tialisch geführten Vietnamkrieges der USA 
führten kirchliche Gruppen in Westdeutsch-
land so genannte Hungermärsche durch, mit 
denen Geld »für die Hungernden im Süden« 
gesammelt wurde. Gleichzeitig entwickelten 
katholische und evangelische Verbände die 
Idee der ›Politik mit dem Einkaufskorb‹. Die 
ersten Weltläden entstanden, sowie 1972 die 
nicht kirchlich geprägte Importorganisation 
El Puente und, 1975 aus den zwei Kirchen 
heraus, mit der »gepa«, die »Gesellschaft zur 
Partnerschaft mit der Dritten Welt«.�)�R�W�R�����$�N�W�L�R�Q���������:�H�O�W���6�D�D�U���H�����9�������$�O�H�[�D�Q�G�U�D���.�R�H�K�O�H�U
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Der Faire Handel war geboren. Und er hat-
te mit Verkauf und Politik (Bildung) zwei 
Standbeine, wie später die Grünen, die sich 
als ParlamentarierInnen wie als außerparla-
mentarischen Opposition sahen. Bei beiden 
verkümmerte das zweite Standbein.

Parallel gab es in den 1970er und 1980er Jah-
ren vier prägende Konsumkampagnen, mit de-
nen die Welt in Gut und Böse eingeteilt wur-
de und die allesamt sofortige Erlösung ver-
sprachen:

1. Der Aufruf des südafrikanischen ANC 
(African National Congress) unter Nelson 
Mandela, keine Früchte der Apartheid zu 
kaufen.

2. Der Nestlé Boykott: Nestlé versprach afri-
kanischen Müttern gesunde Kinder, wenn 
sie diese, statt zu stillen, mit Milchpulver 
fütterten. Weil das zur Zubereitung nötige 
Wasser oft verschmutzt war, starben Babys. 

3. «Jute statt Plastik«: Der Slogan wird zwar 
gerne als antiquiert und als das moralinsau-
re Werk von Hippies abgetan, er war aber 
angesichts der heutigen Diskussion um Mi-
kroplastik in den Meeren seiner Zeit vo-
raus.

4. Nicaragua Kaffee: Die linkssozialdemo-
kratischen Sandinisten stürzten 1979 den 
von den USA gesponsorten Diktator Somo-
za. Fortan galt ›ihr‹ Ka�ee in den 1980ern 
Jahren als das Aushängeschild des Fairen 
Handels. Dass die Befreiung »in den Staat 
hinein« letztlich in einem menschenrecht-
lichen Fiasko endete und die Sandinisten 
unter Daniel Ortega heute nur noch eine 
Karikatur ihrer selbst sind, ist bittere Re-
alität, aber nicht dem Fairem Handel an-
zulasten. 

Letztlich platzierte sich der Faire Handel in 
einem Nach-68er Umfeld, das von innerlin-
ken �eoriedebatten und Richtungskämpfen 
bestimmt war, innerhalb derer ständig das 
»letzte Gefecht« von den »stärksten der Par-
teien« geführt wurde, als seriöse Alternative, 
aus der Mitte der Gesellschaft und in diese 
hinein wirkend.

Für das Saarland relevant waren:
–  1979 Gründung der gepa Regionalstel-

le in Saarbrücken im evangelischen Haus 
der Kirche, die 1991 aus Kostengründen 

aufgelöst wurde. Danach existierte bis 
2017 in Burbach als Genossenschaft das 
Fair-Handels-Zentrum Südwest, in dem 
Weltläden und Aktionsgruppen einkauften. 

–  Seit Anfang der 1980er Jahre gründeten sich 
Weltläden, in Dillingen, 1982 in Losheim, 
1985 in Saarlouis, 1990 in Saarbrücken, 
1992 in Homburg, 2009 in St. Ingbert. In 
einem Protokoll der »AG Regionaltre�en 
Aktion 3. Welt Handel« von 1984 wurden 
acht angegeben; 1991, in einer Broschüre 
des Wirtschaftsministeriums, 12.

–  Seit 1981 �ndet der Solidaritätsbasar im 
VHS Zentrum Saarbrücken statt.

–  1988 bis Mitte der 1990er Jahre existierte 
auf Initiative der Aktion 3. Welt Saar e.V. 
die »Koordination der saarländischen 
3.�Welt Gruppen« mit 25 Gruppen. Von 
dort kam der Anstoß, Landesmittel für 
3.�Welt Gruppen im Saarhaushalt einzu-
stellen (1989: 30.000 DM). Seit 1998 gibt 
es das Netzwerk Entwicklungspolitik im 
Saarland. 

–  Von 1998 bis 2019 fand 21-mal der Aller-
weltsbasar in der Fellenbergmühle Merzig 
statt. 

»The times, they are a-changin'«  
(B. Dylan)

Der Faire Handel durchlief bis heute grundle-
gende Veränderungen: Je nach eigenem Stand-
punkt kann man diese lobend als Professiona-
lisierung betrachten oder kritisch als Anpas-
sung von Design und Produktauswahl an den 
europäischen Markt. Die Zahl der Weltläden 
stieg von 100 im Jahr 1975 auf heute 900�an, 
die teilweise im Weltladen-Dachverband zu-
sammengeschlossen sind. Dieser bietet mit sei-
ner »Konvention der Weltläden« eine Richt-
schnur bei der Auswahl von FH Importeuren. 
Auch in 30.000 Supermärkten gibt es einzelne 
faire Produkte. Dem voraus ging seit Anfang 
der 1990er Jahre eine Debatte über das Pro 
und Contra. 

1992 trat mit Transfair e.V. eine Siegelorga-
nisation auf den Plan, die bis heute für Dis-
kussionen sorgt. Das Erfolgsrezept: Man ver-
kauft ein Siegel, welches es auch Discoun-
tern ermöglicht, sich als Fair-Handels-Akteur 
zu präsentieren. 2019 nahm Transfair e.V. 
20�Mio € Siegelgebühr ein und beschäf-
tigt über 60�Hauptamtliche inklusive einer 

Zeitgeschehen



38

PR-Abteilung. Motor des Erfolges ist die Auf-
weichung der Fair-Handels-Standards. Das 
Siegel tri�t eine Aussage zum Produkt, aber 
keine zur Nachhaltigkeit des Unternehmens. 
Als Konsequenz verwenden gepa, El Puente 
u.a. dieses Siegel nicht mehr und verweisen 
auf ihre anspruchsvolleren Kriterien. Trans-
fair e.V. tritt – vermutlich nicht unbeabsichtigt 
– als prägender Fair-Handels-Akteur auf und 
wirkt als Monopolist. Der Vorwurf des Fair-
washings bezieht sich auf den Verkauf des 
Siegels an Starbucks und Lidl, deren ruppiger 
Umgang mit Gewerkschaften bekannt ist. Im 
Saarland ist die Fairtrade Initiative Saar of-
�zieller Partner von Transfair e.V., der unter 
dem Namen Fairtrade Deutschland auftritt 
und Kommunen in Deutschland bei Erfül-
lung einiger weniger Kriterien als Fair Trade 
Town auszeichnet. Das »Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung« vergibt seit 2003 den Titel »Haupt-
stadt des Fairen Handels«, den Saarbrücken 
2015 erhielt. 

Auf staatlicher Ebene entwickelte sich von 
Bundes- über Länder- bis hinunter zur kom-
munalen Ebene ein ganzes Spektrum an 
Fair-Handels-Akteuren, für die mehrere 1.000 
neue Stellen geschaffen, Förderprogramme 

aufgelegt wurden, womit man dem Fairen 
Handel den Status eines Projektes zur Weltret-
tung verlieh. Problematisch dabei ist, dass sich 
der Staat eine eigene Zivilgesellschaft scha�t, 
in der sich alle – einer Filterblase gleich – ge-
genseitig bestätigen. Hier werden nonstop 
Texte sowie Veranstaltungen produziert und 
eine einheitliche Sprache festgelegt. Ehren-
amtliche in Weltläden haben es schwer, diesem 
Output zu folgen. Vielleicht ist auch Misstrau-
en angesagt, wenn Hauptamtliche langjährige 
Ehrenamtliche koordinieren möchten, die dies 
im Grunde genommen selbst tun können. Ob 
die Ankündigung der CDU/SPD Koalition, 
das Saarland zum fairen Bundesland zu ma-
chen, mit oder ohne Transfair e.V. statt�nden 
soll, ist strittig. 

Mit zu dieser Entwicklung gehört, dass sich 
Fair-Handels-Akteure – von Ausnahmen ab-
gesehen – aus politischen Kon�ikten heraus-
halten. Sie fehlen, wenn Geflüchtete gegen 
Abschiebungen kämpfen, sich Milchbauern 
und -bäuerinnen für bessere Preise einsetzen, 
Angestellte bei Lidl oder Starbucks für ge-
werkschaftliche Rechte kämpfen, sich Frauen 
gegen islamistische Zumutungen wehren oder 
sich Menschen gegen Armut in Deutschland 
engagieren.

Im Saarland gibt es aktuell in folgenden Orten Weltläden: Brebach, Dillingen, Homburg, Losheim am See, 
�6�D�D�U�E�U�¾�F�N�H�Q�����6�D�D�U�O�R�X�L�V�����6�W���b�–�Q�J�E�H�U�W�����6�W�����:�H�Q�G�H�O�����6�L�H���V�L�Q�G���X�Q�W�H�U�V�F�K�L�H�G�O�L�F�K���D�X�I�J�H�V�W�H�O�O�W�����+�L�Q�]�X���N�R�P�P�H�Q���Q�R�F�K��
�$�N�W�L�R�Q�V�J�U�X�S�S�H�Q�����)�R�W�R�����$�N�W�L�R�Q���������:�H�O�W���6�D�D�U���H�����9�������$�O�H�[�D�Q�G�U�D���.�R�H�K�O�H�U��
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Was ist der Faire Handel?

�(�L�Q�H�� �}�+�D�Q�G�H�O�V�S�D�U�W�Q�H�U�V�F�K�D�I�W���� �G�L�H�� �D�X�I�� �'�L-
�D�O�R�J���� �7�U�D�Q�V�S�D�U�H�Q�]�� �X�Q�G�� �5�H�V�S�H�N�W�� �E�H�U�X�K�W��
und nach mehr Gerechtigkeit im Inter -
�Q�D�W�L�R�Q�D�O�H�Q���+�D�Q�G�H�O���V�W�U�H�E�W���m���=�L�H�O���L�V�W�����G�D�V�V��
die ProduzentInnen im Süden mehr Geld 
für ihre Produkte bekommen, der Zwi -
schenhandel reduziert wird, langfristige 
Verträge geschlossen werden, soziale Be -
lange berücksichtigt werden und hier in -
formiert wird. 

Gibt es einen fairen Fairen Handel? 

Wenn man sich von der weitverbreiteten An-
nahme befreit, dass eine bessere Welt durch 
Umsatzsteigerung käu�ich ist, lassen sich in 
Nischen sehr wohl Impulse setzen. Für die 
PartnerInnen im Süden ist der Faire Handel 
ein individueller Weg zu einem besseren Le-
ben. Manchmal verbleibt die Wertschöpfung 
nicht nur bei Kunsthandwerk im Ursprungs-
land, sondern auch bei innovativen Lebens-
mittelprojekten. Beispielsweise wenn Ka�ee 
und Kakao im Land angebaut, verarbeitet und 
verpackt werden. Dazu gehört der Beschluss 
der WFTO (World Fair Trade Organization) 
von 2018, Fairen Handel auf Europa auszu-
weiten.  

Der Faire Handel kann einigen Ausgebeu-
teten im Süden (und Norden) mehr Teilhabe 
ermöglichen. Und er macht Sinn, weil Men-
schen mit ihm in einer Welt der Konkurrenz, 
in der der Ellbogen des Ichs mehr zählt als 
das Wir, anderen Empathie entgegenbringen.

Ohne aber sich Gedanken zu machen, wie 
der Anspruch auf Gerechtigkeit politisch um-
zusetzen ist und ohne selbst daran »zu bauen«, 
bleibt der Faire Handel eine symbolische Tat. 
Ähnlich wie Biolandwirtschaft ist er keine Al-
ternative jenseits des Kapitalismus und dem 
damit verbundenen Wachstumszwang. Eine 
bessere Welt und ein besseres Leben gibt es 
nicht im Ladenregal, sondern nur, wenn wir 
politische Veränderungen herbeiführen.  

Zeichnungen von Georg Carle
28 x 21 cm, 162 Seiten,ISBN 978-3-945996-40-9, 44 E uro
erhältlich beim Blattlaus Verlag - www.blattlausver lag.de
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»Einfach der schönere Tesla!«
Von Werner Ried

»Einfach der schönere Tesla!« So kommen-
tierte ein Kunde aus der Warteschlange am 
Samstagmorgen vor der Bäckerei mein La-
stenfahrrad: Voll beladen mit Getränkekisten 
fahre ich mit meinem neuen Muskelkraft- 
und Ökostrom-Gefährt vor und geselle mich 
in den Reigen der überraschten Maskenträger. 
Doch es bleibt nicht lange bei ungläubigen 
Blicken auf mich und das bunte Lastenpede-
lec. Über die Masken hinweg entfalten sich 
Gespräche. 

Auch unterwegs vernehme ich immer wie-
der Erstaunen und Kommentare: »Ist ja gar 
nicht der Briefträger!« In den Getränkemarkt 
darf ich sogar hineinfahren. Das erspart mir 
umständliches Umladen auf das Wägelchen, 
das die Pkw-Fahrer mühselig be- und entla-
den müssen. Überall stelle ich fest: So ein La-
stenrad ist ein Sympathieträger. In Städten wie 
Berlin und Frankfurt ist es schon Alltag�– im 
Saarland noch eher ein Hingucker. Das än-
dert sich langsam. Denn nicht nur in meinem 
sechsköp�gen Haushalt haben wir das Auto 
abgescha�t. Viele Menschen sehnen sich Um-
fragen zufolge nach weniger Abhängigkeit 
vom Auto. Sie wollen mehr Platz in den Städ-
ten, weniger Lärm, Gestank, Parkraum und 
dafür mehr Sicherheit, Entschleunigung und 
Aufenthaltsqualität im Straßenraum.

Da passt es hervorragend, dass die ö�ent-
liche Verwaltung im Saarland neue Wege 
beschreitet. Die Landesregierung und viele 
Kommunen scha�en zunehmend Alternativen 
zum Auto, und die BürgerInnen fangen an zu 
erkennen, dass der eigene Transport nicht un-
bedingt vom Besitz eines Pkws abhängig sein 
muss.

2.000 Euro Zuschuss

Allen voran bietet das saarländische Ministe-
rium für Wirtschaft, Arbeit, Energie und Ver-
kehr jetzt Fördergelder. Beim Kauf eines La-
stenrades können bis zu 50�Prozent Zuschuss 
vom Land f ließen, maximal jedoch 2.000 

Euro. Angesichts der »Kleinwagen-Preise« ist 
das für so ein elektrisch unterstütztes Lasten-
pedelec nicht schlecht. Diese »Förderung der 
nachhaltigen Mobilität im Saarland�– Teilför-
derung Radverkehr« reicht aber noch weiter. 
Auch normale Pedelecs, Abstellanlagen, Re-
paratur- und Servicestationen und innovative 
Konzepte erhalten Zuschüsse.� Schwierig wird 
es aber, angesichts des Fahrradbooms, neue 
Räder und auch Ersatzteile zu bescha�en. Pro-
bleme in der Lieferkette und die große Nach-
frage führen den Handel mit Fahrrädern vor-
läu�g an seine Grenzen. 

Auch in der Landeshauptstadt sind Fort-
schritte bei der Entwicklung des Radverkehrs 
sichtbar. Saarbrücken punktet nämlich im 
Nauwieser Viertel mit einer der ersten Fahr-
radzonen Deutschlands. Ähnlich der Fahr-
radstraße muss sich hier der motorisierte Ver-
kehr unterordnen. Eine Grundregel ist wei-
terhin rechts vor links. Autos sind nur als 
Anliegerverkehr zugelassen. Sie dürfen Rad-
fahrende weder behindern noch gefährden 
und müssen�– wie sonst in der Stadt auch�– 
mindestens 1,5�Meter Abstand beim Überho-
len von RadlerInnen einhalten. De facto be-
deutet dies, dass das Überholen im Nauwieser 
Viertel nicht mehr möglich ist. Dafür reicht 
der Platz nicht aus. Auch dürfen in der Zone 
die Radfahrenden immer nebeneinander fa-
hren. Das ist woanders jetzt auch explizit er-
laubt, aber nur wenn es die Verkehrssituation 
zulässt. Neue Schilder »Fahrradzone« und die 
Piktogramme auf der Straße verkünden ge-
meinsam, dass die Verkehrswende begonnen 
hat. Kritisch ist in der Saarbrücker Fahrrad-
zone noch das Umgewöhnen: Woher weiß ich 
als Kraftfahrer, dass hier Radfahrende Vor-
rang haben? Eine Beschilderung, ähnlich wie 
an der Grenze sollte die Newcomer entspre-
chend informieren. Ebenso wichtig sind die 
Präsenz von Ordnungskräften und Kontrollen 
der Geschwindigkeit. Der erste Eindruck ist, 
dass Pkws beispielsweise aus der Bleichstra-
ße noch viel zu schnell ins Viertel einfahren. 
Handlungsbedarf gibt es auch beim ruhenden 
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Verkehr. Denn in den Straßen des Nauwieser 
Viertels beanspruchen noch immer viele Pkws 
den kostbaren Raum. Einige Parkplätze wer-
den weichen müssen, um auch die neue Flotte 
von Fahrrädern, Lastenrädern und Pedelecs si-
cher abstellen zu können und die Aufenthalts-
qualität zu verbessern.

Die Verkehrswende und der neue Rad-
verkehr können tatsächlich richtig funktio-
nieren, wenn, wie hier im Nauwieser Vier-
tel, die Radwege mit Netz-E�ekt entstehen. 
Das macht den Umstieg für viele Bürge-
rInnen attraktiv. Entsprechend haben zu Co-
rona-Zeiten die großen deutschen Städte mit 
ihren »Pop-up-Radwegen« reagiert, allen vo-
ran Berlin. Der Rückbau von Fahrspuren des 
Straßenkraftverkehrs zugunsten der Radfah-
rerInnen muss jetzt auch im Saarland begin-
nen. Dabei spielt die deutliche Sichtbarkeit 
von Radwegen eine große Rolle. Sie sollen 
RadlerInnen dazu verleiten, vom Auto auf die 
gesunde und lokal durchaus schnellere Fortbe-
wegungsart umzusteigen. Eine optimale Fahr-
radstraße lädt ein, und sie ist klar angezeigt. 
Die übrigen VerkehrsteilnehmerInnen müssen 
das Gefühl des Bedauerns erleiden, dass sie 
gerade nicht auf so einer schönen Radinfra-
struktur rollen�… 

Irreführende Schilder

Im Saarland gibt es noch viel Durcheinander, 
auch bei der Beschilderung von Radwegen. Sie 
konkurrieren teilweise mit den touristischen 
Wegweisern. In St.�Ingbert beispielsweise wur-
den Schilder aufgestellt, wonach Sulzbach in 
11,5�km Raddistanz zu erreichen ist. Selbst 
wenn die Akteure von »Velo visavis« damit 
die RadlerInnen inspirieren wollten, unter-
wegs einen Schlenker zu spannenden touris-
tischen Highlights vom Brennenden Berg bis 
zur Blaufabrik zu machen, sind solche Schil-
der mit falschen Angaben irreführend und un-
brauchbar. Selbst im hinter Sulzbach liegen-
den Fischbach war ich nach nur sieben Kilo-
metern angekommen.

Was wir benötigen, sind leicht merkbare 
und entsprechend ausgebaute Radnetze. So 
eins könnte beispielsweise der Kaiserrad-
weg zwischen Homburg und dem Saartal 
via St.�Ingbert werden. Es handelt sich um 
ein Teilstück der überregionale Radverbin-
dung über eine historisch bedeutsame Stra-
ße. Die Römer waren hier bereits unterwegs, 
ebenso die deutschen Kaiser zwischen Worms 
und Metz und natürlich auch Napoleon. Was 
früher zu Pferde und zu Fuß bewältigt wur-
de, würden die Rad- und Umweltverbände 
ADFC und VCD aus St.�Ingbert heute ger-
ne zu einem mustergültigen Radnetz umbau-
en. Ziel ist es, vorhandene Radwege aufzu-
werten, ihnen nicht nur ein Etikett, sondern 
auch Breite, Kreuzungsfreiheit und Schnellig-
keit zu verleihen.

Einen besonderen Charme hat so ein Rad-
netz auch für den Tourismus. Von Saar-
brücken oder Kaiserslautern kommend, er-
schließt sich RadfahrerInnen eine Zufahrt 
zum Biosphärenreservat Bliesgau mit dem 
städtischen Bereich von St.�Ingbert und ande-
ren Highlights des Erholungstourismus rund 
um Kirkel, Beeden und überregional im Glan-
Blies-Tal sowie im Saartal.

Und selbstverständlich wäre ich dann aus 
St.�Ingbert auch viel schneller und sicherer 
mit meinem Lastenrad beim Weinhändler in 
Rohrbach und auch bei der Arbeit in Lim-
bach�…

1  Siehe www.fahrrad.saarland.
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Geste der Entschlossenheit
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Von Laura Weidig

Vor 75�Jahren gründete sich die Neue Syna-
gogengemeinde Saar. Fünf Jahre später konn-
te sie in die Neue Synagoge einziehen – be-
deutende Jahrestage für die Gemeinde. Aber 
keine beliebigen Jubiläen, sondern solche, die 
im Kontext des eliminatorischen Antisemitis-
mus, der sich auch im Saarland Bahn brach, 
einzuordnen sind. Vor dem Zweiten Welt-
krieg und dem Ausbruch deutschen NS-Ter-
rors gab es nicht nur eine, sondern 23�jüdische 
Gemeinden und Synagogen im Saarland. Da-
nach, schneller als anderswo, bereits Ende der 
1940er-Jahre, kehrten die ersten Juden ins 
Saarland zurück, um eine neue Gemeinde 
aufzubauen. So entstand in Saarbrücken mit 
der Neuen Synagogengemeinde Saar eine der 
ersten jüdischen Gemeinden nach dem Zwei-
ten Weltkrieg. Eine nicht unerhebliche Rol-
le dürften dabei auch die Unabhängigkeit des 
Saarlandes von Deutschland, der Anschluss an 
das französische Wirtschaftsgebiet und die de-
zidiert antifaschistische Verfassung des desi-
gnierten Saarstaats unter Präsidentschaft von 
Johannes Ho�mann gespielt haben.

Der Sonderstatus des Saargebiets

Nach dem Versailler Vertrag unter Mandats-
verwaltung des Völkerbunds stehend, fungier-
te das Saargebiet nach der »Machtergreifung« 
Hitlers als Zu�ucht zahlreicher früher Opfer 
des deutschen Nationalsozialismus. Darunter 
Oppositionelle, von Sozialdemokraten über 
KommunistInnen bis hin zu verfolgten Chris-
ten. Und natürlich Jüdinnen und Juden, die 
hier zwischen 1933 und 1935 weitgehend vor 
nationalsozialistischem Zugri� sicher waren.

Man mache sich jedoch nichts vor: Auch 
im Saargebiet dominierte der deutsche Nati-
onalismus. Das äußert sich im Bau von Krie-
gerdenkmälern und Hindenburgtürmen, 
aber auch in der dezidierten Feindlichkeit 

gegenüber französischer Kultur und Spra-
che. Wie hegemonial diese Einstellungen wa-
ren, sah man in der Volksabstimmung 1935: 
90,73�% der saarländischen Wähler entschie-
den sich für den Anschluss an Hitler-Deutsch-
land, votierten also bewusst für die NS-Dik-
tatur. Mit dem Zu�uchtsort Saargebiet war 
es spätestens da vorbei: Hitler-Gegnern sowie 
Jüdinnen und Juden blieb nur die Flucht ins 
Exil.

Max Braun etwa handelte mit der franzö-
sischen Regierung für Tausende von saarlän-
dischen Flüchtlingen einen sicheren Aufent-
haltsstatus aus. Dank dem Druck internati-
onaler jüdischer Organisationen und unter 
Beteiligung des damaligen Saarbrücker Rab-
biners Dr. Shlomo Rülf konnte sozusagen in 
letzter Minute – knapp sechs Wochen vor der 
Rückgliederung des Saargebiets an das Deut-
sche Reich – das »Römische Abkommen« un-
terzeichnet werden: Innerhalb einer einjäh-
rigen Schutzfrist konnten SaarländerInnen 
demnach noch ungehindert auswandern. 
Etwa die Hälfte der saarländischen Jüdinnen 
und Juden nutzten die Gelegenheit, um nach 
Frankreich, in die Benelux-Staaten, ins heutige 
Israel und die USA auszuwandern.

Beteiligung der Saarländerinnen 
und Saarländer an den 
Novemberpogromen

»Wie überall in Deutschland �elen am 9.�No-
vember�1938 auch die saarländischen Syna-
gogen der ›Reichskristallnacht‹ zum Opfer«, 
heißt es seltsam unbeteiligt auf der Saarhun-
dert-Webseite der saarländischen Staatskanzlei. 
Entgegen weit verbreiteter Entlastungs-Narra-
tive wurde der Nationalsozialismus weder der 
deutschen noch der saarländischen Gesell-
schaft von extern aufgezwungen, sondern aus 
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ihr heraus forciert. Während der November-
pogrome wurden im Saarland 14�Synagogen 
geplündert, zerstört und in Brand gesteckt – 
in Saarbrücken, Ottweiler, Illingen, im Raum 
Saarlouis, Merzig und im St.�Wendeler Land. 
Die Scheiben jüdischer Geschäfte eingeschla-
gen. Wohnungen jüdischer Bürgerinnen und 
Bürger aufgebrochen, sie selbst geschlagen, 
misshandelt und verhöhnt, bevor sie verhaftet 
und deportiert wurden.

Nicht »die Reichskristallnacht« führte zur 
Zerstörung der Synagogen, zur unwürdigen 
Behandlung jüdischer Nachbarinnen und 
Nachbarn, zu deren Deportation in Vernich-
tungslager. Das Bild der nationalsozialis-
tischen Unterdrückungsdiktatur ist falsch. 
Es handelte sich, auch im Saarland, um eine 
Zustimmungsdiktatur, in der die Mehrheit 
überzeugte Nationalsozialisten und Antise-
miten waren. 

Auch die Saarbrücker Synagoge Ecke Futter- 
und Kaiserstraße wurde in dieser Nacht nie-
dergebrannt. Zwischen 130 und 150�jüdische 
Männer wurden mitten in der Nacht aus ih-
ren Wohnungen getrieben und unter Ernied-
rigungen und Misshandlungen durch Mit-
glieder der SS durch die Straßen der Stadt zur 
brennenden Synagoge geführt. Am 13.�De-
zember�1938 wurde der Abbruch der Ruine 
verfügt, der 1939 erfolgte. Bei der Volkszäh-
lung am 17.�Mai�1939 lebten im Saarland nur 
noch 479�Juden. Fast 90�% aller Juden an der 
Saar waren inzwischen emigriert.

Trotz Shoah lebt jüdische  
Identität weiter

Die frühe Rückkehr saarländischer Jüdinnen 
und Juden nach Kriegsende ist eine Geste 
der Entschlossenheit und des Vertrauens in 
die von WiderstandskämpferInnen gegrün-
dete Saarländische Republik. Die Gründung 
der neuen Synagogengemeinde demonstrier-
te Mut und eine enge Verbundenheit zur Re-
ligion. Denjenigen Jüdinnen und Juden, die 
nach 1945 bereit waren, trotz der Shoah wie-
der im Saarland Fuß zu fassen, ist die heutige 
Gemeinde dankbar, ermöglichten sie jüdisches 
Leben, so, wie es heute im Saarland statt�n-
det, doch überhaupt erst. Mit dem Bau der 
Neuen Synagoge in der Lortzingstraße hat-
te die Gemeinde fünf Jahre nach ihrer Grün-
dung wieder ein Zuhause gefunden.

Nach zwei Jahren Bauzeit wurde die nach 
Plänen des Saarbrücker Architekten Hein-
rich Sievers erbaute Synagoge mit dem zuge-
hörigen Gemeindehaus am 14.�Januar�1951 
im Rahmen eines Festaktes eingeweiht. Die 
Saarbrücker Synagoge war damit die erste, 
die nach dem Holocaust auf dem Gebiet der 
heutigen Bundesrepublik geplant, fertigge-
stellt und erö�net wurde. Viele Gestaltungs-
elemente im Inneren, darunter Toraschmuck 
und weitere Kultgegenstände, sind nach den 
Entwürfen der Goldschmiedin Alice Bloch 
(1913–2005) gefertigt, der Tochter von Léon 
Bloch, der von 1923 an bis zu seiner Emigra-
tion 1935 Organist und Chorleiter der Saar-
brücker Vorkriegssynagoge war. 

Anlässlich des Jahrestages – beziehungswei-
se der Jahrestage, eigentlich sind es derer ja 
zwei, die Gemeindegründung sowie der Neu-
bau – wird es am 6.�Juni, sofern die Pande-
miesituation es zulässt, einen Festgottesdienst 
unter Schirmherrschaft von Ministerpräsident 
Tobias Hans geben, der auch live im Netz 
übertragen werden soll. Denn: Die Feier ist 
keine interne Veranstaltung, sondern die Sy-
nagoge ein wichtiger Teil saarländischer Kul-
tur, erklärt die Synagogengemeinde. Deshalb 
ist auch die saarländische Ö�entlichkeit ein-
geladen teilzunehmen. 

Zur Gemeinde gehören eine Bibliothek, ein 
Seniorenclub, der Frauenverein, ein Jugend-
zentrum. Normalerweise �nden Konzerte und 
Führungen statt. Auch in Pandemiezeiten ist 
die Gemeinde aktiv, versucht, das Gemeinde-
leben im Rahmen der Möglichkeiten aufrecht-
zuerhalten. Gerade erarbeitet man eine virtu-
elle 360-Grad-Führung, erzählt Benjamin 
Chait. Nicht nur Online-Aktivitäten, auch 
Shabbat-Pakete, also warmes Essen, werden 
angeboten. Der gemeindeeigene Koscherla-
den habe sein Sortiment um Hausgemachtes 
erweitert. Das alles ist, obwohl sehr gut ange-
nommen, doch aus der Not geboren: »Gerade 
die sozialen Kontakte, das gemeinsames Essen 
und Trinken sind wichtige Bestandteile der 
Gemeinde. An Shabbat wird nicht nur gebe-
tet, sondern wirklich gemeinsam gefeiert. Und 
das fehlt den Menschen.« Auch die Seelsor-
gearbeit wird durch die Pandemie erschwert, 
so Chait weiter. »Man muss ausweichen auf 
das, was noch geht, und einen Umgang �n-
den, die Menschen dennoch bestmöglich auf-
zufangen.«

Zeitgeschehen
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Jüdisches Leben heute:  
Teil saarländischer Kultur

Seit nachweislich 1.700�Jahren leben Jüdinnen 
und Juden auf dem Gebiet der heutigen Bun-
desrepublik. Anlässlich dessen �ndet dieses 
Jahr das bundesweite Festjahr »1.700�Jahre 
jüdisches Leben in Deutschland« statt. Das 
Judentum wird häu�g nur mit Antisemitis-
mus assoziiert. Dabei sei jüdisches Leben viel 
mehr als das, betonen die Veranstalter: »Über 
die Erinnerung an die Shoah hinaus wollen 
wir zeigen, wie jüdisches Leben unser Land 
an unzähligen Stellen entscheidend mitgestal-
tet und geprägt hat und das auch in Zukunft 
möchte«, erklärt etwa Abraham Lehrer, stell-
vertretender Vorsitzender des Zentralrats der 
Juden in Deutschland.

Auch der Saarbrücker Synagogengemeinde 
ist es wichtig, dass mit dem Judentum kein ne-
gatives Bild, sondern das einer lebendigen und 
o�enen Religion verknüpft wird. Der langjäh-
rige Vorsitzende, Richard Bermann, machte 
sich für die Sichtbarkeit jüdischen Lebens 
stark, engagierte sich für Gedenkorte und 
brachte auch mit Veranstaltungsreihen wie 
die der Jüdischen Film- und Kulturtage zeit-
genössisches jüdisches Leben mit seinen vielen 
Facetten und Nuancen vermehrt ins Bewusst-
sein der saarländischen Ö�entlichkeit. Seine 
Nachfolgerin, Ricarda Kunger, führt diesen 

Kurs der Ö�nung fort. Auch, wenn dieses Un-
terfangen in Zeiten von Corona erschwert ist. 

Für das Festjahr�2021 waren viele Veran-
staltungen geplant. Die Pandemie hat einige 
Pläne hinfällig werden lassen, für vieles konn-
ten jedoch Alternativen gefunden werden. An 
Tu�biSchevat, dem Neujahrsfest der Bäume im 
Januar, etwa gab es – als Zeichen der Koopera-
tion zwischen Gemeinde und Land – eine ge-
meinsame Baump�anzung am Landtag. An-
lässlich des jüdischen Laubhüttenfestes Sukkot 
im September sind über die Dauer von acht 
Tagen Veranstaltungen, Gebete und Ausstel-
lungen auf dem Saarbrücker Schlossplatz an-
gekündigt. Im gemeinsamen Veranstaltungs-
kalender des Landtags und der Synagogenge-
meinde Saar werden alle relevanten Termine, 
ob Vorträge, Feste oder Konzerte, in Präsenz 
wie online sowie sich eventuell kurzfristig er-
gebende Änderungen mitgeteilt.1

Gründung der Recherche- und 
Informationsstelle Antisemitismus 
(RIAS)

Antisemitismus beginnt nicht ›erst‹ mit An-
gri�en auf Leib und Leben. Prof. Dr. Roland 
Rixecker, der Beauftragte für jüdisches Le-
ben im Saarland und gegen Antisemitismus, 
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unterscheidet »Vorfälle, die die Grenze des 
Strafbaren überschreiten, und solche, bei de-
nen es sich ›lediglich� – Betro�ene emp�n-
den das zuweilen zu Recht kaum als weni-
ger schlimm – um verbale oder kommuni-
kative Verletzungen unterhalb der Schwelle 
von Straftatbeständen handelt.« Gerade die 
»niederschwelligen« Verletzungen sind bis-
her kaum erfasst worden. Um das zu ändern, 
gründet sich, unter Mitwirkung der Synago-
gengemeinde, gegenwärtig auch im Saarland 
eine Recherche- und Informationsstelle Anti-
semitismus (RIAS). 

Diese dient der Dokumentation sowie der 
Unterstützung Betro�ener, als Meldestelle für 
antisemitische Vorfälle und als Adresse, die 
der Bagatellisierung entgegenwirkt. Neben ge-
setzgeberischen Maßnahmen sind solche der 
Aufklärung wichtig im Kampf gegen Antise-
mitismus. Auch die Saarbrücker Synagogenge-
meinde betreibt aktive Aufklärungsarbeit, um 
antisemitische Vorurteile – bewusste wie un-
bewusste – zu bekämpfen. Das sei notwendig, 
sagt Benjamin Chait, »wenn man nicht aktiv 
ist, verschlimmert es sich«. In vielen Bundes-
ländern gehe es in die falsche Richtung, im 
Saarland leiste man aber gute Arbeit, konsta-
tiert er. Das sieht auch der Antisemitismusbe-
auftragte Rixecker so: Die Zahl der antisemi-
tisch motivierten Straftaten in der Bundesre-
publik sei im letzten Jahr deutlich gestiegen, 
im Saarland halte sie sich auf dem bisherigen 
Niveau. Im Saarland habe man es mehr mit 
der Verwendung nationalsozialistischer Sym-
bole und Volksverhetzung zu tun als mit Ge-
waltkriminalität.

Antisemitismusprävention:  
eine gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe

75�Jahre nach Kriegsende ist Antisemitismus 
für viele Jüdinnen und Juden nach wie vor ein 
permanentes Bedrohungsszenario. Auch in der 
Saarbrücker Synagoge gibt es deshalb bauliche 
Schutzmaßnahmen: durch Gitter geschützte 
Fenster, eine Eingangsschleuse, Sicherheits-
personal. Dass solche Maßnahmen nötig sind 
und Leben retten, sah man beim Angri� auf 
die Synagoge in Halle 2019.

Antisemitismus entspringt der Mitte der 
Gesellschaft. Mal tritt er auf als vermeintliche 

Kapitalismuskritik, mal als friedensbewegt-an-
tiimperialistischer Re�ex, mal als islamischer 
Antisemitismus. Er ist kein Phänomen �ktiver 
Ränder, sondern in allen politischen Spektren 
zu finden. Am Stammtisch. Im Feuilleton. 
Auch institutionalisiert, auf Ebene höchster 
UN-Gremien. Insbesondere in Deutschland 
ist es seit Ende des NS nicht mehr opportun, 
o�enen Antisemitismus zu formulieren. Anti-
semit will keiner genannt werden. Das Wort 
hat ein unfassbar schlechtes Image. Das »Ge-
rücht über die Juden«, wie Adorno es for-
mulierte, kommt indes auch ohne deren ex-
plizite Erwähnung aus: durch Rückgri� auf 
eine Vielzahl sprachlicher Chi�ren und Co-
dizes, also unbelastet erscheinender Wörter 
wie »amerikanische Ostküste«, »NWO« oder 
»globale Finanzelite«. Oder eben unter dem 
Deckmantel des Antizionismus. 

Ein ranghoher Beamter der Landesregie-
rung, der Innovationsbeauftragte Ammar Al-
kassar, teilte Mitte Mai auf Twitter einen Bei-
trag, der Zionismus mit Genozid gleichsetzt. 
Regierungssprecher Alexander Zeyer (CDU) 
stellte sich auf Nachfrage verteidigend hinter 
den Mitarbeiter, der die Existenz des einzig 
jüdischen Staates zu delegitimieren versuchte. 
Es stellt sich die Frage, ob es sich beim En-
gagement der saarländischen Staatskanzlei ge-
gen Antisemitismus um ein unverbindliches 
Lippenbekenntnis handelt, das den konkreten 
Gegenstand nicht beim Namen nennen will. 
Oder ob sie schlicht zur adäquaten politischen 
Einordnung des Phänomens nicht fähig ist.

Immer wieder zeigt sich: Ein zu großer Teil 
der Gesellschaft hat keinen Begri� davon, wie 
moderner Antisemitismus funktioniert. Ein 
Schwerpunkt im Kampf gegen Antisemitis-
mus ist daher auch die Präventivarbeit in der 
Bildung – in Schulen, Universitäten und ande-
ren Institutionen. Auch die Synagogengemein-
de Saar engagiert sich in diesem Feld. Auf An-
tisemitismus zu reagieren, ist jedoch nicht die 
Aufgabe der jüdischen Gemeinde, sondern die 
der Gesamtgesellschaft.

Anmerkung:

1 Abrufbar unter www.landtag-saar.de/aktu-
elles/1700-jahre-juedisches-leben/.
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Der Kamerad Neuberger 
Von Erich Später

Bis heute wird der langjährige Präsident des Deutschen Fußball -Bundes (DFB), Her-
�P�D�Q�Q���1�H�X�E�H�U�J�H�U�����L�P���6�D�D�U�O�D�Q�G���J�H�H�K�U�W�����6�H�L�Q�H���8�Q�W�H�U�V�W�¾�W�]�X�Q�J���G�H�U���D�U�J�H�Q�W�L�Q�L�V�F�K�H�Q���0�L-
�O�L�W�¦�U�M�X�Q�W�D���X�Q�G���V�H�L�Q�H���H�Q�J�H�Q���%�H�]�L�H�K�X�Q�J�H�Q���]�X�U���1�D�]�L���*�U�¸�¡�H���+�D�Q�V���8�O�U�L�F�K���5�X�G�H�O���Z�H�U�G�H�Q��
seit Jahrzehnten verdrängt.

Am 25.�Juni�1977 sprach der �eologe und 
Arzt Helmut Franz in der ARD das »Wort 
zum Sonntag«. Er thematisierte die im näch-
sten Jahr statt�ndende Fußball-Weltmeister-
schaft in Argentinien und stellte kritische 
Fragen zur Lage der Menschenrechte in dem 
seit 1976 von einer Militärjunta beherrschten 
Land. Anlass seines Kommentars waren eine 
Reise der deutschen Fußballnationalmann-
schaft nach Argentinien und die Unterstüt-
zung des mächtigen DFB für die herrschende 
Militärjunta.

»Ob einer unserer Fußball-Funktionäre ein-
mal in den Regierungspalast gegangen ist?«, 
fragte Franz. »Ob er dort den richtigen Mili-
tärdiktatoren die Verachtung der Menschen-
rechte in ihrem Land vorgehalten und die 
Freilassung der politischen Gefangenen ge-
fordert hat? Wenn es um Folterungen geht, 
dann ist Argentinien weit weg. Geht es aber 
um Fußball, blickt fast unsere ganze Nation 
leidenschaftlich auf dieses Land.«

DFB-Präsident Hermann Neuberger, einer 
der mächtigsten Strippenzieher in Politik und 
Sport des Saarlandes, sah das vollkommen an-
ders und empörte sich über Helmut Franz. Er 
verlangte am 1.�Juli von Intendanten des Sen-
ders, Franz Mai, in einem Schreiben, »dass 
sich solche Dinge nicht wiederholen«. Neu-
berger reklamierte Sachkompetenz für sich, 
denn im Gegensatz zu Franz sei er schließlich 
in Argentinien gewesen. Auch über die Rol-
le der Kirche hatte Neuberger eine dezidierte 
Meinung. Die habe »zu Besinnlichkeit auf den 
nahenden Sonntag einzustimmen«, aber nicht 
sich »mit politischem Zungenschlag« in Din-
ge einzumischen, die sie nichts angehen. Der 
Intendant des SR, Franz Mai, gab Neuberger 
in jeder Beziehung recht und bekannte sich 

zur Zensur. Hätte er den Text vorher gekannt, 
so Mai in seinem Antwortschreiben, wäre er 
nicht gesendet worden. Das ganze »Wort zum 
Sonntag« sei »eine pseudochristliche, einäu-
gige Heuchelei« gewesen. Weil es die Men-
schenrechtsverletzungen im Ostblock nicht 
angeprangert habe.

Mai war ein eingef leischter Reaktionär. 
Seine Tätigkeit als Jurist in Hitlers Deutsch-
land spielte bei seiner Wahl zum Intendanten 
1957 keine Rolle. Sozialisten und Linke hat-
ten seiner Ansicht nach keinen Platz im Saar-
ländischen Rundfunk. Bis heute unvergessen 
ist der Rauswurf des Literaturredakteurs Arn-
fried Astel im Jahr�1971 wegen »Verunglimp-
fung« der CDU. Erst nach mehreren verlo-
renen Arbeitsgerichtsprozessen und einer öf-
fentlichen Solidaritätskampagne musste ihn 
der SR 1973 wieder einstellen. 

Neubergers Zensur und Einschüchterungs-
versuch hatten für Franz keine Konsequenzen. 
Die Kontroverse über Fußball und Folter wur-
de weltweit geführt und erreichte im Sommer 
der WM�1978 in Argentinien einen neuen 
Höhepunkt. 

Bei der deutschen Wehrmacht

Die Eltern des 1919 in Völklingen geborenen 
Neubergers waren Lehrer. Er wuchs in Saar-
brücken auf und besuchte das Internat der 
Lenderschule Sasbach im Schwarzwald. Die 
ursprünglich katholische Privatschule kapitu-
lierte 1933 vor den Nazis. Der Freiburger Bi-
schof erklärte dem NS-Staat seine Unterstüt-
zung, und die Hitlerjugend hielt ab Mai�1933 
bei kirchlichen Feiertagen die Ehrenwache 
am Schulaltar. Direktor der Schule wurde 
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Dr.�Wolfram Lang-Lendorf, der das Amt des 
Direktors und örtlichen HJ-Führers mitei-
nander verband. Neuberger machte hier 1938 
Abitur. Über Neubergers Biogra�e bis 1945 
ist wenig bekannt. In der vom DFB 1993 he-
rausgegebenen posthumen Festschrift über das 
Leben Neubergers �ndet sich fast nichts über 
die Zeit bis 1945. Wilfried Burr, ehemaliger 
Sportchef der Saarbrücker Zeitung, weiß zu 
berichten, dass Neuberger die Übertragung 
einer Hitler-Rede schwänzte und er nach 
Kriegsbeginn 1939 in der Wehrmacht schnell 
Karriere machte. Über die Gründe für diesen 
schnellen Aufstieg bis zum Hauptmann wis-
sen wir nichts. Burr berichtet, dass die »An-
läufe zum militär-diplomatischen Dienst in 
Rom mit dem Zusammenbruch beendet wa-
ren«. 

Große Teile Italiens wurden nach dem Aus-
scheiden des Landes aus dem Krieg im Okto-
ber�1943 von der Wehrmacht besetzt. Ober-
befehlshaber aller deutschen Streitkräfte war 
bis zum 2.�Mai�1945 Albert Kesselring. Die-
ser und andere Generäle der Wehrmacht wur-
den von den Briten wegen Ermordung Tau-
sender Zivilisten in der Nachkriegszeit zum 
Tode verurteilt. Kesselring wurde begnadigt 
und schon 1952 auf Druck der Bundesregie-
rung freigelassen.

Neuberger behauptete, er wäre während des 
Krieges von Nordafrika nach Italien versetzt 
worden, um dort als »Hauptmann beim Ge-
neralstab in Rom« tätig zu sein. Rom wur-
de allerdings am 4.�Juni�1944 befreit. Wäh-
rend der Besatzung war Italien einer radikalen 
Ausbeutungs- und Gewaltherrschaft unter-
worfen. Hunderttausende Italiener wurden 
als Zwangsarbeiter nach Deutschland de-
portiert. Mehrere Hundert Ortschaften im 
Rahmen der »Partisanenbekämpfung« mit-
samt den Einwohnern vernichtet. Wehrmacht 
und SS verwandelten ganze Landstriche in 
»Tote Zonen«. Erst mit der Kapitulation der 
deutschen Truppen am 2.�Mai�1945 endete 
der Terror. 

Über seine Tätigkeit als O�zier während 
dieser Zeit machte Neuberger keinerlei kon-
krete Angaben. Er nennt keine Einheiten oder 
Kriegsereignisse. Bis heute ist über diesen ent-
scheidenden Abschnitt seines Lebens nichts 
bekannt. »Belastungen aus der Geschichte 
des Landes«, urteilt DFB-Historiker Arthur 
Heinrich, »verspürte er überhaupt nicht. Wo-
her auch? Schließlich war man dabei gewe-
sen.« Dies zeigte sich in aller Deutlichkeit 
im Vorfeld und während der Fußball-Welt-
meisterschaft 1978 in Argentinien. 

�1�H�X�E�H�U�J�H�U���D�X�I���G�H�P���6�R�F�N�H�O�����6�S�R�U�W�V�F�K�X�O�H���+�H�U�P�D�Q�Q���1�H�X�E�H�U�J�H�U���L�Q���6�D�D�U�E�U�¾�F�N�H�Q�����)�R�W�R�����.�D�Y�J�L�É
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Der Präsident

Hermann Neuberger wurde am 25.�Okto-
ber�1975 von den DFB-Landesverbänden zum 
Präsidenten gewählt. Er hatte zu diesem Zeit-
punkt bereits eine beachtliche Karriere hinter 
sich. Im Jahr�1946 war er Gründungsmitglied 
des Saarländischen Fußball-Bundes, 1950 be-
reits dessen Vorsitzender und 1959 auch schon 
Präsident des Landessportverbandes. »Das 
Funktionärsdasein«, urteilt Arthur Hein-
rich, »vermochte er mit beru�icher Tätigkeit 
aufs Einträglichste zu verbinden.« Die Ein-
führung des Sport-Totos und die Gründung 
der Saarland-Sporttoto GmbH, in deren Ge-
schäftsleitung er sofort aufstieg, waren nicht 
nur »Selbsthilfeaktionen des Saarsports«, son-
dern auch der Anfang einer jahrzehntelangen 
erfolgreichen Tätigkeit als mächtiger und 
politisch einf lussreicher Multifunktionär. 
Er erfand das »Sportachtel«, mit dem die Fi-
nanzierung des saarländischen Sports durch 
12,5�% der Umsätze der staatlichen Lotte-
rie-Gesellschaft sichergestellt wurde. Ein jahr-
zehntelang praktiziertes System ohne wirk-
liche demokratische Legitimation und parla-
mentarische Kontrolle. Es ermöglichte einem 
handverlesenen Kreis saarländischer Politike-
rInnen und Sportfunktionären, ein persön-
liches Regime von Alimentierung und Gefolg-
schaft aufzubauen. Es ist das »System Neuber-
ger«, das 2017 mit der LSVS-Pleite und einem 
Schuldenberg von 47�Millionen Euro zusam-
menbrach.

Im Jahr�1962 wurde auf Antrag Neubergers 
der Pro�fußball mit der Gründung der Bun-
desliga eingeführt. 1969 wird er DFB-Vize-
präsident und verantwortlich für die Durch-
führung der WM�1974 in der Bundesrepublik. 
Im gleichen Jahr wird er stellvertretender Vor-
sitzender des Weltfußballverbandes FIFA und 
Leiter des Organisationskomitees für Welt-
meisterschaften. Seine Wahl zum DFB-Prä-
sidenten 1975 war nach Ansicht des Sport-
journalisten Martin Kraus eine rechte bis 
rechtsextreme Selbstverständlichkeit. Neu-
bergers Politik bestand darin, eine technokra-
tische Modernisierung einzuleiten und den 
hauptamtlichen Apparat auszubauen. Das 
Letzte, was er und seine Seilschaften anstreb-
ten, war die Demokratisierung und Aufar-
beitung der mörderischen Vergangenheit des 
DFB. Der nach eigenen Angaben größte na-
tionale Sportfachverband der Welt hatte sich 

bis zu diesem Zeitpunkt seine Unterstützung 
und Beteiligung an der NS-Herrschaft schön-
geredet. Im Jahr�1949 beherrschte erneut die 
NS-Funktionärselite den wiedergegründeten 
Verband. Deren Beteiligung an der Zerschla-
gung der Arbeitersportbewegung und der Aus-
grenzung und Verfolgung jüdischer Fußbal-
ler in den Jahren 1933–1945 wird bis heute 
geleugnet oder verharmlost. Die organisato-
rische Wiedergründung nach dem Zweiten 
Weltkrieg mit Entnazi�zierung zu verbinden, 
stand nie auf der Tagesordnung des DFB. 

Präsident Felix Linnemann (1925–1945) 
war NSDAP- und SS-Mitglied und als Leiter 
der Hannoveraner Kripo für die Deportation 
von Sinti und Roma verantwortlich. Präsident 
Peco Bauwens (1950–1962) lobte den Erfolg 
bei der WM�1954 als Erfolg des »Führerprin-
zips« und des »besten Deutschtums«. Die bei-
den Präsidenten stehen stellvertretend für die 
politische und moralische Bankrotterklärung 
des DFB. Nicht nur 1933, sondern auch 1949. 

»Das Ende der NS-Diktatur«, schreibt Art-
hur Heinrich, »verantwortlich für den Geno-
zid an den europäischen Juden, den Weltkrieg 
und die Ermordung Zehntausender Regime-
gegner zum Anlass zu nehmen, sich der Ge-
schichte des eigenen Verbandes während dieser 
Zeit mit nur einem An�ug von selbstkritischer 
Distanz zu stellen, kam dem Leitungspersonal 
der Nachkriegszeit nicht in den Sinn.«

Der Kollaborateur

Als 1976 das Militär in Argentinien die Reste 
der Demokratie und jede Opposition durch 
einen blutigen Putsch beseitigte, war der Che-
forganisator des geplanten WM-Turniers, Her-
mann Neuberger, erleichtert. Er reiste nach 
Argentinien, und mit seinen Berichten konn-
te er Kritiker in der FIFA beruhigen. »Nach 
einem ausführlichen Bericht Neubergers«, so 
steht es im Sitzungsprotokoll der FIFA, »habe 
sich das Organisationskomitee mit Mehrheit 
dafür ausgesprochen, Argentinien das Tur-
nier zu belassen.« Durch die Machtergreifung 
der Generäle, so das Fazit Neubergers, sei die 
»Wende zum Besseren gelungen; jetzt habe 
die FIFA endlich einen Partner mit Durch-
setzungsvermögen bekommen«.

Das Durchsetzungsvermögen der Partner 
bestand in der massenhaften Tötung von Re-
gimegegnern, Gewerkschaftern, Priestern und 
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allen Menschen, die dem Regime verdächtig 
waren. Ein Netz von geheimen Folterzentren 
überzog das Land. 

Zwischen 1976 und 1983 ermordeten die 
Militärs und ihre Helfer bis zu 30.000�Men-
schen. Viele der Opfer wurden gefesselt und 
aus Flugzeugen in den Fluss Rio del a Pla-
ta oder ins o�ene Meer geworfen. Ein Klima 
der Angst und Ho�nungslosigkeit sollte die 
Bevölkerung einschüchtern. Babys und Klein-
kinder der Ermordeten wurden von Tätern ad-
optiert. Die deutsche Exportwirtschaft pro�-
tierte von der Zerschlagung der Demokratie 
und der Aufrüstung des Militärregimes. Bald 
konnte die bundesdeutsche Rüstungsindustrie 
Rekordaufträge verbuchen. Allein die Liefe-
rung von sechs U-Booten brachte den deut-
schen Konzernen eine Rekordeinnahme von 
zwei Milliarden DM. Der deutsche Botschaf-
ter Kastl in Buenos Aires war über den ge-
planten Putsch informiert worden. Das neue 
Regime wurde von der sozial-liberalen Regie-
rung Helmut Schmidts ohne Probleme ak-
zeptiert. Die Militärs waren zufrieden und 
erklärten ihr großes Interesse, die traditionell 
freundschaftlichen Beziehungen zu Deutsch-
land West fortzusetzen.

Diese Haltung wurde 
auch vom DFB und sei-
nem Präsidenten geteilt. 
Ein Freundschaftsspiel ge-
gen Argentinien in Buenos 
Aires am 5.�Juni�1977 galt 
als Generalprobe. Ende 
März erfuhr die Bundes-
regierung von der Entfüh-
rung Elisabeth Käsemanns. 
Sie war 1968 in der Studen-
tenbewegung in Berlin ak-
tiv und eine Mitstreiterin 
von Rudi Dutschke. Seit 
Anfang der 1970er-Jah-
re lebte sie in Argentinien 
und war als Sozialarbei-
terin in den Slums von 
Buenos Aires tätig. Nach 
dem Putsch unterstützte 
sie die Verfolgten, unter 
anderem durch das Fäl-
schen von Pässen für diejenigen, die das Land 
verlassen wollten. Mit ihr waren zu diesem 
Zeitpunkt bereits über 30�Personen deutscher 
Herkunft oder Staatsangehörigkeit spur-
los verschwunden. Elisabeth befand sich im 

April�/�Mai�1977 in einem Folterlager der Jun-
ta und wurde über Wochen auf die furcht-
barste Weise gequält. Nach einem Artikel in 
der Süddeutschen Zeitung vom 6.�April�1977 
ist auch die deutsche Ö�entlichkeit über den 
Fall informiert. DFB-Präsident Neuberger 
und das Auswärtige Amt unterließen jede Ak-
tion oder diplomatische Initiative zur Rettung 
Käsemanns. Am 24.�Mai wird Elisabeth Kä-
semann mit sechzehn anderen Gefangenen er-
mordet. Am 2.�Juni erfährt Botschafter Kastl 
vom Tod der Deutschen und meldet dies an 
das Auswärtige Amt. Zwei Tage später �ndet 
in der deutschen Botschaft ein Empfang für 
die Nationalmannschaft statt. Neuberger wird 
von Kastl über den gewaltsamen Tod von Eli-
sabeth Käsemann informiert. Neuberger ver-
schweigt dies der Mannschaft und der deut-
schen Ö�entlichkeit, um die gute Stimmung 
für das Freundschaftsspiel nicht zu gefährden. 
Erst nach dem Spiel am 6.�Juni wird ihr Tod 
o�ziell bekannt gegeben. 

Es ist dem Dokumentar�lmer Eric Friedler zu 
verdanken, dass die Komplizenschaft des DFB 
und seines Präsidenten bei der Folterung und 

Ermordung Elisabeth Kä-
semanns bekannt wurde. 
Der Film »Das Mädchen«, 
gesendet am 5.�Juni�2014 
in der ARD, dokumentiert 
die Aussage der ehemaligen 
rechten Hand Neubergers, 
Horst R. Schmidt, der fest-
stellt: »Neuberger hat sich 
nicht richtig verhalten. Es 
beschäftigt mich, dass es 
nur eines Anrufs des DFB 
gebraucht hätte zu sa-
gen: ›Lasst die Frau frei.‘« 
Der verstorbene Journa-
list Helmut Karasek, 1978 
Spiegel-Korrespondent in 
Buenos Aires, bescheinigt 
dem DFB-Präsidenten an-
gesichts von massenhafter 
Folter und Mord, sich mit 
der kriminellen Bande ge-
mein gemacht zu haben. 

»Das war eine Kollaboration mit dem Ver-
brechen.« Der Dokumentar�lm zeigt das im 
Jahr�2014. �eologe Helmut Franz ahnt das 
Verhängnis bereits am 25.�Juni�1977 im Saar-
ländischen Rundfunk.

�(�O�L�V�D�E�H�W�K���.�¦�V�H�P�D�Q�Q 
�)�R�W�R�����(�O�L�V�D�E�H�W�K���.�¦�V�H�P�D�Q�Q���6�W�L�I�W�X�Q�J
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In Treue fest – Rudel und der DFB

Am 1.�Juni�1978 wurde die Weltmeisterschaft 
in Argentinien erö�net. Amnesty Internatio-
nal hatte im Vorfeld versucht, den DFB und 
seine Spieler zu einer Verurteilung der Dikta-
tur zu bewegen. Die Angesprochenen erklär-
ten sich für nicht zuständig. Kapitän Berti 
Vogts rechtfertigte die Diktatur mit dem Hin-
weis auf die Zustände in Russland. Für Vogts 
und den DFB präsentierten die Militärs ein 
Land, in dem Ruhe und Ordnung herrschten.

»Der störungsfreie Ablauf der WM«, urteilt 
der Sportjournalist Schulze-Marmeling, »war 
für Neuberger und Co. allemal wichtiger als 
das Schicksal der Verschleppten, Gefolterten 
und Ermordeten.« Es war daher kein Zufall, 
dass der langjährige Berater des argentinischen 
Militärs und der berühmteste Nazi der dama-
ligen Zeit, Hans Ulrich Rudel, die DFB-De-
legation und die Nationalmannschaft in ih-
rem Quartier der Luftwa�enschule Ascochin-
ga besuchte und �eißig Interviews gab. Rudel 
war einer der »soldatischen Herrenmenschen« 
der deutschen Propaganda und gern gese-
hener Gast im Führerhauptquartier gewesen. 

Angeblich soll er Hunderte sowjetische Pan-
zer abgeschossen haben und erhielt dafür von 
Adolf Hitler viele Orden. Rudel war schon seit 
Mitte der 1930er-Jahre Mitglied der allgemei-
nen SS mit der Nr.�206953. Er war auf Ein-
ladung des argentinischen Präsidenten Perón 
1948 in das Land gekommen und schuf ein 
weitverzweigtes Netz, das Hilfe und Schutz 
für in Argentinien lebende Massenmörder wie 
Adolf Eichmann, Josef Mengele und andere 
Kameraden organisierte. In der Bundesrepu-
blik war Rudels Hilfe für international zur 
Fahndung ausgeschriebene NS-Massenmörder 
allgemein bekannt, hatte aber keinerlei Kon-
sequenzen. Er kandidierte sogar für rechtsra-
dikale Parteien und war ein gefeierter Redner 
der Deutschen Volksunion um den Münchner 
Verleger Gerhard Frey. 

Im Saarland trat er am 17.�Juni�1958 als Eh-
rengast der Stadt Dillingen auf. Die Einwei-
hung eines »Ehrenmals« für deutsche Solda-
ten bot ihm die Gelegenheit zu einem gefei-
erten Auftritt, der von der Flugschau zweier 
saarländischer Helden der NS-Luftwa�e be-
gleitet war. Auch Kultusminister Franz Josef 
Röder suchte die Nähe des »Kriegshelden« und 

�}�+�H�L�O���G�L�U�����G�X���W�U�H�X�H�U���:�D�Q�G�H�U�V�P�D�Q�Q�m���+�D�Q�V���8�O�U�L�F�K���5�X�G�H�O���L�P���V�D�D�U�O�¦�Q�G�L�V�F�K�H�Q���)�R�U�V�W���������������)�R�W�R�����*�U�R�¡
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sprach zu der begeisterten Menge. Rudel war 
auch ein gern gesehener Gast bei seinen ehe-
maligen Kameraden, die 1956 eine neue Ver-
wendung als Kommandeure der Bundesluft-
wa�e fanden. Als es einige mit ihrer Bewun-
derung übertrieben, kam es 1976 zu einem 
ö�entlichen Skandal, der mit der Entlassung 
zweier Generäle endete. Dem deutschen Sport 
und dem DFB war Rudel seit den 1940er-Jah-
ren eng verbunden. So war er auch Gast bei 
der WM�1958 in Schweden und ließ sich mit 
dem damaligen Bundestrainer Josef Herber-
ger fotogra�eren. Er nannte Herberger seinen 
Freund, ohne dass dieser ö�entlich widerspro-
chen hätte.

Anders als 1958 war die ö�entliche Empö-
rung über den Auftritt Rudels im deutschen 
Hauptquartier in Argentinien groß. Nur der 
DFB und Neuberger zeigten sich unbeein-
druckt. »Herr Rudel ist meines Wissens Bun-
desbürger mit vollen Rechten wie die Prote-
stierenden«, so Neuberger, »und ich ho�e doch 
nicht, dass man ihm seine Kamp�iegertätig-
keit während des Zweiten Weltkriegs vorwer-
fen will.« Die Kritik an Rudels Besuch komme 
»einer Beleidigung aller deutschen Soldaten 
gleich«.

Das war sein Schlusswort. Der DFB und 
Neuberger ignorierten die ö�entliche Kritik. 
Im DFB selbst gab es keinerlei wahrnehmbare 
Opposition gegen den Schulterschluss mit Ru-
del. Drei Jahre später besuchte er auf Einla-
dung des Ski- und Wandervereins Kirrberg 
erneut das Saarland. Am 21.�Juni�1981 nahm 
er als Ehrengast an der 14.�Internationalen 
Volkswanderung teil. Die eigens hergestellte 
Volkswanderplakette der saarländischen Wan-
derfreunde zeigt »Oberst Rudel mit seinem 
Kamp�ugzeug und der Aufschrift ›STUKA 
JU 87 – Oberst Rudel� […] Im Schulhof wur-
de er vom Fanfarenzug aus Weilerbach�/�Pfalz 
mit einem Ständchen begrüßt«, berichtet die 
Saarbrücker Zeitung vom 24.�Juni�1981. Ob 
er bei dieser Gelegenheit seinen Kameraden 
Neuberger traf, wurde nicht überliefert. Rudel 
starb 1982, und zwei Phantomjäger der Luft-
wa�e �ogen »aus Versehen«, so die Bundes-
wehr, bei der Beerdigung über den Friedhof. 
Neuberger verstarb 1992 und wird bis heu-
te im Saarland als Namensgeber von diversen 
Preisen, Straßen, Turnhallen, einer Sportschu-
le und sogar einer Gesamtschule in Völklin-
gen geehrt. 
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Soll man an Nazi-Verbrechen erinnern? Ge-
wiss. Auch an die Namen derer, die diese 
Verbrechen begangen haben? Die unfassbar 
schreckliche Untaten verübten? Wäre es nicht 
angemessener, ihre Namen zu verschweigen, 
sie einer damnatio memoriae zu unterwerfen? 
Obwohl Brecht schrieb: »Das Verbrechen hat 
einen Namen, Anschrift und Gesicht. Von 
Fall zu Fall muss man es benennen.«

Vielleicht liegt ein solcher Fall vor. Der 
ehemalige Elektromechanikermeister Fritz 
Gotthard Gebauer wurde am 14.�Juli 1906 
in Breslau geboren, am 1.�Januar 1931 wur-
de er Mitglied der NSDAP, im März�1931 
verp�ichtete er sich zur SS. Nach dem Krieg 
gelang es ihm unterzutauchen, obwohl sein 
Name während des Nürnberger Kriegsverbre-
cherprozesses mehrfach genannt wurde. Wie 
vielen anderen Nazis gelang ihm in der DDR 
eine Karriere, zunächst als Arbeitsorganisati-
onssekretär der SED. Kurz vor seiner Ernen-
nung zum Stadtsekretär der Partei in Dessau 
fürchtete er allerdings Nachforschungen und 
setzte sich 1960 nach Saarbrücken ab. Viel-
leicht, weil sein Stellvertreter und Nachfolger, 
Gustav Willhaus, aus Forbach stammte, ob-
wohl sich die beiden nicht ausstehen konnten.

Auch Willhaus war ein berüchtigter Sadist, 
der wie Gebauer Schießübungen aus seiner 
Wohnung oder der Bürobaracke auf vorbei-
gehende Juden veranstaltete, sie zielten haupt-
sächlich auf ihre Nasenspitzen oder Finger. Im 
Winter wurden gefesselte Gefangene in mit 
Wasser gefüllte Fässer gesteckt, bis sie erfroren 
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waren; morgens musste das Eis aufgehackt 
werden, um die Leichen zu bergen. Zur Fei-
er von Hitlers 54.�Geburtstag wurden in dem 
Lager vierundfünfzig Juden erschossen. Will-
haus habe Menschen getötet »wie ein anderer 
Häcksel schneidet«, sagte ein Augenzeuge vor 
der Staatsanwaltschaft Stuttgart.

Gebauer konnten nur drei Morde einwand-
frei nachgewiesen werden, auch durch mehr 
als fünfzig nach Saarbrücken vorgeladene 
Zeugen, darunter Simon Wiesenthal und 
Leon W. Wells, dessen gesamte Familie in 
dem Lemberger KZ ermordet wurde. Wells 
beschreibt Gebauer in seinen Erinnerungen 
»Ein Sohn Hiobs«, einem erschütternden Be-
richt über unfassbare Exzesse der Unmensch-
lichkeit, folgendermaßen: 

»Er sah überdurchschnittlich gut aus und 
machte eine glänzende Figur. Groß und breit-
schultrig, hielt er sich meist leicht nach vorne 
gebeugt, was ihm einen aristokratischen An-
strich verlieh. Am stärksten beeindruckten sei-
ne pechschwarzen Augen, die in einem scharf 
und interessant geschnittenen Gesicht blitz-
ten. Er hatte eine sehr angenehme, melodische 
Stimme mit einem betont maskulinem Tim-
bre.« (S.�99)

Zeugenaussagen belegen dessen unvorstell-
bare Grausamkeiten. Als ein Häftling mit sei-
nen Armen Gebauers Schläge mit einer Peit-
sche abzuwehren versuchte, stieß dieser ihn in 
eine Latrinengrube und drückte mit dem Stie-
fel seinen Kopf so lange herunter, bis er er-
trunken war. Auch weitere Juden wurden auf 
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diese Weise ermordet. Andere Gefangene warf 
er in Kalk, bis sie erstickten. Weil ein ande-
rer Häftling nicht schnell genug in einen Ly-
sol-Kübel zur Entlausung kletterte, wurde er 
von Gebauer erschossen. Eine seiner häu�gsten 
Tötungsmethoden sei es gewesen, Häftlingen 
mit dem Stiefelabsatz so lange auf die Keh-
le einzutreten, bis sie tot waren. Andere be-
zeugten, er habe ein kleines jüdisches Kind ge-
gen eine Wand geworfen. Im November 1941 
erwürgte er in der Tischlerwerkstatt des Lagers 
den jüdischen Zahnarzt Dr. Luchs, weil sich 
dieser dort aufwärmen wollte und zwei Kartof-
feln auf den Ofen gelegt hatte. Morgens und 
abends oder bei Exekutionen musste das Lager-
orchester aufspielen, darunter den sogenannten 
Todestango. 1942 wurden nacheinander alle 
Mitglieder dieses Orchesters erschossen, wäh-
rend es auf dem Appellplatz spielte. Von den 
150.000 Lemberger Juden erlebten das Kriegs-
ende nur 15.000. »Wir sagten zwar immer, die 
Rettung sei nahe«, schreibt Wells, »aber un-
glücklicherweise war der Tod näher«. (S.�156)

Gebauer starb 1979. Er hatte sich wie viele 
seiner Mittäter der Verfolgung und Bestrafung 
zuerst in der DDR, später in der Bundesre-
publik jahrelang entziehen können, hier ge-
schützt durch ein Netzwerk ehemaliger Nazis 
in Justiz und Medizin, die den Tätern reihen-
weise Verhandlungsunfähigkeit bescheinigten.

Einer von ihnen war der an der Medizi-
nischen Fakultät der Universität des Saar-
landes in Homburg lehrende Professor für 
gerichtliche Psychiatrie und Kriminologie 
Hermann Witter (1916–1991), NSDAP-Mit-
glied seit 1936 und Mitglied im Nationalso-
zialistischen Deutschen Ärztebund. 1982, vor 
einem geplanten Prozess gegen Werner Best, 
den Stellvertreter Reinhard Heydrichs, at-
testierte Witter diesem »erhebliche Merk- und 
Gedächtnislücken«, woraufhin der Prozess 
platzte. Nach Ansicht von Simon Wiesenthal 
ein Fall »medizinischer Amnestie«. Bis heute 
verleiht die »Südwestdeutsche Akademie für 
Forensische Psychiatrie« den Hermann-Wit-
ter-Preis.

Der Gebauer-Prozess
Von Johanna Henkel

Die Anklagepunkte gegen Gebauer umfassten 
54 Fälle, in denen Menschen durch Gebau-
ers Gewalt und Folter mutmaßlich schwer 
verletzt und getötet wurden. Lediglich drei 
Morde konnten restlos aufgeklärt werden. Der 
neun Monate dauernde Prozess war von struk-
turellen Komplikationen, Verschleppungen, 
Widersprüchen und Überraschungen durch-
zogen.

Der Auftakt

Die Hauptverhandlung wird am 16.�Septem-
ber 1970 im Schwurgericht Saarbrücken erö�-
net. Vorsitzender ist Udo Gerber, Staatsanwalt 
Gärtner und Oberstaatsanwalt Uhl vertreten 
die Anklagebehörde. Die Verteidigung über-
nehmen die Rechtsanwälte Manfred Merziger 

und Jürgen Kilsch. Der Angeklagte beteuert 
seine Unschuld und bestreitet sogar die un-
würdigen Lebensumstände für die jüdischen 
Häftlinge im »Deutschen Ausrüstungswerk« 
des KZs in Lemberg (DAW). An eventuellen 
unglücklichen Betriebsunfällen sei sein Kon-
trahent Willhaus schuld. Dieser ist 1945 im 
Krieg gefallen. Das gerichtliche Gutachten des 
Angeklagten wird von Dr. Hermann Witter, 
zu der Zeit Professor für das Fach Neurolo-
gie und Psychiatrie an der Universitätsklinik 
Homburg, verfasst. Als historischer Sachver-
ständiger wird Hans-Günther Seraphim an-
gehört, der schon bei den Nürnberger und 
anderen NS-Prozessen dabei half, die Täter 
freizusprechen. Im Fall Gebauers gibt er die 
Einschätzung, dass das Töten für Gebauer 
keinen Sinn gemacht habe, da er sich damit 
ausschließlich selbst geschadet hätte.

Geschichte
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Die Zeugenbefragung

Mit der Zeugenbefragung beginnt die zwei-
te Phase des Prozesses. Viele Zeugen, die als 
Häftlinge bei den Exekutionen zuschauen 
oder selbst den Strick anlegen mussten, bre-
chen im Zeugenstand zusammen. Die schwe-
ren Belastungen führen zu einem dringenden 
Tatverdacht des Mordes in 21�Fällen. Der bis-
lang gültige Haftbefehl, der bis dahin außer 
Vollzug gesetzt wurde, wird aufgehoben und 
ein neuer Haftbefehl erlassen. Die Verhaftung 
Gebauers im Gerichtssaal provoziert beim An-
geklagten einen Nervenzusammenbruch, mit 
dem er ins Krankenhaus eingeliefert werden 
muss. Der Gefängnisarzt, Dr.�Rainer Luthe, 
bestätigt jedoch die Verhandlungsfähigkeit für 
den nächsten Verhandlungstag. »Ich bin der 
Meinung, daß Gebauer der Verhandlung fol-
gen kann, wenn er will«, resümiert er. Gebauer 
wird mit einer Tragbahre in den Gerichtssaal 
gebracht. Daraufhin beantragt der Verteidi-
ger Kilsch die Ablehnung des Schwurgerichts 
wegen Befangenheit. Der Antrag wird abge-
lehnt. In der Zwischenzeit möchte der Ver-
teidiger Merziger von der P�ichtverteidigung 
entbunden werden, da sein Honorarvorschuss 
noch nicht beschieden worden sei und er sei-
ne Existenz somit gefährdet sehe. Merzigers 
Antrag wird als unbegründet abgelehnt. Es 
ist schon das Jahr 1971, als mit dem Zeugen 
Leon Wells der Prozess verstärkt ö�entliche 
Aufmerksamkeit bekommt. Danach folgt eine 
Reise des Schwurgerichts nach Amerika, die 
viele belastende Zeugenaussagen bringt. 

Entlastungszeugen

Hugo Pleines, früherer Stellvertreter Gebauers, 
hält dagegen und behauptet im Zeugenstand: 
»Während meiner Dienstzeit bei den DAW ist 
niemand an Entkräftung oder so gestorben.« 
Der Prozess wird durch die unablässigen 
Anträge der Verteidigung verschleppt. Mal 
wird Gebauers Verhandlungsfähigkeit in-
frage gestellt, mal wird die Glaubwürdigkeit 
der Zeugen angezweifelt. Der März ist ver-
strichen, und das erho�te Prozessende bleibt 
außer Sichtweite. Es ist schon der 50.�Ver-
handlungstag im Prozess erreicht. Verteidi-
ger Merziger beantragt die Vernehmung der 
Entlastungszeugin Irena Poblewska aus Israel. 
Sie wird vorgeladen, es stellt sich aber erst in 

Saarbrücken heraus, dass sie in einem 75�Kilo-
meter entfernten Lager untergebracht war und 
keine Aussagen zu den Vorkommnissen im Ja-
nowska-Lager tre�en kann. Der Richter Ger-
ber ist erzürnt, Merziger beantragt erneut die 
Ablehnung des Richters wegen Befangenheit. 
Stattdessen stellt der Landgerichtspräsident 
Gehrlein einen Strafantrag gegen Merziger 
wegen Beleidigung und Rechtsbeugung. Ge-
bauer wittert den Versuch, »seine Verteidigung 
systematisch zu zerstören«, und erwägt, auch 
eine Strafanzeige wegen seiner Inhaftierung zu 
stellen. Er beteuert »seinen guten Willen, die 
Dinge aufzuklären«, doch fühlt er sich nicht 
beachtet. Er zieht den Schluss, dass ab jetzt 
Schweigen für ihn der einzige Weg ist, mit der 
Situation umzugehen. Eine Reise des Schwur-
gerichts nach Israel bringt wenig brauchbare 
Zeugenaussagen. Nach neun Monaten und 
60�Verhandlungstagen wird die Beweisauf-
nahme geschlossen.

Dreimal lebenslänglich  
und keine Haft

Der Staatsanwalt Gärtner plädiert auf achtmal 
lebenslange Freiheitsstrafe wegen achtfachen 
Mordes und eine Freiheitsstrafe von 15�Jah-
ren wegen versuchten Mordes. Die Verteidi-
gung plädiert auf Freispruch. Man solle mit 
Nazi-Prozessen wie diesen, deren Beweislage 
sich lediglich auf Zeugenaussagen und nicht 
auf Urkundenbeweise stützen, aufhören, so 
Kilsch. Am 29.�Juni 1971, dem 64.�Verhand-
lungstag, wird Fritz Gebauer vor dem Schwur-
gericht Saarbrücken wegen Mordes in drei Fäl-
len zu lebenslangen Freiheitsstrafen verurteilt. 
Nach dem Urteil wird der Haftbefehl ausge-
setzt. Das Schwurgericht begründet dies laut 
der Saarbrücker Zeitung vom 30.�Juni 1971 
damit, dass nach der Rechtsprechung des 
Bundesgerichtshofes das Aussprechen einer 
lebenslangen Freiheitsstrafe nicht für die In-
haftierung des Angeklagten genüge. Es müs-
sen vielmehr Gründe dafür vorliegen, weshalb 
sich der Angeklagte dem weiteren Verfahren 
entziehen könne. Die Inhaftierung während 
des Prozesses war hingegen rechtskräftig, da 
dort die Gefahr bestand, dass sich Gebauer 
dem Prozess entziehe. Die Verteidigung legt 
Revision ein. Gebauers Wohnsitz befand sich 
schon während des Prozesses in Seesen, im 
Harz. Auch nach dem Urteil bleibt er dort 
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wohnen. Er muss sich lediglich regelmäßig 
bei dem Polizeirevier in Seesen melden, da-
mit sichergestellt ist, dass er nicht �üchtet. Der 
Bundesgerichtshof weist den Revisionsantrag 
zurück.

Gnadenersuche

Es folgen mehrere Gnadengesuche. Gebau-
er be�ndet sich mittlerweile wegen verschie-
dener Altersleiden im Anstaltskrankenhaus 
der Vollzugsanstalt Lingen. Am 4.�Dezember 
1973 lehnt der saarländische Ministerrat mit 
dem Justizminister Alois Becker das Gnaden-
gesuch ab. Ein weiteres Gnadengesuch wird 
am 9.�April 1974 abgelehnt. Im Jahr 1977 
schaltet sich auch die Kirche ein. Der Lan-
desbischof der evangelisch-lutherischen Lan-
deskirche Hannover schreibt an den Justizmi-
nister des Saarlandes, inzwischen ist Rainer 
Wickelmayr im Amt, und bittet ebenfalls, Ge-
bauer die Gnade zu erweisen. Er betont den 
schlechten Gesundheitszustand und das hohe 
Alter Gebauers und verweist auf andere Fälle, 
bei denen sich der Rat der Evangelischen Kir-
che in Deutschland für die Gnadenersuche der 
wegen Nazi-Verbrechen zu lebenslanger Haft 
Verurteilten eingesetzt hat und denen statt-
gegeben wurde. Auch der Leiter der Justiz-
vollzugsanstalt in Lingen argumentiert lei-
denschaftlich für die Begnadigung. Gebauer 
stirbt am 9.�August 1979 in Haft.

Als Quellen wurden die im Stadtarchiv Saar-
brücken aufbewahrten Ausgaben der Saarbrücker 
Zeitung und die im Landesarchiv vorhandenen 
Dokumente genutzt.

Geschichte

Fritz Gebauer, Bildquelle unbekannt.
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Weitere Informationen 
und Termine zu geplanten 
�9�H�U�D�Q�V�W�D�O�W�X�Q�J�H�Q���¿���Q�G�H�Q���6�L�H���D�X�I��
unserer Website
www.boell-saar.de und 
�I�D�F�H�E�R�R�N���F�R�P���%�R�H�O�O�6�D�D�U

Literarisches Kammerkonzert 
�P�L�W���5�R�P�D�Q���.�Q�L�å�N�D
und dem Bläserquintett Opus 45

Konzertankündigung:
„Ich hatte einst ein schönes Vaterland …“

1700 Jahre jüdisches Leben 
in Deutschland (321 – 2021)

Foto: Jens Koch

Mehr Informationen zur Konzertreihe:
2021jlid.de
opus-45.de

Texte u. a. von Gotthold Ephraim Lessing, 
Heinrich Heine, Rahel Levin Varnhagen
und Mascha Kaléko 

�5�H�]�L�W�D�W�L�R�Q�����5�R�P�D�Q���.�Q�L�å�N�D

Musik von Felix Mendelssohn-Bartholdy, 
Alexander Zemlinsky, Denès Agay, 
�-�D�F�T�X�H�V���,�E�H�U�W�����(�Q�G�U�H���6�]�H�U�Y�i�Q�V�]�N�\�����X�����Y�����P��������

Sonntag, den 10. Oktober 2021, 18 Uhr
Dauer des Konzerts: ca. 120 Minuten 
���P�L�W���H�L�Q�H�U���3�D�X�V�H��

Der Ort wird noch unter www.boell-saar.de 
bekanntgegeben.
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Jazzpionier Borchard auf der Anklagebank 
Von Oliver Siebisch

�9�R�U�������b�-�D�K�U�H�Q���Z�X�U�G�H���E�H�L�P���/�D�Q�G�J�H�U�L�F�K�W���6�D�D�U�E�U�¾�F�N�H�Q���$�Q�N�O�D�J�H���J�H�J�H�Q���G�H�Q���G�H�X�W�V�F�K�H�Q��
�-�D�]�]�S�L�R�Q�L�H�U���(�U�L�F���%�R�U�F�K�D�U�G���H�U�K�R�E�H�Q�����'�H�U���7�D�W�Y�R�U�Z�X�U�I�����I�D�K�U�O�¦�V�V�L�J�H���7�¸�W�X�Q�J��

Geschichte

Mythos und Wirklichkeit sind in der Biogra-
�e des Bandleaders Eric Borchard noch immer 
nicht völlig auseinanderzuhalten. Zwar haben 
es zwei Jazzspezialisten in den 1980er Jahren 
unternommen, die ihnen zugänglichen Infor-
mationen über den 1886 als Erich Borchardt 
in Berlin geborenen Musiker in akribischer 
Weise zusammenzutragen, auch jüngere For-
schungen haben viel erbracht, doch Fragezei-
chen bleiben. Borchard, wohl in den USA erst-
mals in Kontakt mit Jazzmusik gekommen, 
spielte mit seinem Orchester bereits 1921 in 
Berliner Tanzlokalen und tätigte seine ersten 
Schallplattenaufnahmen. Überhaupt war der 
Kapellmeister ein Wegbereiter des Jazz in 
Deutschland während der 1920er Jahre, zeit-
gleich aber auch im europäischen Ausland 
tätig, international ein Begri�. Dennoch ist 
sein Name heute einer breiteren Ö�entlich-
keit nicht mehr bekannt, allenfalls erinnert 
sich der Cineast �üchtig an seinen Auftritt 
in Fritz Langs Stumm�lm »Dr. Mabuse, der 
Spieler« (1922). 

So wirkt es geradezu erstaunlich, dass 
Borchard in einem bedeutsamen Kriminalfall 
fassbar wird, der sich 1931 in Saarbrücken zu-
trug und über den verschiedene regionale wie 
überregionale Presseorgane ausführlich be-
richteten. Er verdient es, trotz seines boule-
vardesken Anteils, noch einmal entwickelt zu 
werden, spiegelt sich doch in ihm sonderglei-
chen die konkrete exzessive Künstlerexistenz 
Borchards wie auch, abstrahiert davon, der 
aufgewühlte Zeitgeist in der kurzen Spanne 
zwischen Monarchie und faschistischer Dik-
tatur.

Der zu dieser Zeit stark morphiumabhän-
gige Musiker gastierte seit April 1931 als 
»Eric Borchardt von der Deutschen Gram-
mophon-A.G., Berlin« im Saarbrücker Café 
Kiefer. Er benötigte, laut einem Bericht der 
sozialdemokratischen Saarbrücker Tageszei-
tung Volksstimme, zwei Dutzend Injektionen 
täglich, »um seinen Pf lichten im Engage-
ment […] nachkommen zu können«. »Bei sei-
nem Aufenthalt in Saarbrücken«, so berich-
tet dasselbe Organ, »hatte er mal zwei Tage 
lang kein Gift, so daß oft die Kapelle ohne 
ihren Meister spielen mußte, denn er war so 
zittrig und zerfahren, daß er den Bogen nicht 
mehr führen konnte«. O�enkundig befand 
sich Borchard auf dem absteigenden Ast sei-
ner Karriere, denn wie die Volksstimme unter 
Berufung auf Berliner Kreise wusste: »Sein 
Ruhm erblaßte, je mehr er sich dem Genuß 
von Rauschgiften hingab.« Die Saarbrücker 
Zeitung relativierte dies etwas, wenn auch in 
der Vergangenheitsform, ausführend, dass 
»Eric Borchardt als Leiter einer ausgezeichne-
ten Jazzkapelle ein weitbekannter und hervor-
ragender Musiker« war. 

Der sich aus diesen Umständen mittelbar 
ergebende Fall sei auf Grundlage der Bericht-
erstattung der Volksstimme und der Saarbrü-
cker Zeitung rasch rekonstruiert: Borchard 
wohnte mit seiner Saarbrücker Geliebten, 
der aus Göttelborn stammenden 25-jährigen 
»Filialleiterin« Margot Candelier, »Tochter 
eines französischen Oberlehrers«, »im sel-
ben möblierten Zimmer«. Am 11. April 1931 
wurde sie »tot auf dem Diwan liegend auf-
gefunden«. Der gerichtsmedizinische Befund 
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lautete auf Erstickung durch ein »10 Zenti-
meter langes Stück Gummischlauch«. Nach 
Borchards Einlassung dazu habe er nach sei-
nem Erwachen einen Suizidversuch der jun-
gen Frau durch Einnahme des Schlafmittels 
Phanodorm vermutet und mit seinem Band-
mitglied Heinz Ho�mann versucht, die Frau 
wiederzubeleben. Dann hätten beide sich be-
müht, ihr unter Verwendung eines alten Gas-
schlauchs den Magen auszupumpen. Borchard 
und Ho�mann, in der Absicht, »kein Aufse-
hen zu erregen«, und wohl in der naiven An-
nahme, sie gerettet zu haben, ließen darauf-
hin »das schwerkranke, bewußtlose Mädchen 
zwei Stunden allein im Zimmer« und gingen 
schlicht »zum Mittagessen«. Der jungen Frau 
jemals Morphium verabreicht zu haben, be-
stritt Borchard entschieden.

Der Vorfall als solcher war Grund genug 
dafür, dass Borchard wegen des dringenden 
Tatverdachts der fahrlässigen Tötung ver-
haftet wurde. Diese Entwicklung zog starke 
Aufmerksamkeit auf sich. Daher wurden 
»nicht allein aus dem Reiche, sondern aus 

allen Ländern Westeuropas sowie aus Ame-
rika Berichte über den Stand der gegen ihn 
schwebenden Untersuchung angefordert«. Das 
Gesuch einer englischen Zeitung nach Fotos 
von Borchard und der jungen Frau wurde in-
des »von der Saarbrücker Kriminalinspektion 
zurückgewiesen«.

Die Verhandlung des infolgedessen gegen 
Borchard vor der ersten Strafkammer des 
Landgerichts Saarbrücken anberaumten Sen-
sationsprozesses fand am 12. Juni 1931 statt. 
Borchard tätigte seine oben umrissene Aus-
sage teils »mit bewegter Stimme«. Dabei be-
hauptete er, dass er das Morphium ursprüng-
lich seit 1926 benutzt habe, um Schmerzen 
wegen einer Nierenkolik und einer Operation 
zu lindern. Danach wurde der Frage nachge-
gangen, ob Margot Candelier tatsächlich sui-
zidgefährdet war. Hierzu machten Zeugen wie 
Sachverständige völlig unterschiedliche Anga-
ben. Der Staatsanwalt stellte in seinem Plädo-
yer Borchard als gewissenlosen Menschen dar. 
»Es muß«, so führte er moralisierend aus, »ein 
seltsamer Zauber von den Leuten im grellen 
Lampenlicht ausgehen, wenn sie ihre verfüh-
rerischen Weisen erklingen lassen«. Entgegen 
seiner Darstellung habe Borchard in Wirklich-
keit wohl der jungen Frau Morphium verab-
reicht, »vermutlich aus sexuellen Gründen he-
raus«. Dennoch räumte er ein, dass Borchard 
angesichts seines Zustandes nicht in vollem 
Umfang strafrechtlich belangt werden sollte. 

Die Verteidigung machte geltend, dass 
Borchard die ihm zur Last gelegte Tat in be-
ster Absicht begangen habe und versuchte, 
diese »aus dem Milieu« heraus zu erklären. Die 
besondere Disposition des Angeklagten unter-
strich auch ein als Sachverständiger herbeige-
zogener Berliner Psychiater, bei dem Borchard 
verschiedentlich in Behandlung gewesen war. 
Er sprach von der »unglaublichen kritiklosen 
Selbstüberschätzung«, die Borchard als Ab-
hängigem zweifelsohne eigne. Daraus lei-
te sich verminderte Schuldfähigkeit her. Ein 
Fachkollege attestierte dem Künstler gar, dass 
er ein »Psychopath« sei und ihm »Infantilis-
mus« nicht abgesprochen werden könne. Das 
Gericht folgte nicht dem vom Staatsanwalt ge-
forderten Strafmaß und verurteilte den Ange-
klagten im Lichte der Tatsache, dass er sich in 
einem krankhaften Zustand be�nde, zu einer 
Haftstrafe von zehn Monaten. Ein mensch-
liches Urteil scheint hier der Justiz geglückt 
zu sein.

�$�X�V���G�H�U���=�H�L�W�V�F�K�U�L�I�W���}�(�O�H�J�D�Q�W�H���:�H�O�W�m���� 
���������-�D�Q�X�D�U���������������6�D�P�P�O�X�Q�J���5�D�L�Q�H�U���(�����/�R�W�]��
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Borchard verbüßte seine Strafe im Saar-
brücker Gefängnis Lerchesf lur zur Gänze 
und kehrte dann vorübergehend nach Ber-
lin zurück. Wohl wegen der baldigen neuen 
Machthaber, die sich kaum mit seiner Art der 
Tanzmusik hätten anfreunden können, ging 
Borchard wenig später erneut ins europäische 
Ausland, starb 1934 in Amsterdam.

Wer sich eine Vorstellung davon machen 
möchte, wie Borchard um diese Zeit klang, sei 
auf das Netz verwiesen. Ein Sammler erwarb 
vor zehn Jahren bei einem Antikhändler einen 
Posten Schallplatten, wobei sich herausstell-
te, dass es sich um für ein Berliner Billiglabel 
1932 entstandene, bis dahin teils unbekannte 
Aufnahmen eines von Borchard neu zusam-
mengestellten Orchesters handelte. Diese fast 
durchweg hervorragenden Aufnahmen, de-
ren Träger mitunter nur aus Pappe mit aufge-
brachter gehärteter Gelatine bestehen, wurden 
digitalisiert und sind seitdem online zugäng-
lich. Besonders empfehlenswert sind die Titel 
»Mean Music« und »Georgia On My Mind«, 
bei denen Borchard selbst singt. 

Quellen:
Bergmeier, Horst J. P. und Lotz, Rainer E.: Eric 

Borchard Story. Menden: Edition »der Jazzfreund« 
1988 (in englischer Sprache). Der Name des Mu-
sikers wird häu�g unterschiedlich angegeben. In 
Saarbrücken ist meist von »Borchardt« die Rede, 
auch »Erik« als Schreibweise seines Vornamens 
taucht auf. 

»Kapellmeister Erik Borchardt verhaftet«, Saarbrücker 
Zeitung, 13.�April 1931. 

»Eine sensationelle Verhaftung in Saarbrücken«, 
Volks stimme., 13. April 1931.

»Die A�äre Borchard«, Saarbrücker Zeitung, 
14.�April�1931. 

»Obduktionsergebnis im Falle Borchardt«, Volksstim-
me, 15.�April 1931. 

»Selbstmordversuch des Kapellmeisters Borchardt«, 
Volksstimme, 16. April 1931.

»Außerordentliches Interesse für den Fall Borchardt«, 
Volksstimme, 17.�April 1931. Dies rühre daher, 
dass er es gewesen sein soll, der »nach seiner Rück-
kehr aus Amerika als erster Jazzmusik in Deutsch-
land zu Gehör brachte«. 

»Woher Kapellmeister Borchardt Rauschgift bezog«, 
Volksstimme, 20. April 1931. 

»Jazzdirigent Erik Borchardt wegen fahrlässiger Tö-
tung vor Gericht«, Volksstimme, 11. Juni 1931. 

»Kapellmeister Borchardt vor Gericht«, Volksstimme, 
13.�Juni 1931. 

»Borchardt erhält 10 Monate Gefängnis«, Saarbrücker 
Zeitung, 13.�Juni 1931.
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Mystikerinnen im Feminismus
�–�Q���6�D�D�U�E�U�¾�F�N�H�Q���J�U�D�V�V�L�H�U�W���G�H�U���V�S�L�U�L�W�X�H�O�O�H���)�H�P�L�Q�L�V�P�X�V�����=�Z�H�L���)�D�O�O�E�H�L�V�S�L�H�O�H��

Von Isabelle Bastuck

Spiritualität unter Frauen ist breitgefächert. 
Von Matriarchatsideen der »Großen Göttin« 
als Mutter Erde bis heidnische Kräuterheil-
kunde vermeintlicher Hexen. Auch in den 
etablierten Religionen gibt es zuweilen Be-
mühungen um die feministische Auslegung 
ihrer heiligen Schriften. SaarbrückerInnen 
durften in diesem Frühjahr gleich zwei Ver-
anstaltungen zu diesem �emenkomplex be-
suchen. In einer sollten sie lernen, den spiri-
tuellen Feminismus des Islams zu verstehen, 
in einer anderen die mystische Weiblichkeit in 
sich selbst erfahren.

�–�V�O�D�P�L�V�F�K�H�U���)�H�P�L�Q�L�V�P�X�V�b������

Im Februar lud die FrauenGenderBibliothek 
Saar in Kooperation mit dem Lehrstuhl für 
Romanische Kulturwissenschaften und Inter-
kulturelle Kommunikation der Universität des 
Saarlandes die islamische Feministin Khola 
Maryam Hübsch zum (Online-)Gesprächs-
abend ein. In einem kurzen Vortrag gab sie 
einen Überblick über Varianten des isla-
mischen Feminismus und Bestrebungen eines 
sogenannten »Gender-Dschihads«, der sich an 
einer gendersensiblen Auslegung des Korans 
versucht. Die dieser Bemühung zugrunde lie-
gende Vorgehensweise ist in der Philosophie 
als Zirkelbeweis bekannt. Bedeutet: Was zu 
beweisen ist, wird bereits vorausgesetzt. Als 
Prämisse gilt es, den Islam als Religion der 
Gerechtigkeit zu verstehen und deshalb Über-
lieferungen, die dem Ethos der Geschlechter-
gerechtigkeit nicht entsprechen, umzudeuten 
oder kategorisch als nicht authentisch heraus-
zu�ltern. Hier zeigt sich ein grundlegendes 
Problem: Eine Argumentation, die auf Glau-
ben basiert, wird für Ungläubige immer einen 
blinden Fleck haben. Die Exegese folgt einem 

Deutungsversuch, der zudem, so weiß auch 
Hübsch, nicht der kanonische im Islam ist.

»Männer machen die Götter, und Frauen 
beten sie an«, zitiert Simone de Beauvoir den 
Ethnologen James George Frazer. Dennoch 
können emanzipatorische Bemühungen von 
Frauen in den Religionen sinnvoll sein, wenn 
sie die Lebensrealitäten von Frauen oder an-
derweitig aufgrund von Geschlechtszuschrei-
bung diskriminierten Menschen verbessern. 
Somit sollten auch AtheistInnen ein Interesse 
an religiösen Reformen haben, solange es Re-
ligionen gibt.

���b�R�G�H�U���N�R�Q�V�H�U�Y�D�W�L�Y�H���$�S�R�O�R�J�H�W�L�N�"

Ihr Buch Unter dem Schleier die Freiheit möch-
te Hübsch als einen islamischen Emanzipa-
tionsbeitrag in der von ihr problematisierten 
»Multioptionsgesellschaft« verstanden wis-
sen. Dabei widmet sie sich auch dem Kopf-
tuch, dem sie ein emanzipatorisches Potenzi-
al zuschreibt. Unter dem »Prinzip Kopftuch« 
versteht sie ein Leitbild des würdevollen Um-
gangs der Geschlechter, das allerdings eine 
Gentleman-Kultur voller tradierter Rollen-
bilder idealisiert: Wahre Muslime behandel-
ten Frauen rücksichtsvoll, wie »aus Glas«, und 
während den Frauen im Libanon noch ihre 
Koffer hinterhergetragen würden, müssten 
sie an deutschen Flughäfen alleine klarkom-
men. Hübschs muslimische Idealgesellschaft 
ist nicht liberal, sie ist erzkonservativ: reizfrei 
und monogam, binäre Geschlechtertrennung 
in der Ö�entlichkeit, Sex vor der Ehe uner-
wünscht. Kontrastiv dazu zeichnet sie das Bild 
eines hypersexualisierten Westens – Hübsch 
mutmaßt selbst hinter den Spenden für Femen 
angetörnte Männer –, dem mit der Abkehr 
von Gott auch die Fähigkeit zur wahren Liebe 
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abhandengekommen sei. Beziehungsformen 
außerhalb der klassischen Ehe betrachtet sie 
als pathologisch und kapitalistisch orientiert, 
sie spricht sich für die arrangierte Ehe als »Ser-
viceleistung« aus. Eine mögliche Ehekrise gel-
te es zu überwinden und sich langfristig lie-
ben zu lernen. Schließlich, so Hübsch, würden 
»60 Prozent der Ehen arrangiert und weitaus 
seltener geschieden als im Westen«. Wie viele 
dieser Ehen erzwungen sind, wie viele aus 
Zwängen nicht geschieden wurden, darüber 
spricht sie nicht. Die Zwangsehe sei schließ-
lich nicht muslimisch, weil nicht im Koran 
angelegt. 

Hübsch folgt in ihrer Argumentation ihrer 
Auslegung des Korans. Was der eigenen Deu-
tungshoheit nicht entspricht, ist nach Hübsch 
nicht muslimisch. So redet sie von »perver-
tierten Lesarten« der Islamisten und »soge-
nannten islamischen Ländern«; ironischer-
weise spricht jedoch die Mehrheit der Mus-
limInnen auch Hübsch als Anhängerin der 
Ahmadiyya-Bewegung das Muslima-Sein ab.

Besonders prangert Hübsch die Doppelmo-
ral jener an, die das islamische Kopftuch kri-
tisieren, aber über die westliche Freizügigkeit 
hinwegsehen. Aus feministischer Sicht lässt 
sich beides problematisieren, ist doch die Ver-
hüllung und die »Enthüllung« der Frau auf das 
gleiche Phänomen zurückzuführen: die Sexu-
alisierung von Frauenkörpern. Wenn Hübsch 
aber das Verhüllen nun als feministischen Akt 
umdeutet, mit dem die Frau dem männlichen 
Blick Einhalt gebietet, akzeptiert und festigt 
sie diese Objekti�zierung nur.

Hübschs Darlegungen zielen an den Lebens-
realitäten vieler Frauen in muslimischen Kon-
texten vorbei. Eine Frau, die sich wohlfühlt, 
wenn ihre Familie ihren Ehemann (mit-)
wählt, wenn Gott über allem steht, wird sich 
auch mit Hübschs vermeintlichem Feminis-
mus wohlfühlen. Eine Frau, die gar keinen 
Mann sucht, die außerhalb ihrer Glaubens-
gemeinde heiraten will, die schlecht behan-
delt wird und sich scheiden lassen möchte, die 
keine Frau sein will, wird von diesem Weltbild 
ausgeklammert.

Dem »FrauenFrühling« blüht die 
esoterische Unterwanderung

Nicht nur in den Religionen labeln Frauen 
sich als spirituelle Feministinnen. Im Rah-
men des Begleitprogramms »FrauenFrühling« 
des FrauenForums und der Stadt Saarbrücken 
zum Internationalen Frauentag fanden sich in 
diesem Jahr wie schon bei vergangenen Ver-
anstaltungsreihen wieder Angebote, denen 
interessierte Feministinnen mindestens mit 
Skepsis begegnen sollten. Der Verein »Frauen-
mantel – Frau im Zentrum e.V.«, der sich laut 
Satzung der »Förderung einer gemeinsamen 
Basis von integraler feministischer und/oder 
ökologischer und/oder spiritueller Arbeit« ver-
schreibt, lud ein zu einem »ganzheitlich[en]«, 
rundum »frauenstärkenden« Nachmittag im 
Saarbrücker Urwald mit besonderen High-
lights: Wildkräuter entdecken, Tanzen im 
Freien und »Waldbaden«. Wer sich mit histo-
risch gewachsenen Mythen über das Wesen 
der Frau auseinandersetzt, weiß um die ver-
wobene Beziehung von Frau und Natur: »Sie 
ist Idol und Dienerin, Quelle des Lebens und 
Macht der Finsternis; sie ist das elementare 
Schweigen der Wahrheit und ist Arglist, Ge-
schwätz und Lüge; sie ist Heilerin und Hexe; 
sie ist die Beute des Mannes und sein Ver-
derben, sie ist alles, was er nicht ist und was 
er haben will, seine Negation und sein Seins-
grund«, schreibt Beauvoir über den weiblichen 
Mythos, der eine lange patriarchale Tradition 
aufweist. Indem der Mann sich als souveränes 
Subjekt setzt, definiert er sich auch immer 
durch das Andere, das, so Beauvoir, sowohl 
die Natur als auch die Frau in der ambiva-
lenten Beziehung zum Mann umfasst. Durch 
ihre Gebärfähigkeit wird sie dadurch nicht 
nur auf natürlich-biologische Funktionen re-
duziert, sondern bündelt in Erweiterung die 
beunruhigenden Geheimnisse der Natur in 
sich. Spirituelle Pseudofeministinnen, die sich 
auf diese (männlich tradierte) Mystik berufen, 
de�nieren sich nun fatalerweise eigenständig 
als das Andere und begeben sich, anstatt die 
Frau zu entmysti�zieren, auf die Suche nach 
ihrer essentialisierten »ureigenen Weiblich-
keit«.
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Aus dem Wald ins Netz der 
Verschwörungsgläubigen

Frauenspaziergänge im Wald, möchte man 
meinen, sind noch lange keine reaktionäre 
Praxis. Ein genauerer Blick auf die Angebote 
des Vereins und seine Netzwerke stellen je-
doch seine Mitgliedschaft im FrauenForum 
und die Existenzberechtigung in feminis-
tischen Veranstaltungsreihen infrage. Die ak-
tuellen Kursangebote reichen von harmlosen 
Biogärtnern-Workshops über klar esoterische 
Meditationen bis hin zur medialen »Informa-
tionsentgiftung«. In Kooperation mit dem 
»Zentrum Annette Blasius« in Merzig – des-
sen Referentinnen unter anderem Probleme 
mit der Wirbelsäule energetisch zu heilen wis-
sen – �ndet zudem das fünfteilige Seminar 
»Frauen-Jahres-Zyklen« zum Schnäppchen-
preis von 950 Euro statt. Geleitet wird dieses 
Seminar von einer selbsternannten Tanzscha-
manin, die nach eigener Aussage »von Maria 
Magdalena, Yeshua, dem Lichtwesen E�genia, 
der Göttlichen Ur-Mutter und den Elfenwesen 
eng begleitet« wird. 

Nur einen Klick weiter �ndet sich die Web-
site des Maas-Magazins, dessen Verlegerin 
Anita Maas darüber hinaus zum Vereinsvor-
stand gehört. In ihrem Vorstellungsvideo tre-
ten auch zwei Autoren ihres Magazins auf, 
unter anderem der österreichische Mediziner 
Ruediger Dahlke, ein Vertreter der Reinkar-
nationstherapie, der nicht nur für seine kruden 
esoterischen Positionen, etwa der Propagie-
rung von Lichtnahrung, bekannt ist, sondern 
im letzten Jahr auch auf Querdenker-Veran-
staltungen gegen Coronamaßnahmen pro-
testierte und sich dabei zu den strukturell an-
tisemitischen Verschwörungstheorien zu Bill 
Gates bekannte.

Anita Maas selbst präsentiert sich medi-
al auf den ersten Blick mit ihrem Naturcoa-
ching-Angebot als typisch-baumumarmende 
Selbst�ndungshilfe, allerdings gelangt man 
durch verlinkte Interviews schnell auf höchst 
fragwürdige Webpräsenzen wie die von »Welt 
im Wandel TV«, eine große Esoterik-Organi-
sation, die auf jährlich statt�ndenden Kon-
gressen das große Geschäft mit leichtgläu-
bigen Menschen macht. In deren Mediathek 
schwadroniert Maas zwischen Interviews mit 
RechtsesoterikerInnen, WunderheilerInnen 

und Verschwörungsgläubigen über den Sinn 
des Lebens. Dass Maas derlei Inhalten selbst 
nicht abgeneigt ist, zeigt sich letztlich auch auf 
ihrem privaten Facebook-Account, wo sie Fake 
News verbreitet, vor 5G-Strahlung warnt und 
gängige Verschwörungsideologien bedient.

Transzendenz im Feminismus

Die beiden auf den ersten Blick sehr unter-
schiedlichen Versuche eines spirituellen Fe-
minismus teilen bei näherer Betrachtung ge-
meinsame Ansätze: Islamischer und esote-
rischer Feminismus essentialisieren die Frau 
oder geben ihr ein bestimmtes Rollenbild. Sie 
schreiben ihr ein bestimmtes Wesen oder be-
stimmte Eigenschaften oder P�ichten zu. Sie 
bewegen sich in der Linie eines kulturellen 
Di�erenzfeminismus, dem es mitunter an ge-
sellschaftstheoretischer Einsicht mangelt. Der 
Kern beider Ansätze ist jedoch keine emanzi-
patorische Praxis, sondern die Suche nach et-
was Übergeordnetem. Dem ordnen sich auch 
die geschlechterspezi�schen Zuschreibungen 
unter: Das Kopftuch der Muslima ermögli-
che ihr eine transzendente Beziehung zu Gott, 
der nach Hübsch auch die Grundlage ihrer 
Gleichberechtigung ist. Die Esoterikerin sieht 
das Frau-Sein an sich als Quelle der Transzen-
denz. 

Auch de Beauvoir spricht von Transzendenz 
im Feminismus. Allerdings von einer diesseits-
bezogenen: In eine Welt geworfen, die die 
Frau als Objekt setzt, muss es ihr gelingen, 
sich von diesem Objektstatus in ein Subjekt 
zu transzendieren, also einen Selbstentwurf zu 
verwirklichen, der ihre patriarchale Attribu-
ierung überschreibt. Vielleicht braucht Saar-
brücken etwas mehr Mut zur Beauvoir’schen 
Transzendenz: mehr Mut zur di�erenziert fe-
ministischen Religionskritik, mehr Mut zur 
Problematisierung von pseudofeministischen 
Inhalten und ihren bedenklichen Verstri-
ckungen.

Quellen:

Beauvoir, Simone de: Das andere Geschlecht. Sitte 
und Sexus der Frau. 5.�Au�age 2005, Rowohlt, 
Reinbek bei Hamburg.

Hübsch, Khola Maryam: Unter dem Schleier die Frei-
heit. 2014, Patmos Verlag, Ost�ldern.
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Auf SR2 läuft derzeit eine wunderbare Image-
kampagne in eigener Sache; eine von 80 Mil-
lionen ZuhörerInnen erklärt begeistert, dass 
SR2 ihr Lieblingssender und das Programm 
einfach toll sei. »Ich schalte SR2 jedes Mal ein, 
wenn ich in mein Auto einsteige«, sagt die Hö-
rerin, »die Musik ist einfach schön, sie klingt 
angenehm«. Das überzeugt durch Kompetenz 
und Urteilskraft, ähnlich wie die Antwort der 
Kellnerin in einer Münsteraner Kultkneipe, 
wenn man sie nach Wein fragt: »Wir haben 
einen roten und einen weißen. Beide lecker!« 
Ich würde vermuten, dass das Programm von 
SR2 im Auto der Dame als Hintergrundge-
räusch den kaputten Auspu� oder die schlei-
fende Bremse übertönen muss. 

Marktforschungsunfälle

Begründet werden Programmreformen im-
mer mit Media- oder Marktanalysen. Man 
versucht angeblich herauszu�nden, was der 
Konsument will, und dann versucht man, 
ein Programm zu schneidern, welches seinen 
Wünschen entgegenkommt.

Zu Studienzeiten hatte ich eine Freundin, 
die bei einem bekannten Marktforschungsin-
stitut arbeitete. Sie wurde beauftragt, für ei-
nen Autohersteller eine Markstudie über zu-
künftige Modelle durchzuführen. Die PKWs 
dieses Herstellers zierten häu�g umhäkelte 
Klopapierrollen im Heckfenster. Die Freundin 
nahm den einfachsten Weg, Probanden zu re-
krutieren. Alle, meist studentischen, Freunde 
und Bekannten wurden mit dem Angebot 
eines Mittagessens geködert. Sie verriet uns 
die Antworten auf die Eingangsfragen, mit 
denen wir uns im richtigen Marktsegment 
verorteten. Wir sahen in den entworfenen 

Einer von 80 Millionen SR2-Hörern  
beschwert sich
Von Reinhard Wilhelm

zukünftigen Modellen schon die umhäkelte 
Klopapierrolle im Heckfenster vor uns und 
fanden die Autos einfach nur schrecklich. Un-
sere Autoträume waren schnittige Autos wie 
der BMW 1602. Entsprechend sah das Ergeb-
nis der Befragung aus. Sie fand ihren Weg in 
die Tonne.

Der WDR gab natürlich vor seiner Pro-
grammreform auch eine Umfrage in Auftrag, 
in der klassik-a�ne Menschen ihre Musik-
wünsche äußern durften. Als klassik-a�n ging 
jemand durch, der auf die Frage nach seinem 
Interesse an klassischer Musik »sehr hoch«, 
»hoch« oder »mittel« geantwortet hatte. Aller-
dings stellte sich laut ZEIT heraus, dass der 
größte Teil der Befragten als Lieblingssender 
1Live, einen Popmusiksender, angab. Leider 
haben sie die Ergebnisse nicht in die Tonne 
getreten, sondern sie zur Grundlage ihrer Re-
form gemacht. 

Schon vor einigen Jahren erklärte mir die 
kurz zuvor ins Amt gekommene SR2-Wellen-
chefin Dr. Ricarda Wackers, dass laut Me-
dia-Analysen Kultur-Programme im Radio 
nur noch als Hintergrundgeräusch liefen. 
Leute wie ich, Teil der »alten Hörerschaft«, 
die gezielt Sendungen einschalteten, seien eine 
aussterbende Gattung. Dieser Analyse folgend 
wurde das SR2-Programm noch unter dem 
Vorgänger Frank Johannsen 2014 in einer Pro-
grammreform immer mehr in Richtung geho-
benen Dödelfunks umgestaltet. Das gesamte 
Tagesprogramm unter der Woche zwischen 
6.00 und 17.30 Uhr wurde auf Crossover um-
gestellt. Keine ganzen Sinfonien, Sonaten oder 
Opern mehr, stattdessen Classic Hits, einzel-
ne Sätze aus Sinfonien, Konzerten oder Etü-
den von Bach, Mozart, Beethoven oder Haydn 
und anschließend einen Folksong, ein franzö-
sisches Chanson oder ein Stück Weltmusik. 

Kultur



64

Chormusik geht gar nicht mehr. Die will laut 
der Media-Analyse keiner mehr hören.

Man stelle sich einen Menschen vor, der mit 
SR2 sozialisiert wurde, also täglich das musi-
kalische Allerlei zwischen 6 und 17:30 Uhr zu 
hören bekommen hat. Welch ein Schock wird 
es für ihn sein, wenn er bei einem Konzert 
entdeckt, dass Beethovens 9. Sinfonie nicht 
nur aus dem letzten Satz besteht, sondern tat-
sächlich vier Sätze hat, dass der zweite Satz 
von Mozarts Klavierkonzert KV 467 tatsäch-
lich noch einen Satz davor und einen dahinter 
hat, dass auch in der klassischen Musik gesun-
gen wird, teilweise sogar von mehreren Sänge-
rInnen gleichzeitig, und sich das sogar, wenn 
es gut gesungen ist, auch gut anhört. Nicht 
auszudenken! Sein ganzes bisheriges Musikle-
ben wird in Trümmern vor ihm liegen.

Die oben erwähnte Imagekampagne fällt 
zusammen mit einer heißen, bundesweit ge-
führten Diskussion über die Zukunft des 
Kulturradios. Denn einige andere ARD-Sen-
der machen sich jetzt auch auf den Weg, den 
SR2 schon vor ein paar Jahren beschritten hat. 
Die FAZ, die ZEIT und die Süddeutsche be-
richten über Entwicklungen der Kulturpro-
gramme beim WDR und beim rbb.  Ricarda 
Wackers bezeichnete damals mir gegenüber 
das reformierte Programm als »demokrati-
siert«. Im Gegenschluss muss man wohl fol-
gern, dass der Anspruch auf das Hören von 
ganzen Werken oder sogar ganzen Sendungen 
klassischer Musik undemokratisch wäre. In 
dieselbe Richtung gehen aktuelle Äußerungen 
der Programmche�n des rbb-Kulturradio, die 
für das angeblich »bildungsbürgerliche«, alte 
Programm als Eingangsvoraussetzung Grund-
kenntnisse des Köchel-Verzeichnisses und 
die Teilnahme an »Jugend musiziert« sieht. 
Schlimmere Pappkameraden kann man ei-
gentlich nicht aufbauen. Die ausschließlich 
klassische Musikauswahl habe ausschließend 
gewirkt, sagt sie. Inklusion ist ja heute ange-
sagt, hier von Konzentrationsbehinderten, de-
ren Aufmerksamkeitsspanne nicht über 5 Mi-
nuten hinausreicht.

In der Süddeutschen vom 7. Mail 2021 gibt 
Stefan Raue, Intendant des Deutschlandra-
dios ein großes Plädoyer für das Kulturradio 
ab. Einerseits schreibt er, »das Ziel der Auf-
tragsdebatte sollte die Vielfalt des Program-
mangebots sein, nicht die Engführung auf ein 
strenges Kultur- und Bildungsradio, das es so 
nur in nostalgischer Verklärung gegeben hat.« 

Andererseits aber, »der drängende Wunsch, 
Radioprogramme weiterzuentwickeln, die 
Jazz, Alte Musik, Neue Musik, Literatur und 
Sachbuch, anspruchsvolles Hörspiel und Fea-
ture, Wissenschaft und Radiokunst bietet, 
darf nicht ignoriert werden, diese Wünsche 
stammen von unseren größten Fans…«. An-
sonsten ist der größte Teil seines Artikels ein 
Plädoyer für Pro�l, Pro�l, Pro�l.

Auslöser großer Diskussionen bei WDR3 
war der Weggang der Moderatorenlegen-
den Michael Stegemann und Kalle Burme-
ster, die nach 34 bzw. 25 Jahren das Hand-
tuch warfen. Beide moderierten das Klassik 
Forum, eine tägliche, mehrstündige Musik-
sendung ohne Nachrichtenunterbrechung, 
die eine ständige Hörerschaft von immerhin 
etwa 300.000 Menschen hat. Stegemann, ein 
äußerst kompetenter und gleichzeitig unter-
haltsamer Sprecher über die von ihm präsen-
tierte Musik, Professor für historische Musik-
wissenschaft an der TU Dortmund, musste 
sich von seiner neuen Che�n sagen lassen, dass 
er weisungsgebunden sei, und sie ihm sage, wo 
es lang gehe. Beide, Stegemann wie Burme-
ster, mussten wohl erkennen, dass für sie bei 
WDR3 kein Platz mehr war.

�'�D�V���6�5�����5�H�V�W�S�U�R�4�O

Wiederholt haben sich betro�ene Redakteure, 
z.B. in der Diskussion im Künstlerhaus Ralph 
Schock, ehemaliger Literatur-Chef, und Teile 
der »alten Hörerschaft« über die Reduktion 
der Sendezeiten über Literatur beklagt. Frau 
Wackers scha�t es, diesen Rückgang mit ei-
nigen Rechenkunststücken in eine Vermeh-
rung der Sendezeit umzukehren. Nun wur-
de das Literaturmagazin BücherLese und die 
Sendung Literatur im Gespräch von wöchent-
lich auf zweiwöchentlich abwechselnd umpro-
grammiert. Beiträge aus dem Magazin wer-
den teilweise im Tagesprogramm gedoppelt 
und auch einige sonstige Beiträge zur Litera-
tur kommen dort. Aber eine Stunde Sendung 
über Literatur an einem festen Sendeplatz, da-
rauf kann sich der literatura�ne Zuhörer ein-
stellen, ein Häppchen Literatur, irgendwo zwi-
schen 6 und 17:30 Uhr eingestreut, geht im 
Hintergrundrauschen unter. 

Jürgen Albers konnte sich jahrzehntelang 
ausschließlich den Fragen an den Autor wid-
men. Er konnte die anstehenden Bücher lesen 
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und sich sogar Gedanken dazu machen. Sei-
ne Nachfolger sollen das nebenbei scha�en. 
Diese leider mehrfach anzutre�ende Überlas-
tungsstrategie hilft sicher nicht, die Qualität 
zu verbessern. Nein, sie macht es schwer, sie 
zu halten. Das sieht man auch an anderer Stel-
le. Aber ich höre schon das Argument, kein 
Geld, kein Geld! Angelegentlich der Inten-
dantenwahl wurde auch das monströse Ge-
halt des SR-Intendanten ö�entlich erwähnt. 
Darin könnte man, mit großem Gewinn für 
das Programm, mehrere Mitarbeitergehälter 
unterbringen.

Das regelmäßige, spannende, fast 20 Jahre 
von Peter Kleiß gestaltete und moderierte For-
mat Jazz – live with friends, nicht ganz ersatz-
los gestrichen, aber nicht äquivalent ersetzt. 
Kleiß konnte sich darauf sogar noch voll kon-
zentrieren. Mouvement - Musik im 21. Jahr-
hundert, lange abgescha�t. Die Musik an der 
Saar, mit festem Sendeplatz am Samstagnach-
mittag, abgescha�t, ab und zu irgendwo frag-
mentarisch eingestreut. Berichte aus der Wis-
senschaft, ich mag es gar nicht erwähnen, 
schon lange mit dem Ausscheiden von Hel-
mut Scheidgen abgescha�t. Es wird so weiter 
gehen. Störende feste Sendeplätze wie Anette 
Kührmeyers verdienstvolle und renommierte 
Hörspielzeit am Sonntagnachmittag wird, da-
rauf würde ich wetten, mit ihrem Ausscheiden 
abgescha�t werden. Resultat der Programmre-
form ist ein weitgehend pro�lloses Programm, 
Hintergrundgeräusch halt. Bleiben werden der 
Gottesdienst am Sonntagmorgen, der ist ver-
mutlich durch Verträge mit den Kirchen ab-
gesichert, und Brunners Welt. Auf beide Pre-
digten könnte ich persönlich am ehesten ver-
zichten. 

Wenn ich mir überlege, wo im derzeitigen 
SR2-Programm noch Pro�l zu erkennen ist, 
dann fallen mir auf: Die wenigen Sendungen 
mit klassischer Musik, in der noch ganze 
Stücke gespielt werden, also im Wesentlichen 
die Konzerte der Deutschen Radiophilharmo-
nie, Gerd Hegers Sendung mit französischen 
Chansons, Anette Kührmeyers Hörspielzeit, 
die Literatur im Gespräch trotz des Verlustes 
von Sendezeit, die beiden Tagesbilanzen und 
Fragen an den Autor. 

Mutlosigkeit

Eine weitere Beschwerde von Hörern betraf 
die Verlegung von Fortsetzung folgt ins ju-
gend- und vermutlich hörerfreie Spätabend-
programm. Es ging um einige Folgen von Ni-
colas Mathieus »Wie später ihre Kinder« und 
alle Folgen von Annie Ernaux’ »Erinnerung 
eines Mädchens«. Wenn man weiß, warum 
Annie Ernaux ihre Jugenderinnerungen auf-
geschrieben hat, nämlich, um die Jugend, vor 
allen Dingen die Mädchen, über Machtver-
hältnisse in menschlichen Beziehungen aufzu-
klären, kann man mit Fug und Recht die Ver-
schiebung ins späte Abendprogramm als kon-
traproduktiv betrachten. Das alles nur, weil 
man die Hosen voll und anstelle des Rück-
grats eine Gummistange hat.

Angesichts der anfangs erwähnten Image- 
und Werbekampagne fragt man sich, wes-
halb ein Sender mit 80 Millionen Hörern 
überhaupt Geld für Werbung aus dem Fen-
ster schmeißen sollte. Wie viele will er noch 
hinzugewinnen? Erst spät im Werbespot, und 
nur bei sehr genauem Zuhören, wird klar, dass 
nicht tatsächliche sondern potentielle Hörer, 
und nicht nur die von SR2, sondern die von 
allen ARD-Rundfunkanstalten gemeint sind.

Kultur
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Sagt ihre Namen!
�0�L�W�����V�D�\�W�K�H�L�U�Q�D�P�H�V���H�U�L�Q�Q�H�U�W�H���G�L�H���G�H�X�W�V�F�K���L�U�D�Q�L�V�F�K�H���.�¾�Q�V�W�O�H�U�L�Q�� 
Natascha Sadr Haghighian in den vergangenen Wochen an die  
�2�S�I�H�U���U�H�F�K�W�H�U���*�H�Z�D�O�W���L�Q���'�H�X�W�V�F�K�O�D�Q�G��

Von Bülent Gündüz

Der rechtsextremistische Terroranschlag von 
Hanau jährte sich am 19.�Februar 2021 zum 
ersten Mal. Am Abend des Vorjahres hatte ein 
Attentäter in der Stadt neun Menschen mit 
Migrationshintergrund ermordet. Nach dem 
Massaker tötete er erst seine Mutter und an-
schließend sich selbst. Ein barbarischer Akt, 
der deutschlandweit für Entsetzen sorgte, an-
gesichts der Covid-19-Pandemie aber auch 
schnell aus der ö�entlichen Wahrnehmung 
verdrängt wurde. Die Namen der Opfer waren 
ohnehin kaum bekannt: Gökhan Gültekin, 
Sedat Gürbüz, Said Nesar Hashemi, Mercedes 
Kierpacz, Hamza�Kurtovi�,�Vili Viorel P�un, 
Fatih Saraço�lu, Ferhat Unvar und Kaloyan 
Velkov starben an diesem Abend, weil sie oder 
ihre Eltern nicht in Deutschland geboren wor-
den waren.

Unter dem Hashtag #saytheirnames wurde 
zum Jahrestag des Amoklaufs dazu aufgeru-
fen, sich an die Opfer von Hanau zu erinnern. 
Während die Namen der Täter oft im Zen-
trum der Aufmerksamkeit stehen, geraten die 
Opfer und ihre Angehörigen in den Hinter-
grund. »Sagt ihre Namen« will diese Perspek-
tive umdrehen und an die Opfer erinnern. Na-
men und Gesichter sollen wieder präsent sein.

Im Innenhof der Stadtgalerie war in den 
letzten Wochen eine Installation zu sehen, die 
diese Idee aufgri�. Die Künstlerin Natascha 
Sadr Haghighian hatte dort 21�Leuchtkästen 
angebracht, die in Spektralfarben leuchteten. 
Geradezu fröhlich strahlten die Monitore von 
Himmelblau bis Zitronengelb und bilden ein 
leuchtend-farbiges Band an der Wand des In-
nenhofs. Beim interessierten Nähertreten liest 
man Namen in weißer Schrift, entdeckt den 
einen oder anderen bekannten Namen, und 
alle Fröhlichkeit weicht. 

Die Reihe der Namen beginnt mit Samuel 
Yeboah, der als politischer Flüchtling aus 
Ghana nach Deutschland kam und am 
19.�September 1991 in Saarlouis-Fraulautern 

ermordet wurde, und sie endet mit dem Na-
men Walter Lübckes, dem hessischen Re-
gierungspräsidenten, der am 1.�Juni 2019 in 
seinem Haus von einem Rechtextremisten 
erschossen wurde. Dazwischen sind unter an-
derem der Name Ahmet Sarlaks zu lesen, der 
2002 im saarländischen Sulzbach ermordet 
wurde, oder die Namen von Opfern der An-
schläge vom 19.�Februar 2020 in Hanau und 
auch die Namen von Opfern des nationalso-
zialistischen Untergrunds (NSU), die zwi-
schen 2000 und 2006 in verschiedenen deut-
schen Großstädten ermordet wurden. Es ist 
eine schmerzhaft lange Liste und doch ist sie 
unvollständig. Die Amadeu Antonio Stiftung 
geht von mindestens 213�Todesopfern rech-
ter Gewalt aus. Es gibt 13 weitere Verdachts-
fälle, die tatsächliche Zahl ist wahrscheinlich 
noch höher, im Dickicht von Kriminalstatis-
tiken sind diese aber nicht als fremdenfeind-
liche Taten registriert worden.

Natascha Sadr Haghighian ist keine Unbe-
kannte. Im Jahr�2019 bespielte sie�unter dem 
Pseudonym Natascha Süder Happelmann den 
deutschen Pavillon bei der Biennale in Venedig 
und war 2012 und 2017 Teilnehmerin der Do-
cumenta�13 sowie 14 in Kassel. Sie ist Mitglied 
der Initiative�»Gesellschaft der Freund*innen 
von Halit«, die sich nach dem NSU-Mord an 
Halit Yozgat gebildet hat. Schon seit Jahren 
beschäftigt sich die Künstlerin in ihrer Arbeit 
immer wieder mit Perspektiven einer postmi-
grantischen Gesellschaft. Im Jahr�2017 hat-
te die 1967 in Teheran geborene Haghighian 
auf der Documenta�14 in Kassel bereits eine 
Untersuchung zum Mord an dem NSU-Opfer 
Halit Yozgat präsentiert und zuvor in dem kol-
lektiven Tribunal »NSU-Komplex au�ösen!« 
mitgearbeitet.

Zu Haghighians künstlerischen Aspekten 
gehört das Spiel mit Identitäten und Biogra-
�en�– auch mit der eigenen. So hat sie ihr Pro-
jekt »Ankersentrum (surviving in the ruinous 
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ruin)« für den deutschen Pavillon auf der Bi-
ennale in Venedig im Jahr�2019 unter dem 
Namen Natascha Süder Happelmann entwi-
ckelt und mit bioswop.net eine Tauschbörse 
für Lebensläufe gegründet. Schon das Ein-
deutschen ihres iranischen Namens ist ein 
künstlerisches Statement und gehört zu ih-
rem Konzept, das Identität, Diskriminierung, 
Rassismus und Fluchterfahrungen stetig neu 
thematisiert. Immer wieder passt sie Namen, 
Geburtsdatum und Geburtsort an ihre Werke 
und die Ausstellungsorte an.

#saytheirnames ist eine Installation, die be-
rührt, und eine wichtige Geste, auch weil sich 
bundesweit nur wenige Ausstellungshäuser an 
der Aktion beteiligt haben. Schon häu�ger hat 
sich die Stadtgalerie Saarbrücken mit der Aus-
wahl der gezeigten Werke, anders als viele an-
dere Museen in der Region, deutlich positi-
oniert. Die Auswahl der Präsentationsortes 
hätte dabei besser nicht sein können. Anders 
als in den Innenräumen entsteht im ruhigen 
Hof der Stadtgalerie unter freiem Himmel tat-
sächlich so etwas wie ein Moment der Stil-
le und Besinnung, der ein Innehalten ermög-
licht. Damit ist das Werk ein wichtiger Beitrag 

zum Gedenken und zugleich eine deutliche 
Mahnung gegen Rassismus.

Katharina Ritter, ab August 2020 Interims-
leiterin und seit dem 1.�April 2021 neue Leite-
rin der Stadtgalerie und damit Nachfolgerin 
von Andrea Jahn in diesem Amt, sagt über 
ihre kuratorische Arbeit: »Ich verbinde loka-
le �emen mit globalen Entwicklungen. Das 
Ausstellen von Kunst ist mir genauso wichtig 
wie sich zusammen für eine positive Zukunft 
einzusetzen. Die dringenden �emen unserer 
Zeit sind eine gemeinsame Herausforderung, 
die eine Verknüpfung unterschiedlicher Kom-
petenzen erfordert.« Die Arbeit von Haghighi-
an ist ein erstes deutliches Ausrufezeichen in 
diese Richtung.

Foto: Stadtgalerie Saarbrücken, Innenhof.
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Das Buch, das unvollendet blieb…
Im Jahr 2017 verstarb Klaus Bohr. Der gebürtige Neunkircher – Jahrgang 1926 - war 30
Jahre im Auswärtigen Dienst der Bundesrepublik Deutschland tätig und hatte sich aus fami-
liären Gründen in Kanada zur Ruhe gesetzt.
Als Kind erlebte er am 9. November 1938 auf dem Oberen Markt in Neunkirchen, wie eine
brüllende Horde von Braunhemden die Synagoge seiner Heimatstadt brandschatzte. Erst
viele Jahrzehnte später sollte er erfahren, dass es sich bei den Tätern um NSKK-Kameraden
von Röder handelte, die dieser einige Monate zuvor verlassen hatte...
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Den meisten Menschen sind abstrakte Infor-
mationen wie statistische Erwartungswerte 
oder geometrische Größen intuitiv total un-
klar. Deshalb machen sich unsere Medien sehr 
verdient darin, solche abstrakten Informati-
onen den Konsumenten durch den Rückgri� 
auf Bezugsgrößen begrei�ich zu machen. Da-
bei spielt das Saarland als Bezugsobjekt eine 
führende Rolle. Kein Waldbrand, kein Öltep-
pich, ohne dass deren Größen unter Bezug auf 
das Saarland beschrieben werden.

»Riskant wie Skifahren im Saarland«, titelt 
die Süddeutsche Zeitung am 23. April dieses 
Jahres und greift damit eine Schlagzeile des 
Spiegels auf, nämlich dass einmal impfen we-
niger riskant sei als eine Woche Skiurlaub. 
Der Spiegel ist erstaunlich unpräzise. Er lässt 
nämlich o�en, wo diese Woche Skiurlaub ver-
bracht wird. Wäre das in Ischgl im Frühjahr 
letzten Jahres gewesen, so läge er statistisch 
gesehen total daneben. Da ist die Süddeutsche 
erfreulich präzise. Laut Martin Zips, ehemals 
in der Süddeutschen für das Saarland zustän-
dig, wird die Skiwoche im Saarland verbracht. 
Das bringt die beiden Wahrscheinlichkeiten�– 
die für einen Schaden durch Impfung und die 
für Knochen-, Gelenk- oder Bänderschaden 
beim Skifahren�– in ein gesundes statistisches 
Verhältnis zueinander.

Das wäre eine tolle Gelegenheit für unse-
re Landesregierung, den Tourismus im Saar-
land anzukurbeln. Es werden ja schon seit 
Jahren vereinzelte Touristen im Saarland ge-
sichtet, manche sicher beim Versuch, die Be-
zugsgröße zu Waldbränden, Ölteppichen und 
sonstigen Umweltkatastrophen sinnlich zu er-
fassen. Das ist aber steigerungsfähig! Daran 
sollte unsere Landesregierung anknüpfen! 
Statt eines Saarlandrundwegs – wie phanta-
sielos! – könnte sie einen Ölteppich-Rundweg 
anbieten, statt eines Jakobs-Pilgerwegs – wie 
überholt! – einen Durchmesse-einen-Wald-
brand-Weg. Statt von Karl-May-Sulzbacher- 
oder Karl-May-Dudweiler-Schleifen – was ha-
ben Sulzbach und Dudweiler mit Karl May zu 
tun? – eine Dudweiler-Pinatubo-Krater- und 
eine Sulzbach-Eyja�allajökull-Krater-Schleife. 

Und für ein Programm Skifahren im Saarland 
für Impfgegner, mit einem eingeschlossenen 
Statistikkurs, würde das Bundesgesundheits-
ministerium sicherlich großzügige Zuschüs-
se geben.

Aber das Saarland ist ja nicht nur Bezugs-
region für Umweltkatastrophen, es ist ja auch 
Informatik-Land. Kombinieren wir doch die 
beiden Aspekte und setzen IT im Sektor Tou-
rismusförderung ein. Ich stelle mir eine Öltep-
pich-App vor. Sie wird bei einer besonders 
stark vermarkteten Abendtour zum Schaum-
berg eingesetzt. An den Grenzen des Saar-
landes werden Leuchtbaken verteilt, die na-
türlich mit dem Internet verbunden sind. Der 
Tourist kommt also nach anstrengender Tour 
oben auf dem Schaumberg an, wirft die Öltep-
pich-App an und kann dann etwa zwischen 
der Exxon-Valdez- oder der Deepwater-Hori-
zon-Option wählen, und schon leuchtet eine 
Menge von Lichtbaken auf und macht ihm 
das Ausmaß der Ölteppiche sichtbar. Das wäre 
doch einmalig!

Wer ist eigentlich der saarländische Tou-
rismusminister? Vermutlich der Minister für 
Recht, Umwelt und sonstiges Gedöns. Sein 
Vorgänger Jo Leinen hat mich erheblich mehr 
beeindruckt. Er brachte seinerzeit eine Lan-
desradwegekarte heraus, die unmittelbar be-
eindruckte. Ein dichtes Netz an Radwegen, 
verkehrsberuhigt und bestens ausgebaut. Das 
Einzige, was mich beim Versuch, diesen Rad-
wegen zu folgen, störte, war, dass es viele da-
von nicht gab. Aber vielleicht habe ich mich 
damals auch verlesen, und es war die Radwe-
geplanung und nicht die Radwegekarte.

Was noch gar nicht in Erwägung gezogen 
wurde, ist die Etablierung weiterer saarlän-
discher Bezugsgrößen. Wie wäre es mit wel-
chen für kulturelle und politische Tiefstlei-
stungen, »so langweilig wie ein Saarbrücker 
Tatort« und »so schlecht regiert wie im Saar-
land unter Jamaika«.

Das waren jetzt eine Menge kostenloser Rat-
schläge für Tourismusförderung. 

Aber ich bin mir sicher, auf mich hört ja mal 
wieder keiner.

Skifahren im Saarland
Reinhard Wilhelm

Kultur
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Von Wehrden in den Warndt
�'�R�U�I�N�Q�H�L�S�H�Q���L�Q���=�H�L�W�H�Q���G�H�U���3�D�Q�G�H�P�L�H

Von Ekkehart Schmidt

Kultur

Sie gehören zu den großen Verlierern in der 
Corona-Krise: Hotels und Gaststätten. Mo-
natelang befand sich die Branche im Lockdo-
wn, reine �ekenbetriebe haben seit 14�Mona-
ten geschlossen. Die Not ist groß: »Das Gast-
gewerbe, die Hotellerie kämpfen ums nackte 
Überleben«, sagte der Vorsitzende des Ho-
telverbands Deutschland, Otto Lindner, im 
März 2021. 

Der dritte Teil dieser in Saarbrücker Hef-
te�120 begonnenen Kneipen-Radtour konnte 
entsprechend nicht in einem Rutsch recher-
chiert werden und wurde durch Telefonate 
aktualisiert. 

Ich steige in Völklingen aus dem Zug, rolle 
unter den Bahngleisen durch und schaue beim 
Weltkulturerbe nach dem »Café Umwalzer«. 
Als letztes Angebot eines Stammessens hängt 
dort das Blatt vom 19.–23. Oktober: Zuletzt 
gab es Back�sch mit Eiersoße, Bratkarto�eln 
und Salat für 7,80 Euro. Es geht über die Brü-
cke nach Wehrden, wo ich am jenseitigen Brü-
ckenkopf frontal auf eine Reihe von Spielsa-
lons tre�e, die für Ortsfremde wenig einla-
dend wirken. Zwei ganz andere Lokale sind 
einen Besuch wert – und könnten auch für 
Touristen wunderbar den Hüttenbesuch er-
gänzen.

Zum einen die »Brücken Schenke – Bingöl 
Grill«  direkt rechter Hand am Brückenkopf. 
Sie ist neben dem »Karadeniz« (Hefte 122) 
eine weitere von ursprünglich aus der Türkei 
eingewanderten Pächtern übernommene Tra-
ditionsgaststätte. Die Schenke wurde zu einer 
Teestube mit Restaurant umgebaut. Es ist das 
einzige Lokal zwischen der Saarbrücker City 
und Saarlouis, das einen Blick auf die Saar 

bietet. »Wir haben immer auf, wenn es geht, 
ohne Pause und ohne Feiertag und seit dem 
24. April wieder nur zum Mitnehmen«, er-
zählt mir die Kellnerin.

Zum anderen die Kneipe »Zum Kra�werk«. 
Wenn jemand aus Saarbrücken kommt und 
fragt, wie sich die hiesige Szenerie im schwie-
rigen Strukturwandel seit Schließung der al-
ten Hütte 1986 geändert hat, freuen sie sich. 
26 Kneipen habe es hier gegeben, hörte ich, 
fand aber selbst nur noch vier: neben den bei-
den genannten noch die »Saarstube« ein-
gangs der Scha�hauser Straße und die »Klei-
ne Kneipe« (»Es Kneipche«) im oberen Wehr-
den. Die Saarstube ist wie die vielen Lokale 
am Ortseingang eine Automatenkneipe. Von 
zwei weiteren lassen sich noch Spuren �nden: 
Aus dem großen Kino mit »Gasthaus Rupp« 
(ursprünglich »Gasthaus zur Sonne Nikolaus 
Rupp«) in der Scha�hauser Straße�8, lange 
Zeit »die Institution für Bierkenner«, wurde 
1987 die Selimiye-Moschee. Das »Gasthaus 
Kurtz« (eigentlich »Schankstätte Johannes 
Kurtz«, später »Becker Madert« bzw. »Wehr-
dener Stübchen« und zuletzt »Altes Haus«) ist 
seit 2018/19 geschlossen.
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Biegt man am großen Schild rechts in den 
Kern des sehr dörf lichen alten Wehrden, 
lässt sich das rot gestrichene Lokal »Zum 
Kra�werk« entdecken. Bei meinem Besuch 
während der Sanierungsarbeiten im Febru-
ar�v.�Cor. (vor Corona) stand am Hauptein-
gang, man möge wegen der Baustelle den Hin-
tereingang nutzen. Rückseitig fand ich mit 
dem »Biergarten« ein Kleinod der hiesigen Ar-
beiterkultur. Und fotogra�erte die Szenerie aus 
Maibaum und geschnitztem Schild der Kar-
nevalsgesellschaft »Die Rossel Anos e. V.« (ge-
nannt »Rosselanos«) – um dann weiterzufah-
ren. Ich wagte es nicht einzutreten und wollte 
ohne Aufsehen zu erregen weiterfahren. Aber 
da hatte mich schon ein Mann »ertappt«, der 
grad nach Hause gehen wollte, dann aber doch 
bei mir stehen blieb. So ergab sich mit ihm 
und Melanie Cartarius, die mit ihrem Mann 
Dennis das Lokal führt, ein nettes Gespräch 
bei einem Bitter Lemon on Ice (ich kann als 
Weintrinker in Bierkneipen ja nicht immer ei-
nen schlechten Espresso bestellen). 

Sie freuten sich über mein Interesse. Wie alt 
das Lokal ist? Der Mann verwies auf Urkun-
den an der Wand. Auf einer davon bedankte 
sich 2005 die Karlsberg-Brauerei für 50 Jahre 
treue Belieferung. Es gebe am ersten Sonntag 
im Monat ein Frühstück, das gut angenom-
men werde. Und sonntags gutes Essen, zu-
letzt Rindergulasch mit Bandnudeln und Sa-
lat für 8,50 Euro. Dann kam die Rede auf die 
damalige Inhaberin Maria Brandt. Sie habe 

morgens um 4 Uhr begonnen, Schichtenbrote 
zu schmieren, erzählte mein Informant und 
Kneipenchronist Uwe Jager. Dies vor allem 
für die Junggesellen-Arbeiter, die dann gegen 
5 Uhr kamen – für einen Ka�ee oder schon 
»ei Halwie«. Dann sei die Nachtschicht aus 
der Hütte gekommen, »um eene zu drinke«, 
manchmal seien sie erst »hemm«, wenn schon 
die Mittagsschicht kam. Das Bier habe in vier 
Reihen gestanden. So sei das bis nachts um 
1 Uhr gegangen. 

»Für die meisten ist und war immer al-
les gleich«, erinnert sich Melanie Cartarius. 
»Gleiche Zeit, gleicher Platz, gleiche Zahl Bier. 
Wenn die Kneipe einmal zu war wegen einer 
Kommunion oder Hochzeit, habe ich mir wo-
chenlang anhören müssen, dass sie woanders 
hinmussten und dort die Zwiebelchen anders 
auf dem Mettbrötchen lagen und das Bier 
nicht kalt genug gewesen sei …«

Hans Holderbaum, ein Radfahrer, der the-
matische Touren wie »Von der Kohle zum 
Stahl« anbietet, erklärte mir später den Na-
men »Zum Kraftwerk«: Nördlich von hier 
stand das älteste Kohlekraftwerk des Saar-
landes, das 2002 abgerissen worden ist. Auf 
der Brache entstand ein Amazon-Verteilzen-
trum. Es ist zwar nicht an den Ort angebun-
den, sondern hat einen direkten Autobahnan-
schluss, das sei aber wegen der rund 140�Ar-
beitsplätze wichtig für Wehrden. Das Lokal 
wird sich aber nicht in »Zum Amazon-Verteil-
zentrum« umbenennen.
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Geislautern und Ludweiler

Ich verlasse Wehrden südwärts, vorbei an 
der Mündung der Rossel in die Saar, biege in 
Geislautern in die Ludweilerstraße ab, unter-
quere die Autobahnbrücke und passiere die 
»Rosselschenke«, die seit mindestens vier Jah-
ren leer steht. 

Der Ort mit seinen 3.000 EinwohnerInnen 
war ab 1572 mit der ältesten Eisenschmelze 
an der Saar und einer Grube ein früher und 
bedeutender Standort der Montanindustrie – 
und mit der 1891–1957 bestehenden Hanse-
na Brauerei auch für die hiesige Gastronomie 
von Bedeutung. An der Pilsstube hängt noch 
immer die Getränkekarte, die verrät, dass das 
Verhältnis von alkoholischen zu nichtalkoho-
lischen Getränken 33:9 betrug, darunter bei 
Ersteren sehr viele Varianten von Schnaps, bei 
Letzteren aber zum Beispiel einfach nur »Kaf-
fee« oder »Tee«.

Die Rossel war lange Zeit eines der schmut-
zigsten Gewässer Deutschlands. »Rosselschen-
ke« ist also kein wirklich romantischer Name. 
Aber das wird die Gäste über ihrem »Klaren« 
nicht irritiert haben.

Im Dorfkern von Geislautern �nden sich 
noch Restaurants, die italienische und tür-
kische Speisen anbieten, sowie ein Imbiss mit 
vietnamesischem Essen. Es gibt ein Eisca-
fé und eine Bäckerei, aber nur noch eine ge-
ö�nete Kneipe: den »Schlossbrunnen«. Der 
Name nimmt nicht etwa auf ein etwaiges 

historisches Gebäude Bezug, sondern auf die 
Schlossbrauerei in Neunkirchen, die freilich 
schon seit 1987 Geschichte ist. Bei mehreren 
Anrufen im Mai hob niemand ab. Das Lokal 
ist wohl das erste Corona-Opfer dieser Tour. 

Stattdessen ging ich in der Pizzeria Risto-
rante »La Taverna« nebenan essen. Der un-
scheinbare Eingang war zugeparkt, und die 
Fenster wirkten wenig einladend. Doch ent-
puppte es sich drinnen als großes, rappelvolles, 
sauberes und gut eingerichtetes Restaurant. 
Ein seit 30�Jahren erfolgreicher italienischer 
Familienbetrieb. Ein Jahr später rief ich noch 
einmal an: Man hat seit April »to go« und ei-
nen Lieferdienst angeboten.

�6�S�X�U�H�Q���Y�R�Q���%�X�Q�G�H�V�O�L�J�D�S�U�R�4�V�� 
und einem Kaiser

In Ludweiler – wie Geislautern ein Straßen-
dorf mit hugenottischen Wurzeln – finden 
sich unterhalb der schönen, das Dorfbild prä-
genden evangelischen Kirche noch elf Gast-
stätten. Vier davon sind geschlossen. Weiter 
unten steht sich ein ungleiches Paar gegen-
über: »Zum Briggche« und – als au�älligstes 
Haus in der Kurve der Hauptstraße – die 
»Ratsschänke«. Die beiden Unikate besuchte 
ich kurz vor dem ersten Lockdown – seitdem 
scheinen beide geschlossen zu sein. Letztere 
war eben erst von neuen Pächtern eröffnet 
worden. Tragisch. 
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Aber das Haus hat schon viele Geschich-
ten erlebt. Errichtet wurde es 1790 – o�en-
bar schon damals als Wirtschaft. Damit ist 
es wohl das älteste noch existierende Lokal 
dieser Tour. Im Heimatmuseum nebenan ist 
es auf einem Foto von etwa 1900 als »Gast-
haus Philipp Göbel« (später Müller-Bonn) zu 
erkennen. Die Straße lag an einem Bächlein, 
das hier in den Lauterbach mündete. Um von 
einem Lokal zum anderen zu kommen, war 
ein Steg zu überqueren. In Anlehnung daran 
heißt das damalige »Gasthaus Kreis« heute 
»Zum Briggche«. 

Die heutige »Ratsschänke« mit dem 
Wirt Helmut Müller hieß noch Anfang der 
1990er-Jahre »Gasthaus Müller«. Danach 
wurde es als »Napoleone«, später »Enoteca 
Napoleon« von einem Italiener namens Pao-
lo geführt. 

Für eine SR3-Reportage unternahm Oliver 
Huttong 2006 »eine Reise hinter die Tapete« 
des Hauses. Im alten Lehmputz fanden sich 
Buchstaben, Zeichnungen und eine Jahres-
zahl: 1793. Entdeckt wurden die historischen 
Gra�ti Anfang der 1990er von Wirt Helmut 
Müller. Nach Entfernung zahlloser Schichten 
Farbe und Verputz hatte er die ursprüngliche 

Wand vor sich: »Vive le Roy« und »Vive la Re-
publique« standen da. 

Vergleichbares hat »Zum Briggche« nicht 
zu bieten, lohnt aber ebenso einen Besuch. Es 
ist völlig anders eingerichtet und hat eine an-
dere Kundschaft als all die anderen Lokale. 
An der wenig einladenden Tür wird darauf 
verwiesen, dass fast 24 Stunden geö�net ist 
– aber erst ab 18 Jahren. Eine rotlichtige Spe-
lunke? Das wäre – so kurz vor / hinter der 
französischen Grenze – aufgrund des dortigen 
Glücksspiel- und Bordellverbots naheliegend. 
Hinein also: Ich war müde vom Radeln, hat-
te Durst und mag gerne diese kleinen »Aben-
teuer«, also Erlebnisse, bei denen man vorher 
nicht weiß, wie es endet. Ich war der einzige 
Gast. Die nette Kellnerin meinte, hier sei eher 
abends etwas los.

Jenseits des »Imbiss Uhl ’s Wurstkich«, 
einem Überbleibsel des in den 1930er-Jah-
ren bestehenden »Gasthaus Uhl«, fand ich 
mit der »Bauernschenke Willi Huppert« das 
bislang authentischste alte, aber geschlossene 
Lokal und erlebte das Glück eines Gesprächs 
mit der Tochter des früheren Inhabers die-
ser Wirtschaft. Während ich die Jahreszahl 
»1851« über der Tür betrachtete, ö�nete sich 
ein Fenster, und eine Dame schaute heraus. 
Sie entpuppte sich als die 83-jährige Frau Re-
mark – die Tochter von Willi Huppert. Sie 
hätten das Lokal vor vier Jahren geschlossen, 
als ihr Mann Horst zum P�egefall wurde. Wir 
hatten ein schönes, langes Gespräch, bei dem 
sie erzählte, wie sie sich mit 17 in einen jun-
gen Mann verliebte, der als Fußballer Furore 
machte: Horst Remark. Er spielte Mitte der 
1960er-Jahre beim 1. FC Saarbrücken in der 
Bundesliga und habe sogar vom FC Bayern 
ein Angebot bekommen – was er ablehnte, 
nachdem ihm die Stammgäste sagten, dass sie 
dann nicht mehr in die Wirtschaft kommen 
würden. Die Eltern hörten 1963 auf und ver-
pachteten das Gasthaus erst 27�Jahre an eine 
»gute Köchin«, auf die weitere Pächter folgten 
– zuletzt jemand, der nach drei Monaten ver-
schwand. Da entschieden sie: »Jetzt ist gut.«

Auch ihr Sohn war Fußballpro�: �omas 
Remark. Es sei das erste Mal gewesen, dass der 
Sohn eines Bundesligaspielers diesen Sprung 
schaffte. Er spielte bei Hertha BSC, dann 
in Stuttgart und schließlich bei Olympique 
Lyon. Jetzt sei er Trainer einer unterklassigen 
Mannschaft bei Neuwied. Der zweite Sohn 
lebe seit 12 Jahren in Texas. Keiner von beiden 
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wolle die Schenke übernehmen, so steht sie 
jetzt zum Verkauf.

Weiter geht es, vorbei am »Eiscafé Venezia« 
und dem seit 1966 bestehenden Hotel und 
Restaurant »Warndtperle«, zum Marktplatz, 
an dem sich neben dem Bistro »Markt�63« 
noch die kleine, gemütliche alte Dorfkneipe 
»Altes Schoof« be�ndet. Die neue Inhaberin 
Anita Kraml änderte weder den Namen noch 
die Inneneinrichtung rund um eine sehr au-
thentische Theke. Es gelang der sympathi-
schen Frau, neue Gäste anzuziehen, ohne die 
Stammgäste zu vertreiben. Gut, dass sie in 
eine kleine Terrasse auf dem Bürgersteig in-
vestiert hat: Das rettete sie durch den Lock-
down. Am 27.�Mai ö�nete sie wieder. 

Bevor diese Radtour richtig in die Wälder 
geht, grüßt ein Lokal mit alter Aufschrift: 
»Zur Erholung«. Daraus wurde in den letzten 
Jahren vor allem bei Familienfeiern der Men-
schen arabischer und türkischer Herkunft das 
gut besuchte Restaurant »Konak«. Es über-
lebte mit Speisen zum Mitnehmen und Liefer-
service und ist seit dem 1.�Juni wieder außen 
und innen o�en.

Weiter durch den Warndt

Von Ludweiler führen zwei Wege durch den 
Warndt in Richtung Frankreich – einer über 
Lauterbach, ein anderer über St. Nikolaus 
und Karlsbrunn. Ich nahm den Letzteren und 
entdeckte nach langem Anstieg in Dorf im 
Warndt die »Warndtschenke«. Der Name lässt 
an eine Aus�ugsgastwirtschaft denken, in die 
man müde einkehrt. 

»Heute fahren die Leute mit dem Auto zum 
Parkplatz am Wald und steigen danach wieder 
ein«, sagte die Inhaberin der seit 1927 beste-
henden Konditorei »Adolphs Brotladen«, dem 
letzten Geschäft im Ort. Der »aus gegebenem 
Anlass« 2020 geschlossenen »Warndtschenke« 
gehe es auch sonst nicht gut. Später hörte ich, 
dass sie endgültig schließen musste. 

Als Entschädigung für die vielen Höhen-
meter bergauf ging es anschließend berg-
ab und über Karlsbrunn – wo sich nur noch 
zwei Wildpark-Imbissbuden be�nden – nach 
St. Nikolaus. Dort fand ich mit »Zur Post« 
die einzige von fünf im Stadtverband noch 
sichtbaren ehemaligen Postschenken, die noch 
existiert, und die »Gaststätte Richard’s«. Bei-
de scheinen echte Kneipen geblieben zu sein, 

in denen sich – wie auch im Lokal »Blockhaus 
Warndt« am See, das sich eher als Restau-
rant versteht – die Dorfbevölkerung tri�t. In 
Corona-Zeiten konnte ich nur Letzteres besu-
chen: Das 1937 aus einem hölzernen Pavillon 
heraus entstandene, einzige echte Aus�ugslo-
kal der Region hat durch immer neue Investi-
tionen des dynamischen Wirts Norbert Huber 
und seiner Frau Andrea überlebt. In diesem 
harmonischen Familienbetrieb, der seit einem 
Dutzend Jahren besteht, gibt es für die Gäste 
nicht nur »Dibbelabbes«, sondern auch »Ge-
riwwelde« oder »Kärscheplotzer«. Vor allem 
aber besteht seit Jahren eine überdachte heiz-
bare Außenterrasse, die in der Corona-Kri-
senzeit eine teilweise Erö�nung des Lokals 
erlaubte, erzählte mir Norbert Huber am Te-
lefon. Seit dem 31.�Mai sei auch innen wieder 
geö�net. Der lang ersehnte Sommer ist da: 
Also, auf in den Warndt!

Zeichnung und Fotos: Ekkehart Schmidt. Aus-
führliche Beschreibungen mit vielen Fotos aller 
genannter Lokalitäten �nden sich im Blog des 
Autors: akihart.wordpress.com
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Zu Besuch bei Volker Schütz
Der Mann mit der Game-Boy-Kamera 
�Á�Ï�Õ�Ø�Ì�Ï�Ô���Û���J�D�P�H���E�R�\���Ô�Ò�×�Ø�Ê�Ù�Ù�Ê�Ú�Ê�Ü�Ø�Ö

Von Marina Hetheier

Wie nennt man den Ort, an dem Volker Schütz seine Werke hervorbringt? Atelier, 
Dunkelkammer oder eher Labor? Jedenfalls stapeln sich darin unzählige Kartons und 
Kisten geheimnisvollen Inhalts, überall hängen Drähte heraus, technische Geräte ste-
hen neben Farben, Bilder trocknen zwischen Platinen und dazwischen blinkt eine hi-
storische Digitalanzeige aus der Zeit vor der Mondlandung. Es wird klar: Wir be�n-
den uns am �ktiven Lehrstuhl für Angewandte Nerdwissenschaften.

In einer Ecke des Raumes ist ein schwaches Blubbern zu vernehmen. »Darin«�– in 
dem Topf�– »be�ndet sich Dreck«, erklärt Schütz. Der köchelt gerade ein und ist eine 
Hauptzutat seiner Ghosts-Serie. Die weiteren Zutaten sind: ziemlich schnell bewegtes 
Licht, das bei der Aufnahme krakelige Linien und Schlieren erzeugt, digitale Kom-
pressionsartefakte, fotogra�sche Fragmente von Körpern, etwas Farbe und jede Men-
ge Schwarz.

Wobei das Licht in diesem Fall ein besonderes ist, denn Licht bewegt sich immer 
linear. Normalerweise. Das ist eine wichtige Grundlage der Fotogra�e. Mithilfe einer 
speziellen Optik, die aus einer alten Diskolampe und biegsamen Lichtleitern besteht, 
lässt sich das Licht jedoch einfangen und in Kurven und Bögen führen. Zusätzlich 
erlangt es dadurch eine Art taktile Fähigkeit, mit der es auf das Volumen der Körper, 
die es abbilden soll, reagieren kann. Daraus entstehen gespenstische Bilder, fragil und 
zugleich stark, kapriziöse Gerippe aus Licht, gesichtslose Geister.

Im nächsten Raum fällt eine Reihe sorgfältig beschrifteter Aktenordner ins Auge. 
Darin abgeheftet sind karierte Ringbucheinlagen mit aufgeklebten Papierstreifen.� 

Das hat etwas von einer Steuererklärung. Aber nur auf den ersten Blick: Auf den Pa-
pierstreifen be�nden sich zahlreiche kleine Bilder im Format 17 mal 21�Millimeter. 
Game-Boy-�ermodrucker-Format.

Tatsächlich gab es gegen Ende der 1990er�Jahre eine digitale Schwarzweißkamera, 
die auf die 8-Bit-Handheld-Konsole aufgesteckt werden konnte. Und zu dieser Ka-
mera gab es einen winzigen monochromen Drucker, der eben diese Minibildchen auf 
Endlospapier gedruckt hat. Die Ausdrucke kann man dann einscannen und zu einem 
Film zusammenmontieren. Ein gewaltiger Aufwand für ein paar Sekunden Film. Aber 
es lohnt sich: Durch die Handarbeit entsteht ein wunderschöner Slapstick-Charme mit 
wackligen Bildern, Papier�lmrissen und der Möglichkeit, jederzeit mit Edding, Tipp-
Ex und Aquarellfarben in das Geschehen eingreifen zu können. 

Jetzt kracht es! Elektronischer Lärm, eine asynchrone Mischung aus Brummen, 
Rauschen und schrägen Tönen. Auf einem Stapel alter Vogue- und Spex-Ausgaben 
thront ein Oszilloskop, analog�– was sonst. Davor liegt ein abgegri�ener Bronstein� . 

1 Zu sehen im Interview »Von Geistern und Filmen« von Georg Bense mit Volker Schütz, Saar-
brücker Hefte 99, Frühling 2008, S.27-32.

2 Bronstein, Ilja N. und Semendjajew, Konstantin A.: Taschenbuch der Mathematik. 24.�Au�.�1989, 
B. G. Teubner, Leipzig.
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